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An unfere Zefer! 


In der Schriftleitung des „Schleſiſchen Heimes“ hat ein neuer Wechſel ſtattgefunden. An die Stelle 
von Herrn Architekt May trat nach deſſen Berufung als Stadtbaurat nach Frankfurt a. M. Herr Reg. 
Baumeiſter Boehm. Aber nur für kurze Zeit: Am 31. 10. folgte er einem Ruf als Magiſtratsbaurat 
nach Frankfurt a. M. An ſeiner Stelle trete ich in die Schriftleitung ein. Das „Schleſiſche Heim“ 
hatte ſich von Beginn ſeines Beſtehens an zur Aufgabe gemacht, über den engſten Rahmen eines 
Nachrichtenblattes der provinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft hinaus ein Hort zu ſein für die Ziele 
ehrlicher und wahrer Wohnkultur, insbeſondere der minderbemittelten Schichten, die es am nötigſten 
brauchen. Es war im Verlauf der vergangenen Jahre nicht leicht, ſein Schiff durch die ſtürmiſchen 
Wogen zu ſteuern. Es wird das Beſtreben der Schriftleitung ſein, das „Schleſiſche Heim“ in bewährtem 
Sinne weiterzuführen, mit dem Ziele, die Wohnkultur unſerer Provinz zu fördern und darüber hinaus 
alle den neuen Städtebau und das neue Wohnen betreffenden Fragen klären zu helfen. 

g 5 Schroeder. 


Infolge der Schwierigleiten dieſes Wechſels mußten wir leider das Oktoberheft ausfallen laſſen. 
Wir bringen dafür die vorliegende Nummer als Doppelnummer heraus und werden bemüht ſein, das 
Dezemberheft beſonders reichhaltig zu geſtalten. Die Schriſtleitung. 


Die Ausſichten auf Finanzierung von Bauvorhaben im Jahre 1926. 
Von Syndikus Glasned. 


Obgleich es verhältnismäßig ſchwer iſt, ſchon 
jetzt, im Monat November 1925, mit einiger 
Sicherheit zu ſagen, wie ſich die Finanzierungs⸗ 
möglichkeiten im Jahre 1926 geſtalten werden, 
iſt es doch unumgänglich notwendig, ſich ſchon 
jetzt mit dieſer Frage zu beſchäftigen, weil es Tat⸗ 
ſache iſt, daß Bauten, die im Frühjahr 1926 auf⸗ 
gehen ſollen, im Herbſt 1925 vorbereitet werden 
müſſen. Irgend eine Vorausſage über die 
Materialpreiſe und die Höhe der Löhne, alſo über 
die Baukoſten überhaupt im Verhältnis zu den 
Friedenskoſten zu geben, muß als müßig an⸗ 
geſehen werden. Als annähernde Ausſichten darf 
man allerdings unterſtellen, daß eine weſentliche 
Anderung gegen den jetzigen Stand mit ſeinem 
Bauindex von annähernd 2,0 nicht zu er- 
warten ſteht. 


Im Normalfalle wird ſich die Finanzierung 
von Siedlungsvorhaben weiter auf der Hauszins⸗ 
ſteuerhypothek aufbauen. Die bis jetzt vorliegen⸗ 
den Informationen lauten dahin, daß, da laut 
Finanzausgleichsgeſetz 15—20 % der Friedens⸗ 
miete zur Förderung des Wohnungsneubaues 
verwendet werden müſſen, die Mittel für Haus- 
zinsſteuerhypotheken des Jahres 1926 ſich etwa 
auf der Höhe von 1925 halten werden, voraus⸗ 
ſichtlich ſogar eine Wenigkeit darüber. Zu er⸗ 
wähnen iſt, daß Beſtrebungen im Gange ſind, den 
Ausgleichsfonds des Staates und ſomit den der 
einzelnen Regierungsbezirke knapper auszuſtatten 
als im Jahre 1925. Es würde dies dahin führen, 
daß eine Aufbeſſerung des beſonders in manchen 
Landkreiſen ſehr niedrigen Hauszinsſteuerauf⸗ 
kommens durch die Herren Regierungspräſidenten 
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im Jahre 1926 nur in noch geringerem Umfange 
möglich ſein würde. Dem gegenüber muß betont 
werden, daß die Wohnungsnot in den Landkreiſen 
keinesfalls geringer iſt als in den großen Wohn— 
zentren. Will man der Landflucht entgegen- 
arbeiten und den Drang nach der Stadt hemmen, 
dann wird die Regierung früher oder ſpäter dem 
platten Lande eine beſondere Fürſorge im Sinne 
ſtarker Baubeihifen gewähren müſſen, und dazu iſt ein 
ſtarker Ausgleichsfonds unbedingte Vorausſetzung. 

Von vielen Seiten, leider aber nicht geſchloſſen 
von allen Seiten, wird eine Erhöhung des Durch- 
ſchnittsbetrages der Hauszinsſteuerhypothek, der 
jetzt 4000 Mark beträgt, gefordert. Hoffnung auf 
Erhöhung beſteht nach den zurzeit vorliegenden 
Nachrichten allerdings leider nicht. Es herrſcht 
beim Miniſterium bis jetzt die Anſicht vor, daß 
die mit einer Erhöhung der Hypothekenſumme 
zwangsläufig verbundene Minderung der Zahl 
der zu unterſtützenden Bauten nicht vertretbar 
und im Hinblick auf die Wohnungsnot nicht trag⸗ 
bar ſei. Die weitere Unterſuchung und die Er— 
fahrung der letzten Jahre zeigen, daß ſich daraus 
wieder in großer Zahl Bauten ergeben werden, die 
ſozuſagen an der pekuniären Rachitis leiden, 
denen ein ſolides finanzielles Knochengerüſt fehlt, 
die infolgedeſſen von vornherein an manchen 
Gebrechen leiden, die ihnen dann auf die Dauer 
anhaften und eine wahre Befriedigung an ihnen 
nicht aufkommen laſſen. Wenn ein ſolcher Bau 
nur äußere oder finanzielle Schönheitsfehler auf— 
weiſt, ſo iſt dies noch erträglich, gar mancher aber 
wird aus dem Geldmangel den Todeskeim in ſich 
tragen. Er wird den Händen des Erbauers ent⸗ 
gleiten, wird unter den Hammer kommen. Da— 
mit zerrinnt dann viel hartes Ringen in nichts. 
Oft bleiben noch Schulden an dem Erbauer per- 
ſönlich haften, und die ſonſt heilſame Sparſamkeit 
vernichtet in ſolchen Fällen oft das Glück ganzer 
Familien. 

Es wird ſich empfehlen, daß bei den Herren 
Regierungspräſidenten, bei den Magiſtraten der 
Städte und den Kreisausſchüſſen der Kreiſe jeder 
mit Siedlungsfragen Vertraute immer wieder 
auf die Gefahren zu niedriger Beleihungen hin- 
weiſt und auf ſolide Finanzierung der Neubauten 
durch möglichſt hohe Hauszinsſteuerhypotheken 
drängt. Sicher iſt es das kleinere Übel, wenn 
10—20 % weniger Wohnungen erſtellt werden, 
als wenn mit voller Sicherheit faſt 100 % der 


erſtellten Bauten finanziell innerlich tödlich 
krank ſind. 
Die allgemeinen Beſtimmungen über die 


Hauszinsſteuerhypotheken ſind faſt überall ſchon 
ſoweit bekannt, daß hier von deren Darſtellung 
abgeſehen werden kann. In vielen Fällen wird 
aber noch, wie ſich in der Praxis gezeigt hat, was 
aber für die Belaſtung der Neubauten mit Zinſen 


wichtig iſt, überſehen, daß die Verzinſung der 
Hauszinsſteuerhypothek ſeitens des Darlehns— 
gebers von 3% auf 1% jo lange herabgeſetzt 
werden muß, als ſich unter Berückſichtigung der 
Geſamtbelaſtung eine höhere Miete ergeben 
würde, als für entſprechende, vor dem 1. Juli 
1914 errichtete Wohnungen. In der Regel wird 
dies zutreffen. Oft genug wird auch auf die Mög⸗ 
lichkeit nicht geachtet, daß minderbemittelte finder- 
reiche Familien (mit 4 und mehr unverſorgten, 
hausangehörigen Kindern) und minderbemittelte 
Schwerkriegsbeſchädigte Zuſatzhypotheken zum 
Zinsſatz der Hauszinsſteuerhypotheken erhalten 
können, die zuſammen mit der Hauszinsſteuer— 
1 5 bis zu 100% der reinen Baukoſten 
ezw. bis zu 90% der Geſamtkoſten betragen dürfen. 

Selbſt in dieſen günſtigſten Fällen bleiben 
10% der Geſamtkoſten bezw. der Preis von 
Grund und Boden ungedeckt, ganz abgeſehen von 
den ſonſtigen, mit einer Anſiedlung verbundenen 
Koſten, die im allgemeinen höher als die eines 
Umzuges ſind. 

Nur in den ſeltenſten Fällen wird der Siedler 
bei der allgemein herrſchenden Kapitalſchwäche 
die Reſtkoſten aus eigenen Mitteln decken oder als 
Darlehen aus Verwandten- oder Freundeskreiſen 
erhalten können. Auch Arbeitgeberdarlehen für 
aktive Beamte, Bauhilfen ſeitens induſtrieller 
Arbeitgeber, Umwandlungen von Renten in 
Kapital können nur in ſeltenen Fällen in Be— 
tracht gezogen werden. Für alle übrigen Fälle 
bleibt nur die Aufnahme einer erſtſtelligen Hypo⸗ 
thek übrig. Als unmittelbare Folge der herrſchen— 
den Kapitalnot koſten aber leider derartige Hypo⸗ 
theken, ſelbſt bei Inſtituten, an denen der Staat 
oder ſonſtige öffentliche Körperſchaften maßgeblich 
beteiligt ſind, noch immer zirka 12% vom Nenn⸗ 
betrage der Pfandbriefe, ſoweit es ſich um 10 ig 
verzinſte Papiere handelt. Der Effektivzinsſatz, 
berechnet auf die bar ausgezahlte Summe, beläuft 
ſich ſogar auf über 13 %, weil zwangsläufig beim 
Abſatz der Pfandbriefe ein Kursverluſt von zirka 
12% eintritt. Auch vom Ausland her iſt mit 
einer Hilfe auf dem Gebiete des Zinsſatzes kaum 
zu rechnen, da auch die zurzeit angebotenen Aus⸗ 
landsdarlehen mit verhältnismäßig hohen Grund— 
zinſen und Abſchlägen bei der Auszahlung der 
Darlehnsſummen rechnen. Berückſichtigt man, 
daß die erſte Hypothek effektiv, d. h. in ihrem bar 
erhaltbaren Betrage, nur zirka 20% der reinen 
Baukoſten beträgt, ſo ergibt ſich in jedem Normal⸗ 
falle, daß 20% der Koſten als Spitze ungedeckt 
bleiben. Gerade dieſe Spitzendeckung iſt, wie all— 
gemein bekannt, der Sorgenpunkt jeder Siedlung. 

Insbeſondere wird aber noch ein Umſtand oft 
zu wenig beachtet: 

Die Hauszinsſteuerhypothek wird, wenn ſie 
nach vieler Mühe endlich erreicht iſt, nur in lang⸗ 
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ſam fließenden, kleinen Raten ausgezahlt, die 
erſte Hypothek iſt erſt nach Rohbaufertigkeit und 
auch dann oft erſt nach langer Wartezeit erhält⸗ 
lich. Die Materiallieferanten und die Bau- 
handwerker aber ſind zurzeit in der Regel nicht in 
der Lage, ihre Leiſtungen und Lieferungen zu 
ſtunden, ſondern ſogar faſt immer auf Vorſchüſſe 
angewieſen, und beſonders der Bauplatz muß faſt 
ſtets ſofort bar bezahlt werden. Somit iſt die 
Aufnahme von Zwiſchenkredit ſtets unumgänglich 
notwendig. Gelingt deſſen Beſchaffung über⸗ 
haupt, was ſchon mit großen Schwierigkeiten 
verbunden zu ſein pflegt, jo koſtet er ſehr erheb⸗ 
liche Zinſen, die faſt ſtets zwiſchen 12—24 % 
liegen. Es kann nur dringend davor gewarnt 
werden, auf den Anſatz dieſer Zinſen bei der Er- 
mittlung der Geſamtkoſten zu vergeſſen. Faſt 
ſtets machen ſie effektiv / der Bauſumme aus, 
und ihre Nichtberückſichtigung hat ſchon manchen 
Bau zum Erliegen und zur Zwangsverſteigerung 
kommen laſſen. Es muß ferner dringend davor 
gewarnt werden, die Zwiſchendeckung in den ſo⸗ 
genannten Selbſthilfeleiſtungen zu ſuchen und 
dieſe in gutem Glauben zu hoch in den Finan⸗ 
zierungsplan einzuſetzen. Im Gegenteil muß 
ſtets darauf gehalten werden, daß das Vorhaben, 
beſonders im Ausbau, zunächſt auf das Außerſte, 
und zwar ſo weit eingeſchränkt wird, daß ſeine 
inanzierung einſchließlich Zwiſchenkredit, 
Jinſen und Nebenkoſten einwandfrei geſichert iſt. 
So mancher alsbald vorgenommene Ausbau, der 
leicht noch auf 1—2 Jahre hätte zurückgeſtellt 
werden können, hat zum Verluſt des ganzen 
Hauſes geführt. Es kann nicht ernſt genug darauf 
hingewieſen werden, daß für Zwiſchenkredite für 
das Jahr 1926 zurzeit noch äußerſt ſchlechte Aus⸗ 
ſichten herrſchen. Wenn auch der Locarno- 
Vertrag einige Hoffnung auf Beſſerung auf⸗ 
kommen ließ, ſo darf nicht überſehen werden, daß 
das Dawes⸗Gutachten von Deutſchland im Jahre 
1926 erhöhte Leiſtungen fordert. Die Spar⸗ 
möglichkeiten ſind bei den allgemein knappen 
Verdienſtverhältniſſen und der trotz Preis⸗ 
ſenkungsſtreben noch unverhältnismäßig hohen 
Bedarfspreiſe bei den reinen Verzehrern, aus 
deren Reihen gerade die Siedler ſtammen, noch ſo 
gering, daß auch auf dieſem Wege Baugelder 
bezw. Spitzendeckungen nicht erreichbar ſein werden. 
Die zweite Möglichkeit, öffentliche Bauhilfs⸗ 
gelder zu erlangen, bietet das Verfahren 
zur Förderung von Landarbeiter⸗ 
wohnungen. Ein bedeutender Vorteil liegt 
darin, daß die Staatsdarlehen für dieſen Zweck 
un verzinslich gegeben werden und nur in 
Raten zurückzuzahlen ſind. Die Raten ſind bei 
Werkwohnungen auf 10 Jahre, bei Eigenheimen 
auf 20 Jahre verteilt. Der Förderungsſatz 
beträgt: 
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bei Werkwohnungen 35 NM für 1 qm Wohn⸗ 
fläche und 18 „ für 1 qm Stallfläche, 

bei Eigenheimen 40 % für 1 qm Wohnfläche 

und 20 / für 1 qm Stallfläche. 

Bei Optanten, Rückwanderern und Kriegs- 
beſchädigten können dieſe Sätze um 15 M je qm 
Wohnfläche und 10 / je qm Stallfläche bis 
zum Höchſtbetrage von 1000 / je Wohnung er- 
höht werden. Im Regelfalle werden durch dieſe 
Baubeihilfen 25—30% der Koſten gedeckt, 
während 20% durch die bereits erwähnte erſt⸗ 
ſtellige Beleihung beſchaffbar ſind. Ungefähr die 
Hälfte bleibt bei dieſer Art von Neubauvorhaben 
als ungedeckte Spitze übrig, ſo daß bei derartigen 
Bauten noch größere Vorſicht geboten iſt, als bei 
den mit Hauszinsſteuerhypotheken geförderten. 
Die zurzeit vorliegenden Nachrichten lauten dahin, 
daß in Preußen der Bau von Landarbeiter⸗ 
wohnungen im Jahre 1926 vorausſichtlich im 
gleichen Umfange und in der gleichen Weiſe ge- 
fördert werden wird, wie im laufenden Jahre 1925. 

Erwähnenswert iſt noch als Erſcheinung der 
neueſten Zeit die Bildung einer Reihe von mehr 
oder minder umfangreichen Bauſparkaſſen, die 
unter den verſchiedenſten Namen auftreten. Die 
Programme dieſer Bauſpargemeinſchaften zeichnen 
ſich durchweg dadurch aus, daß ſie den Sparern 
verhältnismäßig günſtige Ausſichten auf die Er⸗ 
bauung eines Hauſes bezw. die Hergabe der er— 
forderlichen Bauhilfsgelder machen, daß ſie aber 
im allgemeinen eine feſte rechtliche Bin⸗ 
dung in ihren Verpflichtungen gegenüber dem 
Sparer vermiſſen laſſen. Es darf nicht verkannt 
werden, daß das Zuſammenholen kleinerer und 
kleinſter Sparbeträge und die Werbetätigkeit für 
derartige Bauſpargemeinſchaften mit ſo ver⸗ 
hältnismäßig großen Verwaltungsunkoſten ver⸗ 
bunden iſt, daß ein weſentlicher Teil der Beitritts⸗ 
gelder bezw. der Spareinlagen auf dieſem Wege 
unproduktiv für die Bauvorhaben zwangsläufig 
verloren gehen muß. Es haben Unterſuchungen 
namhafter Statiſtiker ergeben, daß die von 
manchen Spargemeinſchaften gemachten Ver⸗ 
ſprechungen nicht haltbar ſind. Da es ſich aber 
im allgemeinen um Gründungen jüngſten 
Datums handelt, kann nur größte Vorſicht 
empfohlen und vor allen Dingen geraten werden, 
ſtets darauf hinzuwirken, daß die Verſprechungen 
in eine rechtlich verbindlche Vertragsform ges 
bracht werden. 

Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß 
ſich die Wohnungsbautätigkeit im Jahre 1926 im 
weſentlichen auf dieſelben öffentlichen Hilfs⸗ 
verfahren ſtützen wird, wie im Jahre 1925, daß 
die Hilfsquellen vorausſichtlich dieſelbe Stärke 
haben werden wie im laufenden Jahre, und daß 
eine weſentliche Erſchwerung bei der Erlangung 
von Zwiſchenkredit eintreten wird. 
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Baublock und Straße im Städtebau. 
Eine formgeſchichtliche Studie. 
Von Privatdozent Dr. Bechtel, Breslau. 


As neueren Veröffentlichungen über Fragen des 
Städtebaues hören wir öfters eine gewiſſe Ab- 
neigung gegen den Städtebau des Mittelalters 
heraus. Gewöhnlich wird er mit einer kühlen 
Handbewegung abgetan, als romantiſch bezeichnet. 
und es wird darauf hingewieſen, daß unſere 
moderne Zeit ſich frei von romantiſchen Empfin⸗ 
dungen im Städtebau zu halten habe. Wie iſt 
dieſe Stellungnahme zu erklären und iſt ſie 
berechtigt? 

Der moderne Städtebau ſteht grundſätzlich im 
Gegenſatz zu der Auffaſſung des wirtſchaftsliberalen 
Städtebaus des vergangenen Jahrhunderts. Ver⸗ 
gegenwärtigen wir uns kurz den Wechſel der An⸗ 
ſchauungen! Am Ende des 18. Jahrhunderts hatte 
ſich in der Philoſophie der Begriff des Naturrechts 
— Freiheit und Gleichheit der Menſchen — durch⸗ 
gelest, und im Sozialleben hatte man wie im 

irtſchaftsleben unter dem Schlagwort des 
laissez faire, laissez passer mit allen alten 
Schranken, die der Merkantilismus vom Mittel⸗ 
alter her konſerviert hatte, aufgeräumt. Es iſt uns 
durch die Wirtſchaftsgeſchichte überliefert, daß man 
ſchon um die Mitte des 18. Jahrhunderts des Bevor⸗ 
mundens und Zuvielregierens — zuerſt in Frank— 
reich (pour gouverner mieux, il faudrait gou- 
verner moins) — ſatt geworden war, daß man 
glaubte, die Feſſeln der zentraliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
politik ungeſtraft wegwerfen zu können, um unter 
dem wirtſchaftsliberalen Ideal von der Heiligkeit 
des Eigentums und der freien Konkurrenz allen 
Triebkräften des Unternehmungs⸗ und Erwerbs⸗ 
geiſtes freien Raum zu ſchaffen. 

Wie die Heiligkeit des Eigentums (3. B. am 
ſtädtiſchen Grund und Boden) in den Bauord— 
nungen annähernd bis zum Ende des vorigen 
Jahrhunderts faſt bis zur Selbſtvernichtung förm⸗ 
lich anerkannt wurde, welche Folgen der ziel- und 
planloſe Bau der in raſend ſchnellem Tempo wach⸗ 
ſenden Großſtädte bei jener Maxime des Gehen— 
und Geſchehenlaſſens hatte, braucht hier nicht aus⸗ 
geführt zu werden. 

Faſt bis zur Jahrhundertwende dauerte es, ehe 
die Aufdeckung der Wohnungsmißſtände und die 
Reaktion dagegen einer neuen Auffaſſung von den 
Zielen und Aufgaben des Städtebaues den Weg 
bahnten. Zu einem guten Teil iſt der Beginn 
jener Sinnesänderung auf das Buch von Camillo 
Sitte „Der Städtebau nach ſeinen künſtleriſchen 
Grundſätzen“ (1889) zurückzuführen. Auf C. Sitte 
geht ja auch die Begründung der Zeitſchrift „Der 
Städtebau“ (ſeit 1903) zurück, die jahrelang die 
einzige Stelle für die öffentliche Erörterung ſtädte⸗ 
baulicher Probleme bildete. Mit Sittes Augen 


erkannte man bald die Reize der alten Städte und 
bemühte ſich nun — in leider falſcher Romantik —, 
ſie von neuem erſtehen zu laſſen. In der Begeiſte⸗ 
rung für die alten maleriſchen Städtebilder ging 
man aber zu weit. Die „Motive“ aus Nürnberg 
und Rothenburg o. T. (vergl. Bayeriſches Viertel 
in Berlin) paßten nicht in die modernen Groß— 
ſtädte, deren Leben und Wachſen von den Erfin⸗ 
dungen der neuen Maſchineninduſtrie und Elektro⸗ 
technik, vom Großbetrieb und Schnellverkehr beein⸗ 
flußt und geſtaltet wurden. So mußte ein Riß 
entſtehen zwiſchen dem wirklichkeitsfremden Streben 
nach ſchwärmeriſcher Erneuerung einer verklun⸗ 
genen Zeit und der rauhen Forderung der Gegen⸗ 
wart, die in der modernen Großſtadt geſunden und 
zweckmäßigen Wohn- und Arbeitsraum für eine 
überwiegend (rund 80 %) minderbemittelte Bevöl⸗ 
kerung verlangte. Man verſteht die Enttäuſchung 
und Ernüchterung vieler Städtebauer, die dann in 
einer Zeit, wo man alles Alte über Bord warf, 
nicht nur die eklektiziſtiſche Nachahmerei verur⸗ 
teilten, ſondern bis zur völligen Ablehnung des 
mittelalterlichen Städtebaues als Vorbild für 
moderne Aufgaben gingen. 

Bei dieſer Verurteilung des hiſtoriſchen Städte⸗ 
baues überſah man jedoch, daß die alten Werte für 
uns Heutige genutzt werden könnten, wenn wir 
nur die richtige Einſtellung zu ihnen gewännen. 
Nicht der Städtebau des Mittelalters iſt romantiſch 
ſchlechthin, ſondern unſere Auffaſſung von ihm 
war es. Aus der Geſchichte des Städtebaues ſollen 
wir nicht lernen, wie die Alten gebaut haben, 
ſondern warum ſie ſo gebaut haben; nicht die 
ſichtbaren Formen ſind entſcheidend, ſondern der 
Geiſt, aus dem die Formen entſtanden ſind. Nur 
ſo bedeutet Geſchichte „die Vergangenheit wieder 
lebendig werden laſſen“. 

Bei der Ablehnung des alten Städtebaues als 
Vorbild war ausſchlaggebend die auf voreiligen 
Schlüſſen beruhende Annahme, daß man im 
Mittelalter nicht zielbewußt und planmäßig vor⸗ 
gegangen ſei, ſondern daß aus Zufälligkeiten jene 
ſchönen Städtebilder entſtanden wären. Unſere 
Zeit aber müſſe ſich bemühen, gerade im Städte⸗ 
bau zielbewußt und planvoll vorzugehen, um das 
Gehen- und Geſchehenlaſſen des 19. Jahrhunderts 
hier endlich durch etwas Beſſeres zu erſetzen. 
Stellt man aber die Frage nach dem Sinn des 
mittelalterlichen Städtebaues, unterſucht man 
wirklich einmal, ob die Menſchen jener Zeit plan⸗ 
los oder planmäßig gebaut haben, ſo wird man 
finden, daß unſere romantiſche Auffaſſung vom 
alten Städtebau unrichtig iſt, und daß wir noch 
heute vom Mittelalter lernen können. 
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Zur Beweisführung ſoll hier eine Betrachtung 
über das Verhältnis von Block und Straße im 
mittelalterlichen Städtebau dienen. In einer 
zweiten Unterſuchung ſoll gezeigt werden, daß die 
ſcheinbar ganz moderne Frage der Landesplanung, 
der Verbindung von ſtädtiſcher und ländlicher 
Siedelung bereits im ſpäteren Mittelalter, 
wenigſtens für ein Teilgebiet des öſtlichen Deurſch⸗ 
land, die frühere Provinz Poſen, einer Löſung zu⸗ 
geführt wurde. 

Die Geſchichte des Mittelalters und Städtebaus 
läßt ſich in zwei deutlich abgeſetzte Stilepochen 
ſcheiden: eine erſte frühere Epoche reicht bis zur 
Mitte des 13. Jahrhunderts, die zweite umfaßt 
die Zeit von rund 1250 bis zum Ende des 
15. Jahrhunderts. 0 

Formgeſchichtlich wie wirtſchaftsgeſchichtlich iſt 
der Markt für die frühmittelalterliche Stadt der 
Ausgangspunkt der Betrachtung. Die Stadt, über⸗ 
wiegend von Ackerbürgern bewohnt, unterſchied 
ſich zuerſt nur durch das Vorhandenſein des 
Tauſchverkehrs auf dem Markte von den dörflichen 
Siedelungen, wo in geſchloſſenem Wirtſchaftskreis 
die einzelne Wirtſchaft faſt alles erzeugte, was ſie 
brauchte. Deshalb finden wir Gewerbetreibende 
nur in den Orten mit Tauſchverkehr, eben in den 
Städten. Von einem ſelbſtändigen ortsanſäſſigen 
Handel konnte aber auch hier in jener Zeit noch 
keine Rede ſein. Handel exiſtierte nur in der Form 
des Großwanderhandels. Der mit dem Wagen⸗ 
zuge reiſende Händler, der in der Frühzeit zur 
Deckung etwaiger Bedarfslücken und zur Befrie⸗ 
digung von Luxusbedürfniſſen (3. B. nach auslän⸗ 
diſchen Gewürzen, feineren Tüchern, Schmud- 
gegenſtänden u. a.) erſchien, 7 
draußen vor der Stadt feil. In der Nähe des 
geſchützten Stadtbezirks, der Domfreiheiten oder 
Burgbezirke (typiſch hierfür ſind Münſter i. W. 
und Halberſtadt, beide im 10. Jahrhundert), ent⸗ 
ſtand eine ſtraßenförmige Stadterweiterung, die 
den eigentlichen Marktplatz einſchloß. Daher iſt 
die Form des Marktplatzes in jener Frühzeit die 
eines Straßenmarktes. Da der Markt nur an 
großen Feſttagen (1—3 mal im Jahre) abgehalten 
wurde, ſo konnte der Straßenmarkt noch nicht zum 
Ausgangspunkt von Siedlungen werden. Erſt 
mit der Zunahme des Handelsverkehrs, der im 
11. Jahrhundert für manche Handwerkerſtadt un⸗ 
entbehrlich zu werden anfing, entſtanden an den 
großen Handelsſtraßen Städte, in denen der 
Marktplatz zum Kern der Siedlung wurde. Aus 
dieſer Zeit ſtammen die Stadtanlagen, die ſich — 
beſonders in Süddeutſchland — längs des Straßen⸗ 
marktes aufbauen. Man kann hier deutlich den 
Unterſchied zwiſchen Wohn⸗ und Verkehrsſtraßen 
an ihrer Breite und Linienführung beobachten. 
Die Wohnſtraßen wurden je nach Bedarf durch 
Aufteilung des Geländes zwiſchen der Stadtmauer 
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und dem in der Mitte ſich hindurchziehenden 
Straßenmarkte gewonnen. Lediglich die unregel⸗ 
mäßige Führung der gelegentlich gezogenen und 
nach und nach bei auftretendem Bedarf angelegten 
Wohnſtraßen erzeugte hier und da das Bild vom 
ſcheinbar regelloſen Durcheinander der Städte des 
11. Jahrhunderts. Aus dem Ende dieſes Jahr⸗ 
hunderts kennen wir aber Stadtpläne, die uns 
beweiſen, daß man ſchon zu einer ſyſtematiſchen 
Anlage der Wohnſtraßen überging. Es ſind dies 
die Städte, deren Straßen — ähnlich den Meri⸗ 
dianprojektionen in die Ebene — eine Vermittlung 
zwiſchen der runden Umwallung und der gerade 
durchlaufenden Marktſtraße zeigen. 

Im 12. Jahrhundert kann man dieſes Streben 
nach einem Stadtplanſyſtem noch deutlicher ver⸗ 
folgen. In Form eines langgeſtreckten Rechteckes 
wurde jetzt bei Neugründungen der Markt ſeitlich 
neben der breiten Marktſtraße angelegt. Die recht⸗ 
eckige Begrenzung pflanzte ſich auf den Anſchluß 
der Straßen fort. Da die Stadtpläne mit den von 
der Hauptverkehrsſtraße faſt rechtwinklig abzwei⸗ 
genden Wohnſtraßen in ihrer Grundform eine 
gewiſſe Ahnlichkeit mit den Rippen eines Blattes 
zeigen, ſpricht man hier vom Rippenſyſtem. Es 
iſt jedoch zu beachten, daß die Wohnſtraßen in 
ihrem weiteren Verlaufe je nach der Lage des 
Bauplatzes und nach den jeweiligen Bedürfniſſen 
gerade (in der Ebene) oder geſchwungen (bei hüge⸗ 
ligem Gelände) geführt wurden. Im letzteren 
Falle wurden die Straßenfluchten gebrochen oder 
gezahnt. Entſcheidend bleibt aber, daß in der 
rechtwinkligen Straßenabzweigung ſich die ſtärkere 
Rückſichtnahme auf die neue und beſondere Form 
des ſtädtiſchen Wohnhauſes bemerkbar macht. 
Denn wir treten jetzt in die Zeit ein, wo der dörf⸗ 
liche Fachwerkbau infolge der zahlreichen Feuers⸗ 
brünſte durch den Steinbau langſam verdrängt 
wurde. Bei den Bränden gingen meiſtens ganze 
Stadtteile, oft auch wohl die geſamte Stadt inner⸗ 
halb der Mauern in Flammen auf. Der Wieder⸗ 
aufbau erfolgte meiſt ſo, als ob es ſich um eine 
Neuanlage handelte, bei der man die ſeit der erſten 
Anlage inzwiſchen erworbenen Grundregeln des 
Städtebaus zur Anwendung brachte. So iſt es zu 
erklären, daß in manche alte Stadt mit frühem 
Gründungsjahr die rechtwinklige Eckenbildung der 
Baublöcke im Sinne des Rippenſyſtems eindrang, 
ein Beweis dafür, daß man den neuen Schatz feſter 
Grundſätze planmäßig verwandte. 

In der erſten Hälfte des 13. Jahrhunderts macht 
die bis dahin immerhin noch zaghaft auftretende 
Rückſichtnahme auf rechtwinklige Blockgeſtaltung 
weitere Fortſchritte. Immer mehr Bauten wurden 
von den Bürgern in Stein ausgeführt. Durch den 
Um⸗ und Ausbau der alten Fachwerkrathäuſer 
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durch die zahlreicher werdenden, gemeinwirt⸗ 
ſchaftlich betriebenen Nutzbauten (Schlachthäuſer, 
Fleiſchbänke, Mühlen u. a.), die im neuen 
gotiſchen Hauſteinbau aufgeführt wurden, nahm 
auch das gotiſche Wohnhaus mehr und mehr einen 
eigenartigen Typus, den des ſtädtiſchen Reihen⸗ 
hauſes, an. Die Straßen wurden jetzt zu Häuſer⸗ 
zeilen. Folgerichtig wandte man nun bei Neu⸗ 
anlagen oder dem Wiederaufbau von Städten und 
Stadtteilen ein rechtwinklig ſich durchkreuzendes 
Syſtem von Längs- und Querſtraßen (wie z. B. in 
Minden i. W. oder Jena) an. Somit wurde die 
Urform für das ſpätere Stadtplanſchema des oſt⸗ 
deutſchen Koloniſationsgebietes durch ſchrittweiſes 
Vorgehen in den Städten weſtlich von Elbe und 
Saale ausgebildet. 

Als um die Mitte des 13. Jahrhunderts 
die gewaltige Expanſion nach dem Oſten 
einſetzte, war man alſo in der Stadtplan⸗ 
bildung bereits auf einem Höhepunkte ange⸗ 
langt. Bei dieſer Einſtellung zur Geſchichte des 
Städtebaues kann man es verſtehen, warum öſtlich 
der Elbe und Saale die Stadtgründungen zu Hun⸗ 
derten nach demſelben vereinfachten Syſtem, einem 
Schema, angelegt wurden. Dieſes oſtdeutſche 
Stadtplanſchema zeichnete ſich durch die quadra⸗ 
tiſche Marktgeſtaltung und rechtwinklige Straßen⸗ 
abzweigung, wie auch durch geradlinige Straßen⸗ 
führung, da es ſich um Städte in der Ebene han⸗ 
delte, aus. Der Baublock war hier wirklich als 
Bauelement der Stadt verwendet worden. Das 
Feſthalten am Planſchema mit ſeiner beſtimmten 
Größe ging ſo weit, daß man bei Erweiterungen 
oder großen Städten das Schema mehrmals neben⸗ 
einander wiederholte (3. B. in Roſtock). Das oſt⸗ 
deutſche Stadtplanſchema iſt bis zum Ende des 
Mittelalters das herrſchende geblieben; denn auch 
die Stadterweiterung der älteren Städte weſtlich 
von Elbe und Saale erfolgte in dieſer Form (3. B. 
die nördliche Vorſtadterweiterung Stuttgarts im 
15. Jahrhundert). 

Man könnte vielleicht einwenden, daß die Nei⸗ 
gung zu ſyſtematiſcher Behandlung der Stadtpläne 
(rechteckige Block-, geradlinige Straßenanlage) zu⸗ 
fällig entſtanden ſei. Zur Widerlegung dieſes 
Einwandes genügt es, auf die erwähnte maſſen⸗ 
hafte Wiederholung hinzuweiſen. Hat man doch 
rund 300 faſt gleicher oder ähnlicher Stadtgrün⸗ 
dungspläne zwiſchen Elbe und Memel gezählt. 
Außerdem glaube ich aber, daß die Planſyſtematik 
einer allgemeinen Neigung des gotiſchen Menſchen 
entſprach.“) Wie zielbewußt und zweckdenkend 


*) In dieſem Zuſammenhang ſei kurz an den Streit um 
die Ulmer Münſter⸗Platz⸗Bebauung erinnert. Es kann 
gewiß nicht anders ſein, als daß Menſchen, die bauen 
wollten, auch planmäßig bauen wollten, daß die Menſchen 
des gotiſchen Zeitalters genau ſo, wie zu allen anderen 
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dieſer in wirtſchaftlichen Dingen vorging, zeigt 
uns ein Blick in die gleichzeitige Wirtſchafts⸗ 
geſchichte, und die ſpätere Abhandlung wird dies 
an dem Beiſpiel der oſtdeutſchen Landesplanung 
nachweiſen. Die Stadtplanſyſtematik entſprach 
aber auch dem baukünſtleriſchen Wollen der Gotik. 
Es ſind ja zahlreiche Entwürfe und Einzelzeich⸗ 
nungen zu den gotiſchen Kirchen erhalten, die das 
mathematiſche Tüfteln der Bauleute, ihr Suchen 
nach typiſchen Formen in der zweiten Hälfte des 
Mittelalters verraten. Die Durchbildung der 
künſtleriſchen und konſtruktiven Bauglieder, die 
Strebeſyſteme mit Strebebögen, Pfeilern und 
Fialen, das Maßwerk und der bildneriſche Schmuck 
der Krabben und Kreuzblumen geben uns deut⸗ 
lichen Aufſchluß über ihr künſtleriſches Wollen. 
Wenn man nun in neuerer Zeit, mit unſeren 
Augen geſehen, die Städte des Mittelalters als 
maleriſche Romantik lobte oder verurteilte, jo 
beachtete man in jedem Falle nur die im Laufe der 
Jahrhunderte langſam gewordenen Architektur⸗ 
bilder. Da allerdings zeigt ſich das maleriſche 
Durcheinander alter und neuer, großartiger und 
beſcheidener, hölzerner und ſteinerner Bauten. 
Hier hat ſcheinbar der Zufall eine große Rolle 
geſpielt. Aber man darf nicht überſehen, daß der 
oft gerühmte harmoniſche Zuſammenklang bei 
alten Städtebildern nur durch richtiges Einordnen 
des Neuen in das bereits Vorhandene erzielt 
worden iſt, und daß ſich darin doch wieder ein ziel- 
bewußter Wille der mittelalterlichen Bürger- 
gemeinden ausſpricht, nämlich das Streben nach 
Eingliederung der individuellen Sonderwünſche in 
Die Grundlagen 
für den Aufbau der Städte aber haben die mit 
kraftvollem Wollen geſtalteten Stadtpläne geliefert. 
Sie ſind die Geſchichte des Ringens um die beſte 
Block- und Straßengeſtaltung, fie zeigen den Weg 
von der Ackerbürgerſtadt des frühen Mittelalters 


bis zur Stadt der anbrechenden Renaiſſance. 


Zeiten, einer würdigen Kirche einen würdigen Vorplatz 
zu geben beabſichtigten. Und gewiß ergab ſich die 
„Romantik“ nur durch gutes und feinfühliges Einordnen. 
Inwieweit das überhaupt bei dem Ulmer Wettbewerb 
verſucht und erreicht worden iſt, könnte nur von einem 
Preisgericht, das ſich dieſe Aufgabe ſtellt, erneut ent⸗ 
ſchieden werden. Nur müßte man den Fehler vermeiden, 
Plätze mit gewiſſermaßen nebenſächlichen Requiſiten 
ſchaffen zu wollen. Wenn man eine wirklich klar und 
eindeutig umriſſene Aufgabe ſtellt, ſo wird ſie ihre Löſung 
von berufener Hand finden. Die gotiſchen Menſchen 
haben eine große Kirche mit ſchonender Hand in ein 
enges Gewirr von Gaſſen eingepaßt. Unſere Zeit will 
die Inkongruenz zwiſchen altem Bauwerk, ſinnlos frei⸗ 
gelegtem Platz und neuer Bebauung beſeitigen. Man 
gebe alſo eine Aufgabe für eine ſinnvolle Bebauung und 
laſſe die planmäßige Auffaſſung unſerer Zeit zu Wort 
kommen, dann wird man dem Geiſt der Gotik am eheſten 
gerecht werden. Die Schriftleitung. 
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Die Sicherung des Siedlungsplanes. 


Von Dipl.-Ing. Schroeder. 


vi erſcheint der Siedlungsplan eine Erfin⸗ 
dung der Nachkriegszeit. Er iſt aber nur eine 
Wieder- Erfindung und iſt im Grunde ges 
nommen uralt. Es iſt nicht einzuſehen, warum 
er immer noch ſo vielfach mißverſtanden, warum 
er noch ſo oft für unnötig erachtet oder gar mit 
Mißtrauen betrachtet wird. Wohl regt es ſich in 
vielen Gemeinweſen, man erkennt hier und da die 
Notwendigkeit, die ſichtbar zu Tage tretenden Be⸗ 
ziehungen der Wirtſchaft zu regeln und zu ordnen. 
Es geht uns wie dem primitiven Menſchen, der 
das Vorhandenſein von Nerven im Körper leugnet 
und erſt glaubt, wenn der ſezierende Arzt ſie ihm 
klar und deutlich zeigt. Häufig werden wir erſt 
aufmerkſam, wenn dieſe Nervenſtränge des Wirt⸗ 
ſchaftslebens unangenehm zutage treten, alſo 
dann, wenn etwas krank iſt am Körper. 

Der Teilbeſiedlungsplan, der nur einen kleinen 
Gemeindebezirk behandelt, erſtreckt ſich in der 
Regel nur auf die Bebauung ſelbſt. Die Be⸗ 
ziehungen, die ihn mit der Umgebung verbinden, 
beſchränken ſich auf Straßen und Verkehrsbänder, 
die ihn durchſchneiden oder berühren. Er iſt ge⸗ 
wiſſermaßen das Grundelement des Städtebaus, 
inſofern, als bei der Erſchließung eines kleineren 
Geländes, etwa im Anſchluß an ein Stadtgebilde, 
ſich der Verantwortliche am eheſten bewußt 
wird, daß hier die Beziehungen ſtädtebaulicher Art 
geklärt werden müſſen, daß eine Ordnung unter 
den dort zu errichtenden Bauten getroffen werden, 
kurz, daß hier ein Plan geſchaffen werden muß. 

Der Siedlungsplan iſt uralt, nur wir haben 
uns ihm gegenüber gewandelt, er wird heute 
anders gebraucht als einſt. Wenn etwa im 
11. Jahrhundert ſchwäbiſche und fränkiſche Siedler 
in Schleſien Fuß faßten und eine Stadt gründeten, 
ſo war es ſelbſtverſtändlich, daß ſie nach einem 
klaren Plan vorgingen. Wie in dem Aufſatz 
dieſes Heftes: „Baublock und Straße im Städte⸗ 
bau“ ausgeführt iſt, geſchah dies wohlüberlegt 
unter Ausnutzung der Erfahrungen in den langſam 
entwickelten Städten des Weſtens und Südens. 
Es iſt die Frage aufzuwerfen, ob unſere Kolo⸗ 
niſten, die heute ausziehen nach irgend welchen 
glücklichen Ländern, wo ſie noch frei mit Gelände 
ſchalten und walten können, wohl ſo ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ſich eines gemeinſamen Planes bedienen 
würden? Gibt es allerdings heute noch ge— 
ſchloſſene Auswanderertrupps, die die Notwendig⸗ 
keit des Zuſammenſchluſſes auch im Anlage-Plan 
verſpüren? Man befindet ſich heute allerdings 
nicht mehr in derſelben Lage, man hat nicht ent⸗ 
fernt mehr die bedrohende Nähe der Natur mit 
ihren Gefahren und Unbilden wie einſt. Wir 
haben aber heute dafür die merkwürdige Einzel⸗ 


ſtellung des Individuums, eine Folge der Gleich— 
ſtellung aller, der Gewerbefreiheit und der Zurüd- 
ſetzung des Qualitätsbegriffes. Nur der Einſich⸗ 
tige, der Erkennende kann heute ermeſſen, wie not⸗ 
wendig uns die Neuordnung unſeres Gemein⸗ 
ſchaftslebens iſt. Wir ſehen heute gewiſſermaßen 
nur mit dem Verſtand die Notwendigkeit von 
Planungen. Die Selbſtverſtändlichkeit des Ge⸗ 
meinſamen, die aus Gebräuchen und Erfahrungen, 
aus Tradition und Einordnung reſultiert, fehlt! 
Jedoch, es nützt nichts. Wir müſſen auf allen 
Gebieten unſer Leben, unſere Wirtſchaft mit Hilfe 
des erkennenden Verſtandes neu aufbauen, und ſo 
auch im Bauen und Planen. Wenn der voraus⸗ 
ſchauende Leiter eines Gemeinweſens dieſe Not⸗ 
wendigkeit begreift und vertrauensvoll zum Städte⸗ 
bauer kommt, um ſich helfen zu laſſen, beginnt 
für ihn erſt die Arbeit. Der Plan ſelbſt iſt 
ſchnell gemacht — nehmen wir an, daß er gut 
gemacht iſt, daß er alle Notwendigkeiten, die bei 
der beſonderen Aufgabe in Frage kommen, berück⸗ 
ſichtigt —, wenn es ſich nun um die Aufgabe 
handelt, für eine kapitalkräftige Gemeinde oder Ge⸗ 
noſſenſchaft die drängenden Bauvorhaben eines 
Jahres oder auch eines Zeitraumes weniger Jahre 
mit klar umriſſenen Bauabſchnitten in die rechte 
Form zu bringen, ſo haben wir ein ähnliches Vor⸗ 
gehen, wie es wohl auch früher von Koloniſten geübt 
wurde: es beſteht eine Abſicht, eine Planung und 
die Organiſation und Leitung zu ihrer Durch⸗ 
führung! Doch die Dinge liegen heute meiſt anders: 
es beſteht meiſt nur ein beſchränktes Bauprogramm 
für die allernächſte Zeit, oft nur wenige Häuſer für 
ein Jahr, und doch iſt es notwendig, und gerade 
dann erſt recht notwendig, nach einheitlichem Plan 
zu bauen. Hier beginnt die Schwierigkeit für den 
„Planherrn“, den Gemeindevorſtand, den Ma⸗ 
giſtrat. Wie ſoll er die Durchführung des Planes 
ſichern, wie ſoll er bei ganz vereinzeltem Bauen er⸗ 
reichen, daß nach einem Zeitraum von 10 bis 
20 Jahren das fragliche Gelände einheitlich und 
harmoniſch bebaut iſt? Als geſetzliche Maßnahmen 
bieten ſich hier das Fluchtliniengeſetz von 1875, 
die Vorſchriften für die Aufſtellung von Flucht⸗ 
linien und Bebauungsplänen von 1876, das Woh⸗ 
nungsgeſetz von 1918, die Landgemeindeordnung 
mit ihrem $ 6 und die Möglichkeit beſonderer Orts⸗ 
ſtatute und Polizeiverordnungen. Das Bauflucht⸗ 
liniengeſetz von 1875 geſtattet, Straßenpläne mit 
begleitenden Straßen und Baufluchtlinien aufzu⸗ 
ſtellen, in denen ſchließlich auch Verkehrsbänder, 
Plätze und Grünflächen feſtgelegt und geſchützt 
werden können. Was nützt uns jedoch die Flucht⸗ 
linie, wenn wir eine einheitliche, abgeſtufte und 
geordnete Bebauung erzielen wollen? Das einzige, 
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was ſie erreicht, iſt, daß wir eine klare Straßenzeile, 
eine fortlaufende Baufluchtlinie erhalten! Die 
Höhe der Gebäude kann nur durch Bauklaſſen und 
Bauſtaffeleinteilung mit ergänzender Ortsſatzung 
feſtgelegt werden. Das iſt für Städte ohne weiteres 
möglich, indem hier auf die neue Bauordnung für 
die Städte des Regierungsbezirks Breslau von 1922 
— in anderen Bezirken gibt es ähnliche — zurück⸗ 
gegriffen werden kann. 

Schwieriger iſt es ſchon mit der Sicherung eines 
Bauzonenplanes für eine ſich entwickelnde Land⸗ 
gemeinde! Doch kann hier jederzeit dieſe unter 
Begründung die Einführung der Bauordnung für 
die Städte bei der Regierung beantragen, wenn für 
185 Begriff „mit ſtadtähnlicher Entwicklung“ zu⸗ 
trifft. 

Die Frage dieſer rechtlichen Feſtſtellung von 
Bauzonenplänen ſoll hier jedoch nur geſtreift 
werden. Sie wird in eingehender Weiſe in einem 
ſpäteren Aufſatz zu beſprechen ſein. Uns intereſſiert 
hier vor allem die Frage, wie wird ein regulärer 
Bebauungs⸗ und Beſiedlungsplan behandelt, damit 
er im Sinne des Planverfertigers durchgeführt 
wird? Die Städtebauabteilung der Schleſiſchen 
Heimſtätte hat hier verſucht, mit praktiſchen Bei⸗ 
ſpielen fördernd einzugreifen. Es iſt eben nichts 
damit getan, daß man auf kommende geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen hinweiſt und die Hände in den Schoß 
legt. Dem beratenden Städtebauer liegt es ob, jo 
oft auf die Lücken unſerer ſtädtebaulichen Geſetz⸗ 
gebung hinzuweiſen, bis die Einſicht Allgemeingut 
wird und Abhilfe geſchaffen iſt! 

An den Beiſpielen der Abbildungen 1—4 ſei 
dieſe Frage kurz erläutert. Abbildung 1 zeigt einen 
Teilbeſiedlungs⸗ und Fluchtlinienplan der Stadt 
Herrnſtadt. Der allgemeine Flächenaufteilungs⸗ 
plan (Bauzonenplan) dieſer Stadt iſt in Heft 1 
dieſes Jahrgangs wiedergegeben. Die Verhältniſſe 
liegen hier beſonders ſchwierig und darum inter⸗ 
eſſant: Die alte Stadt iſt aus Verteidigungs- 
gründen regulär in den Sumpf hineingeſtellt. Das 
kleine Flüßchen, die Horle, umſchließt den kleinen 
Flecken mit ſeinen oft überſchwemmten Wieſen ſo, 
daß tatſächlich kaum noch ein einziger Bauplatz aus 
dem vorhandenen Terrain herauszuſchälen iſt. Zu 
den normalen Überſchwemmungszeiten im Früh⸗ 
jahr und Herbſt bietet das Städtchen ein ganz 
mittelalterliches Bild mit ſeiner rings von Waſſer 
umgebenen Enge! 

Daß lediglich militäriſche Gründe für ſeine An⸗ 
lage maßgebend waren, erſieht man daraus, daß 
ſich im Norden in breiter Front das Gelände lang⸗ 
ſam erhebt und ſchon wenige Meter von dem nörd⸗ 
lichen Arm der Horle das ſchönſte hochwaſſerfreie 
Baugelände bildet. In folgerichtiger Erkenntnis 
dieſes Umſtandes hat ſich die Vergrößerung der 
Stadt auch nach dieſer Richtung bereits vollzogen, 


ſelbſtverſtändlich zunächſt wahllos an den vorhan⸗ 
denen Chauſſeen entlang! Es beſteht daher die 
Gefahr unorganiſch langer Schlauchbildungen. Die 
Stadt beſitzt kein Gelände außer geringen abgelege⸗ 
nen Teilen. Sie iſt nicht einmal in der Lage, im 
alten Stadtkern einen hochwaſſerfreien Sportplatz 
zu ſchaffen. Das für ſie zunächſt in Frage kommende 
Erweiterungsgelände gehört zu einer Domäne, das 
weitere zu privatem Landbeſitz. Aus freien 
Stücken treten dieſe beiden nichts ab. Daher ſoll 
hier der Enteignungsweg beſchritten werden. Die 
Stadt war daher genötigt, in klarer Form ihre 
Erweiterungsabſichten und Notwendigkeiten in 
einem Plane darzulegen. Aus dieſem Grunde 
wurde der vorliegende Beſiedlungsplan in einer 
Größe von ca. 80 Morgen aufgeſtellt, und da eben 
die Stadtverwaltung die Abſicht hat, ihn möglichſt 
in dieſer Form durchzuführen, mit Fluchtlinien 
verſehen. Es ſoll nun verſucht werden, dieſen 
rechtskräftig zu machen und ihn der weiteren Ent⸗ 
wicklung zugrunde zu legen. Auf den erſten Blick 
mag es ſcheinen, als wenn dieſer Plan für eine 
ſolche Kleinſtadt zu umfangreich gemacht iſt. Man 
darf aber hier nicht vergeſſen, daß einmal die enge 
Bebauung des alten Teiles in keiner Weiſe für die 
neuzeitliche Entwicklung maßgebend ſein darf, und 
daß in dieſem Plane allerdings eine Erweiterung 
für die nächſten 30—40 Jahre vorgeſehen ſein ſoll. 
Herrnſtadt iſt ein reines Ackerbürger- und Hand⸗ 
werkerſtädtchen. Es iſt nicht einzuſehen, warum 
dieſe Erweiterung in einer Form vorgenommen 
werden ſoll, die der ganz ländlichen und an 
Menſchen⸗armen Gegend widerſpricht, d. h. warum 
die neu hinzukommende Bevölkerung in engen Mehr- 
familienhäuſern ohne Gartenland untergebracht 
werden ſoll. Wenn für dieſe 80 Morgen eine Be- 
völkerungsdichte von 100 Kopf je ha angenommen 
wird, ſo kommt das nur einer Vermehrung von 
ae Köpfen gleich, für 40 Jahre gewiß nicht zu⸗ 
viel. 

Es iſt zu wünſchen und zu hoffen, daß es der 
Stadtverwaltung gelingt, dieſen Beſiedlungsplan 
mit Hilfe der Fluchtlinien durchzuführen. 

Die beiden Abbildungen 2 und 3 behandeln einen 
Teilbeſiedlungsplan für die Stadt Wohlau, deſſen 
Flächenaufteilungsplan in einem ſpäteren Aufſatz 
gezeigt werden wird. Hier ſind für ein- und das⸗ 
ſelbe Gebiet 2 Pläne aufgeſtellt, ein Bebauungs⸗ 
plan und ein Fluchtlinienplan. Der letztere ent⸗ 
hält genau dieſelben Straßen wie der erſte und be⸗ 
grenzt die geplante oder mögliche Bebauung durch 
Fluchtlinien und zwar durch vordere, hintere und 
ſeitliche Fluchtlinien. Es iſt dies ebenfalls ein Ver⸗ 
ſuch. Wohl ſoll die Fluchtlinie eines Planes ein⸗ 
gehalten, d. h. es ſoll direkt auf ihr künftig gebaut 
werden, doch kann ja im Bedarfsfalle von der Ein⸗ 
haltung der hinteren Baufluchtlinie Dispens er⸗ 
teilt werden. 
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Abb. 3. 55 für das ee . der 5000 ak Erglehungzanſtalt in Wohlau. 


Abbildung 4 gibt einen Bebauungsvorſchlag für 
das neue Bahnhofsviertel der Gemeinde Königs⸗ 
zelt, auf dem ebenfalls die Fluchtlinien eingezeichnet 
ſind. Es handelt ſich hier darum, vorhandene, 
etwas wilde Bebauung und das neue Bahnhofs⸗ 
empfangsgebäude mit dem Ort und ſeiner Erweite⸗ 
rung in gute Verbindung zu bringen. Das war 


nicht möglich, ohne auch die Bebauung der Lücken 
zu regeln. 

Dieſe gegebenen Beiſpiele ſollen zeigen, wie man 
zweckmäßig vorgehen könnte. Es iſt wohl bekannt, 
daß es ſchwierig iſt, bei ganz vereinzeltem Aufbau 
eine Hausgruppe oder den Rhythmus einer 
Reihe durchzuführen. Unlöslich iſt eine Aufgabe 
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aber nicht, wenn ſie erer 
von einem hieran ® 

wirklich intereſſierten 
Magiſtrat und einem 
feinfühlenden Bau⸗ 
menſchen gelöſt wird. 
Und die rechtliche Seite 

dürfte auch keine 

Schwierigkeiten bie— 
ten, denn allein ſchon 
die Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen der oben er- 
wähnten „Vorſchriften 
für die Aufſtellung von 
Fluchtlinien- und Bes 


S be fir e 5 


7 e, 955 5 
| ZUM, 4 aM En Ui ; 


zuzulegen, der eine 
vernünftige Grundla⸗ 
ge abgibt. Es iſt gewiß 
eine Kulturſchande, 
wenn ein als gut Er⸗ 
kanntes nicht rechtlich 
geſchützt werden kann, 
wenneine etwas über— 
triebene Auffaſſung 
von dem privaten 
Recht des Einzelnen 
verhindert, das wir zu 
vernünftigen geſetzli⸗ 
chen Beſtimmungen 
kommen. Das kom⸗ 


bauungsplänen vom Abb. 4. Befiedlungs- und Fluchtlinien⸗Teilplan für das Bahnhofsviertel mende Städtebaugeſetz 


28. 5. 1876“ ie 
eine vereinfachte Dar- 
ſtellung der Fluchtlinienpläne. Dieſe Ausnahme⸗ 
beſtimmungen müßten von den Behörden in den mei⸗ 
ſten Fällen dem Kreisausſchuß, weitherzig gehand⸗ 
habt werden, um im Intereſſe der Hebung unſeres 
Bebauungsplanweſens den leiſtungsſchwachen Ge- 
meinweſen die Möglichkeit zu geben, für eine 
erſchwingbare Summe ſich einen Bebauungsplan 


der Gemeinde Königszelt. 


ſieht den Flächenauf⸗ 

teilungsplan, den 
Bauzonenplan vor; er wird dort klar verankert 
ſein. Doch ganz gleich, wie nun dieſe geſetzlichen 
Beſtimmungen lauten, ob dunkler, ob klarer, ſie 
werden Stückwerk bleiben, wenn nicht hinter 
ihnen, hinter den Beſiedlungsplänen, die Liebe 
zur Sache, das Verſtändnis und der Wille des 
„Planherren“ ſteht. 


Rationalifierter Wohnungsbau. 


Von Dr -Ing. Martin Wagner, Berlin. 


R: der amerikaniſche Arbeitsminiſter James 
Davis von einzelnen Induſtriellen wegen der 
hohen Löhne in Amerika interpelliert wurde, da 
führte er den Interpellanten folgende Zahlen vor 
Augen, die den gewaltigen Fortſchritt in der 
Rationaliſierung der amerikaniſchen Induſtrie 
wiedergeben ſollten. Davis ſtellte nämlich feſt, 
daß eine Schuhfabrik im Jahre 1916 von der 
Arbeitszeit eines Mannes noch 1 Stunde 
42 Minuten brauchte, um ein Paar Schuhe her⸗ 
zuſtellen, im Jahre 1924, alſo acht Jahre ſpäter, 
waren für die gleiche Arbeit nur noch 54 Minuten 
erforderlich. Ein anderes Beifpiel: im Jahre 
1850 ſtellte ſich die Roheiſenproduktion auf den 
Kopf des Arbeiters auf 25 Tonnen. Dieſe 
Leiſtung ſtieg bis 1909 auf 671, 1919 auf 811 
und 1924 auf 1179 Tonnen. Ein drittes Beiſpiel: 
um 1000 Ziegelſteine herzuſtellen, war in den 
alt eingerichteten Ziegeleien die Handarbeit von 
13 Mannſtunden erforderlich. In Chicago iſt 
jetzt eine neu eingerichtete Ziegelei in Betrieb 
genommen, in der eine Maſchine, die von einem 
einzigen Mann bedient wird, 49 000 Steine in 
der Stun de herſtellt. Man könnte dieſe Zahlen 
des nen Davis noch um viele ver⸗ 
mehren. Sie dürften aber völlig hinreichen, um 
uns die weittragendſten Möglichkeiten der Ratio⸗ 
l der Produktion vor Augen zu führen. 


Haben wir auch im Wohnungsbau auf 
ſolche Möglichkeiten der Verbilligung und Ratio⸗ 
naliſierung der Produktion zu rechnen, wie ſie in 
der Induſtrie ſeit langem erſtrebt und teilweiſe 
mit größtem Erfolg erreicht wurden? Der Ver⸗ 
faſſer iſt ſich bewußt, bei „Fachleuten, die Beſcheid 
wiſſen“, wie bei den Laien der Bau⸗ und 
Wohnungswirtſchaft auf die größten Zweifel zu 
ſtoßen, wenn er auf Grund ſeiner Einſicht in die 
bauwirtſchaftlichen Probleme ſchon heute die Be⸗ 
hauptung aufitellt, daß eine Senkung der Bau⸗ 
koſten um 50 % bei konſequenter techniſcher, wirt⸗ 
ſchaftlicher und organiſatoriſcher Studienarbeit 
in den nächſten fünf Jahren durchaus im Bereich 
auch deutſcher Möglichkeiten liegt. Dieſe Be⸗ 
hauptung aufzuſtellen, iſt für den Fachmann ſicher 
ein nicht geringes Wagnis. Dem Volk und allen 
Freunden des Volkswohnungsbaues wurden nach 
dem Weltkrieg alle möglichen Verſprechungen auf 
Senkung der Baukoſten gemacht. Anläufe zum 
Studium der Probleme der Rationaliſierung des 
Wohnungsbaues wurden von vielen Stellen unter⸗ 
nommen. Erinnern wir uns daran, daß der 
Reichskommiſſar für Wohnungsweſen (den es 
heute nicht mehr gibt) im Jahre 1920 eine 
Broſchüre über „Sparſames Bauen“ heraus⸗ 
gebracht hat. Das Preußiſche Wohlfahrts- 
miniſterium ſetzte dann die Studien des Reichs⸗ 
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kommiſſars fort und brachte ſpäter eine Reihe ſehr 
wertvoller, aber die eigentlichen Probleme der 
Rationaliſierung kaum berührende Arbeiten über 
„Die Bauwirtſchaft im Kleinwohnungsbau“ 
heraus. Seitdem haben ſich die Behörden mit 
dieſem Problem ernſthaft nicht mehr beſchäftigt 
und die Förderung eines billigeren Wohnungs⸗ 
baues den halbamtlichen Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften überlaſſen. Ich hoffe, dieſen Geſell— 
ſchaften nicht zu nahe zu treten, wenn ich ſage, daß 
auch ihre Arbeit auf dieſem Gebiete von einem 
durchſchlagenden Erfolg bisher nicht gekrönt 
war. Wohl haben einzelne dieſer Geſellſchaften, 
wie z. B. die Weſtfäliſche Heimſtätte, die Nieder⸗ 
ſächſiſche Heimſtätte, die Schleſiſche Heimſtätte u. a. 
ſehr beachtliche Anläufe unternommen, um das 
Problem der Verbilligung des Wohnungsbaues 
zu fördern. Ein Erfolg konnte aber dieſen 
Arbeiten nicht beſchieden ſein, weil ſie aus Mangel 
an Zeit, aus Mangel an Mitteln und aus Mangel 
an fachmänniſch geſchulten Köpfen ſich nur auf 
kleine und kleinſte Teilprobleme erſtreckten und 
den Geſamtfragenkomplex einer ſyſtematiſchen 
und auf das praktiſche Beiſpiel eingeſtellten Unter- 
ſuchung nicht unterzogen. 


Vom privaten Baugewerbe iſt eine nennens⸗ 
werte Förderung der Rationaliſierung des 
Wohnungsbaues nicht zu erwarten geweſen. 
Zwar ſchien es ſo, als ob auch die privaten Bau⸗ 
betriebe den Anlauf zu einer Mitarbeit an dieſem 
Problem nehmen würden, als am 17. April 1920 
mit auf Anregung des Verfaſſers die „Forſchungs⸗ 
geſellſchaft für wirtſchaftlichen Baubetrieb“ ge⸗ 
gründet wurde. Dieſe Geſellſchaft ſtellte aber 
bereits am 15. Mai 1921 ihre Tätigkeit wieder 
ein, weil das private Baugewerbe befürchten 
mußte, daß die wiſſenſchaftlichen Ergebniſſe dieſer 
Geſellſchaft den rückſchrittlich organiſierten klein⸗ 
gewerblichen Baubetrieben die Exiſtenz unter⸗ 
graben könnte. 

Die mannigfachen Verſuche, „Sparſame Bau⸗ 
weiſen“ oder gar „Erſatzbauweiſen“ auf den 
Markt zu bringen, haben, von einzelnen Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, genau das Gegenteil von 
dem erreicht, was wir unter Rationaliſierung des 
Wohnungsbaues verſtehen. Sie haben wirklich 
ernſthafte Beſtrebungen in den Augen der Offent⸗ 
lichkeit und der Wohnungskonſumenten herab⸗ 
gewürdigt und eine ſehr gefährliche Gegen⸗ 
ſtrömung erzeugt, die zu den „altbewährten Bau⸗ 
methoden“ zurückruft, um dem Unzulänglichen 
eine geſchäftliche Dauer zu garantieren. 


Wollen wir den gegenwärtigen Zuſtand in den 
Beſtrebungen zur Rationaliſierung des Woh⸗ 
nungsbaues etwas näher charakteriſieren, ſo iſt 
es der: die Behörden haben ſich dem Problem ab⸗ 
gewandt, die halbamtlichen Wohnungsfürſorge⸗ 
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geſellſchaften find mit den Tagesſorgen um die 
Beſchaffung von Wohnraum überreichlich in An⸗ 
ſpruch genommen und finden weder die Zeit noch 
die Kraft, ſich dem Kern des Problems zuzu⸗ 
wenden. Das private Baugewerbe und die bau⸗ 
ſtofferzeugende Induſtrie laſſen ſich von der 
Konkurrenz jeden Fußbreit des Fortſchrittes müh⸗ 
ſam abringen, weil ſie die Überrennung durch 
einen Ford des Wohnungsbaues nicht zu fürchten 
brauchen. Wohnhäuſer laſſen ſich nämlich nicht 
importieren. Lediglich die von den freien Gewerk⸗ 
ſchaften gegründete „Deutſche Wohnungs- 
fürjorge -Aktiengeſellſchaft für 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter“ 
hat von Beginn ihrer Gründung an den Gedanken 
der Rationaliſierung des Wohnungsbaues in Ver⸗ 
bindung mit den deutſchen Bauhütten 
konſequent ins Auge gefaßt und die Probleme 
nicht nur theoretiſch, ſondern auch praktiſch zu 
fördern verſucht. Sie ſteht jetzt im Begriff, die 
Möglichkeiten der Verbilligung des Woh⸗ 
nungsbaues an einem praktiſchen Beiſpiel zu er⸗ 
forſchen. Zu dieſem Zweck hat ſie eine ihrer 
Tochtergeſellſchaften, die „Gemeinnützige 


Heimſtätten⸗Spar⸗ und Bau⸗ 
Aktiengeſellſchaft“, „Gehag“ genannt, 


veranlaßt, eine Großbauſtelle von 500 Wohnungen 
aufzuziehen, auf der im dreiſtöckigen Hochbau und 
im zweiſtöckigen Flachbau nur einige wenige ſtets 
wiederkehrende Typen von der für dieſen Zweck 
beſonders gegründeten „Deutſchen Bau⸗ 
hütte“ errichtet werden ſollen. Feſte Ver⸗ 
einbarungen zwiſchen der Deutſchen Bauhütte 
und der „Dewog“ werden es ermöglichen, die 
Studien über das wirtſchaftliche Bauen bis in alle 
Bauteile und Handgriffe der Bauausführung zu 
erſtrecken und an Hand tatſächlich aufgewandter 
Zeiten und Koſten die verſchiedenen Möglichkeiten 
der Preisſenkung zu ſtudieren. 

Der Verfaſſer iſt ſich vollfommen bewußt, daß 
bei dem erſten, nur 500 Wohnungen umfaſſenden 
Bauabſchnitt, nennenswerte Erfolge der Preis- 
ſenkung noch nicht zu erzielen ſein werden, und 
daß dieſe Erfolge ſich erſt bei den ſpäter zur Aus⸗ 
führung kommenden ſchnitten ausdrücken 
können. Wäre es doch die gefährlichſte Art des 
Dilettantismus, ein Bauobjekt, das auf rund 
7 Millionen Mark veranſchlagt iſt, zum Gegen⸗ 
ſtand unſicher auslaufender Experimente zu 
machen. Kein Ford würde ſich dazu verſtehen, 
einen zunächſt auf dem Papier ſtehenden Ent⸗ 
wurf eines Automobils ſofort in Serien⸗ 
fabrikation herauszubringen, ohne die Vorteile 
der Verbilligung zunächſt an einem Modell er⸗ 
probt und — was noch wichtiger iſt — den 
Fabrikationsprozeß als ſolchen auf ſeine 
Leerläufe und Verbilligungsmöglichkeiten hin 
ſtudiert zu haben. Im Wohnungsbau liegen die 
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Verhältniſſe nicht anders. Zunächſt müſſen wir 
einmal prüfen, wo die Leerläufe und falſchen 
Koſten im bau gewerblichen Fabri⸗ 
kationsprozeß liegen, um das Ver⸗ 
billigungsproblem mit Erfolg in Angriff nehmen 
zu können. Es iſt eine ganz falſche Vorſtellung 
des Laien wie auch vieler Fachleute, daß man die 
Wohnungen nur zu typifteren und jeden einzelnen 
Typ nur ſo ſparſam wie nur irgend möglich zu 
planen brauche, um bereits eine durchſchlagende 
Verbilligung des Wohnungsbaues erreichen zu 
können. Die Verbilligung des Fordſchen Autos iſt 
aber nicht dadurch erreicht worden, daß Ford einen 
ganz beſonders billigen Typ zeichnen ließ, ſondern 
im weſentlichen nur dadurch, daß er für dieſen 
Typ einen möglichſt leerlaufloſen Fabri⸗ 
kationsprozeß ſchuf. Beachten wir dieſe 
Tatſache, dann werden wir es auch verſtehen, daß 
die Bemühungen der Behörden, der Architekten 
und Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, den Woh⸗ 
nungsbau zu verbilligen, in einer Sackgaſſe 
enden mußten, weil dieſe Bemühungen zu 90 % 
nur auf das Erfinden eines beſonders billigen 
Typs oder einer billigen Baukonſtruktion, aber 
nicht auf die Organiſation eines leer⸗ 
laufloſen Produktionsprozeſſes ein⸗ 
geſtellt waren. Die oben von dem amerikaniſchen 
Arbeitsminiſter angegebene Kürzung der Pro⸗ 
duktionszeiten einzelner Fabrikate wurde auch nicht 
dadurch erreicht, daß z. B. die amerikaniſchen 
Schuhfabriken einen ganz neuen Typ für einen 
Schuh und die Ziegelei von Chicago eine ganz 
neue Norm für einen Ziegelſtein erfand, ſondern 
ausſchließlich dadurch, daß der Fabrikations- 
prozeß als ſolcher völlig neu durchorganiſiert 
wurde. 

Dieſe von den bisherigen Bemühungen Dritter 
völlig abweichende Problemſtellung iſt es, die den 
Verfaſſer zu einem optimiſtiſchen Beurteiler der 
Rationaliſierungsbeſtrebungen im Wohnungsbau 
macht und ihn veranlaßt hat, ſeine ſchon mit der 
Gründung der deutſchen Bauhütten verfolgten Be⸗ 
ſtrebungen zur Rationaliſierung der Bauwirt⸗ 
ſchaft konkretere Geſtalt zu geben. Er iſt ſich 
jedoch bewußt, daß der Erfolg dieſer Bemühungen 
die ideelle und materielle Mitarbeit aller 
intereſſierten Kreiſe vorausſetzt. Die 
Gehag hat in Einſicht der großen Tragweite dieſer 
Rationaliſierungsbeſtrebungen für den Bau von 
Wohnungen für Arbeiter, Angeſtellte und Beamte 
dem Verfaſſer die Bauleitung für die Großſiedlung 
in Britz übertragen, um den vorbereitenden 
Studien eine praktiſche Grundlage zu 
geben. Der „Verband ſozialer Baubetriebe“ und 


der hinter ihm ſtehende Deutſche Baugewerks⸗ 
bund hat das Opfer der Ausſtattung einer neuen 
Bauhütte mit hinreichendem Stammkapital für 
eine Großbauſtelle von 500 Wohnungen nicht ge⸗ 
ſcheut. Beiden Organiſationen ſei für dieſes 
Opfer, das ganz im Intereſſe des allgemeinen 
Volkswohls gebracht wurde, auch an dieſer Stelle 
gedankt. 


Um den allſeitigen Intereſſen für die Probleme 
der Rationaliſierung des Wohnungsbaues in hin⸗ 
reichendem Maße nachkommen zu können, hat ſich 
die Deutſche Wohnungsfürſorge⸗Aktiengeſellſchaft, 
genannt „Dewog“, entſchloſſen, ihr Studien⸗ 
material den intereſſierten Kreiſen in fort⸗ 
laufenden Teilabſchnitten zugängig zu machen. Zu 
dieſem Zweck wird ſie bei hinreichender Anteil⸗ 
nahme eine als Sammelwerk in zwangloſer Folge 
erſcheinende Veröffentlichung herausbringen, die 
die verſchiedenſten Probleme der Rationaliſierung 
des Wohnungsbaues theoretiſch wie praktiſch zu 
klären verſuchen wird. Alle Intereſſenten bitten 
wir ſchon heute, Beſtellungen auf dieſes Werk an 
die Deutſche Wohnungsfürſorge-Aktiengeſellſchaft, 
Berlin S. 14, Inſelſtraße 6, gelangen zu laſſen, 
damit die ungefähre Auflage des Sammelwerkes 
feſtgeſtellt werden kann. Vermutlich wird jede 
mit Abbildungen, Zeichnungen und Berechnungen 
ausgeſtattete Lieferung zu einem Preiſe von 
5 Mark abgegeben werden können. Da nicht be⸗ 
abſichtigt iſt, dieſes Werk durch den Buchhandel zu 
vertreiben und Nachbeſtellungen der beſchränkten 
Auflage wegen nicht berückſichtigt werden können, 
jo empfehlen wir, die Beſtellungen baldmöglichſt 
aufzugeben. 


Das Programm dieſes Sammelwerkes iſt 


darauf eingeſtellt, die Rationaliſierung des Woh- 


nungsbaues in umfaſſendſter Weiſe zur Dar- 
ſtellung zu bringen. Es ſollen nicht nur die rein 
techniſchen Probleme des Hausbaues, der Bau⸗ 
ausführung und der Baubetriebsführung, ſondern 
auch die verwaltungstechniſchen und verwaltungs⸗ 
politiſchen (Einfluß der Geſetzgebung und der Ver⸗ 
waltungspraxis auf das Verbilligungsproblem) 
und die volkswirtſchaftlichen Probleme darin be⸗ 
handelt werden, ſo daß allen am Wohnungsbau 
beteiligten Kreiſen, insbeſondere den Wohnungs- 
politikern der Parlamente und Verwaltungen, den 
Architekten, den gemeinnützigen Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften, Baugenoſſenſchaften, Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften, Baubetrieben und Bauſtofferzeugern 
die Richtlinien für ein praktiſches Handeln zu⸗ 
gunſten des verbilligten Volkswohnungsbaues 
gegeben werden können. 


— 
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Wie wirkt ſich der neue Finanzausgleich auf die Förderung 
der Neubautätigkeit aus? 


Von Dr. Heymann, Chemnitz. 


er neue Finanzausgleich hat den Wunſch 

weiter Kreiſe, vornehmlich der Siedler- und 
Mieterverbände, es möchte die Hauszinsſteuer 
ausſchließlich oder wenigſtens vornehmlich für den 
Wohnungsbau verwendet werden, nicht erfüllt, ſich 
vielmehr von der Anregung des Deutſchen Städte⸗ 
tags leiten laſſen, und demgemäß 20 % der Frie⸗ 
densmiete als Höchſtſatz für den Wohnungsbau 
feſtgeſetzt. 

Es kann gar kein Zweifel beſtehen, daß dieſer 
Satz, obſchon er eine Verdoppelung des bisherigen 
bedeutet, für die zahlreichen Großſtädte mit drin⸗ 
gender Wohnungsnot ganz unzulänglich iſt. Er 
bedeutet beiſpielsweiſe für Chemnitz ein Auf⸗ 
kommen von etwa 8 Millionen jährlich, wovon ſich 
etwa 800 Wohnungen beleihen laſſen. Nach den 
neueſten Feſtſtellungen des Statiſtiſchen Amtes 
anläßlich der Volkszählung werden aber mindeſtens 
7000 Wohnungen gebraucht, wobei der in den 
nächſten Jahren zu erwartende Zuzug noch gar 
nicht berückſichtigt iſt. Das Wohnungsbau⸗ 
programm der Stadt ſieht für 1925 nur 1500 
Wohnungen vor, kann alſo nur als Mindeſtpro⸗ 
gramm angeſprochen werden. Aber ſelbſt dieſes 
Programm iſt nach dem neuen Finanzausgleich 
notleidend geworden. Denn danach würden immer 
noch 700 Wohnungen fehlen. Leipzig kann ſtatt 
3200 nur 2000 Wohnungen bauen und Berlin iſt 
ganz beſonders mißlich dran. Dank der Verſtaat⸗ 
lichung der Mietzinsſteuer in Preußen beträgt der 
für den Wohnungsbau freibleibende Anteil nur 
8% der Friedensmiete, nach dem neuen Finanz⸗ 
ausgleich daher etwa das Doppelte. Mit einigem 
Galgenhumor erklärt eine Berliner Korreſpondenz, 
damit könne man gerade den Zuzug nach Berlin 
befriedigen, ohne an die ſeit Jahren anſäſſigen, 
wohnungsloſen Berliner denken zu können. Ahn⸗ 
lich werden ſich die Verhältniſſe auch in den an⸗ 
deren Städten geſtalten. 

Hinzu kommt, daß der Finanzausgleich erſt ab 
1. April 1926 wirkſam wird. Für die ſogenannten 
Winterbauten, die bis zum Eintritt der kalten 
Jahreszeit im Rohbau fertiggeſtellt werden, ſind 
die Gemeinden noch auf den alten Satz von 10 % 
angewieſen. Hinzu kommt ferner, daß die Aus⸗ 
wirkung des Streiks auf die Baukoſten und Löhne 
noch einkalkuliert werden muß. 

Beſonders bedauerlich iſt es, daß zur Zeit, als 
die Städte in das neue Baujahr 1925 hinein⸗ 
gingen, Nachrichten vorlagen, die die Erhöhung 
des Mietzinsſteueranteils bereits ab 1. Juli 1925 
wahrſcheinlich machten. Da die Jahreszeit drängte, 
hat damals manche Stadt in anerkennenswerter 
Initiative ihre Neubaufinanzierung darauf zuge⸗ 


ſchnitten. Nun iſt die Enttäuſchung um ſo größer. 
So klagt z. B. Hannover, daß für 1925 bereits 
ſämtliche Mittel aufgebraucht ſeien und weiß nicht, 
wie es die Winterbauten finanzieren ſoll. Die 
Geduld der Wohnungsſuchenden, an die ſchon fo- 
wieſo ſtarke Anſprüche geſtellt werden, wird da- 
durch auf eine neue harte Probe geſtellt. 

Um ihre Wohnungsbauprogramme zu retten, 
müſſen nunmehr die Städte überlegen, ob ſie noch 
anderweite Mittel bereitſtellen können. Das wird 
in den meiſten Fällen auf große Schwierigkeiten 
ſtoßen, zumal manche Stadt in dieſer Beziehung 
ſchon große Opfer gebracht hat, weil mit dem bis⸗ 
herigen Satze von 10 der Friedensmiete über⸗ 
haupt nicht auszukommen war. Hier iſt alſo vor 
großen Hoffnungen zu warnen. Es bliebe dann 
noch übrig, durch Zwiſchenkredite die Erhöhung 
des Finanzausgleichs vorzunehmen, vielleicht in 
der Hoffnung, daß im nächſten Jahre die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage ſich beſſere. Allein dieſe Zwiſchen⸗ 
kredite werden unrentierlich hohe Zinſen ver⸗ 
ſchlingen, die doch wieder von dem Aufkommen 
aus der Mietzinsſteuer zu decken wären und den 
Verluſt einer entſprechenden Anzahl von Woh— 
nungen bedeuten würden. Im übrigen dürften 
dieſe Zwiſchenkredite gar nicht ſo leicht zu erlangen 
ſein. So hatte vor kurzem der Rheiniſche Provin⸗ 
ziallandtag — dieſe Kredite nicht etwa bewilligt, 
ſondern nur — der Landbank empfohlen, drei 
Millionen auszuſchütten. Die mit der Bearbeitung 
der Darlehnsanträge betraute Rheiniſche Woh⸗ 
nohnungsfürſorgegeſellſchaft muß aber bereits zu 
ihrem Bedauern bekannt machen: die Unſicherheit 
des Geldmarktes erſchwere es der Bank, dem 
Wunſche des Landtags nachzukommen. Darlehns⸗ 
anträge ſeien zurzeit zwecklos. Ein Gegen⸗ 
beifpiel fir Sachſen haben wir in der Landes- 
verſicherungsanſtalt, die erſt kürzlich ausführlich 
darlegte, weshalb es ihr unmöglich ſei, durch 
erſtſtellige Hypotheken, wie bisher, dem Baus 
markt eine Stütze zu bieten. Endlich hat der Fi⸗ 
nanzausgleich auch diejenigen enttäuſcht, die Woh⸗ 
nungsbauprogramme auf längere Sicht, etwa auf 
5 Jahre hinaus, vorbereitet haben. Denn er be- 
friſtet die Steuer bis zum 31. März 1928. Iſt 
damit auch noch nicht geſagt, daß die Steuer dann 
verſchwinden wird, ſo iſt doch jedenfalls ein Mo⸗ 
ment der Unſicherheit gegeben, das großzügige 
Bauweiſen von vornherein lahmlegt und den⸗ 
jenigen Recht gibt, die ſich mit dem Satze abge⸗ 
funden haben: „Es wird eben fortgewurſtelt!“ 
Die Unternehmer aber, die vielleicht geſonnen 
waren, ganze Häuſerblocks auf Grund ſtädte⸗ 
bildneriſch und architektoniſch hervorragender 
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Rahmenplanungen in dieſen 5 Jahren zu erſtellen, 
werden nunmehr die Hand von der Sache laſſen, 
da ſie fürchten müſſen, daß ihr Werk vorzeitig zum 
Stillſtand kommt. Denn ob nach Fortfall der 
öffentlichen Bezuſchuſſung die Fortführung dieſer 
Art Bauten dem auf ſich allein geſtellten Privat⸗ 
kapital möglich ſein wird ... dieſe Frage wagt 
heute noch kein ſolider Unternehmer zu bejahen. 
Viel guter Wille, Hilfsbereitſchaft und baukünſt⸗ 
leriſches Können wird durch ungenügende Finan⸗ 
zierungsweiſen brachgelegt. Sehnſuchtsvoll ſchweift 
der Blick nach anderen Ländern, wie Holland“) und 


„) In Holland beſtehen allerdings heute bereits 
Schwierigkeiten für die öffentliche Zuſchußwirtſchaft 
nach der großen Freigebigkeit des Staates in den 
letzten Jahren. Die Schriftleitung. 


Führer der deutſchen Bodenreform, 
feierte am 24. November d. Is. 
ſeinen 60. Geburtstag und tritt 
damit abermals in einen Höhe⸗ 
punkt ſeines arbeits- und erfolg⸗ 
reichen Lebens. Kleinbürgerlichen 
Verhältniſſen entſtammend, brachte 
er es früh, dank eiſernem Fleiß, 
zum Gemeindeſchullehrer (1888). 
Zwei Jahre ſpäter wählte ihn 
der Deutſche Bund für Boden⸗ 
beſitzreform zum Schriftführer. 
Gleichzeitig gelangte er durch die 
Redaktion der Berliner Volks- 
zeitung in das Zeitungsgetriebe. 
Schon 1896 wurde er Haupt⸗ 
ſchriftleiter der „Kieler Neueſten 
Nachrichten“ und „Deutſchen 
Volksſtimme“. Nach verhältnis 
mäßig kurzem Wirken in Kiel 
zurückgekehrt nach Berlin, geriet er in den Kreis um 
Friedrich Naumann. Er wurde Mitbegründer der 
National⸗Sozialen Partei und bald deren zweiter 
Vorſitzender. In den damaligen Wahlkämpfen trat 
er mehrmals als Kandidat dieſer Partei auf. Später 
gründete er den Bund Deutſcher Bodenreformer, als 
deſſen Leiter er eine Hoffnung all derer im 
deutſchen Volke wurde, die in der Erfüllung 


Adolf Damaſchke 


der Stadt Wien, welch letztere auch ein Baupro⸗ 
gramm auf 5 Jahre aufgeſtellt hatte, aber auch 
ſicher iſt, es zu vollenden. Dort konnten 
Schöpfungen erſtehen, die das Auge der ganzen 
Kulturwelt auf ſich gezogen haben. 


Die deutſchen Städte aber mühen und mühen 
ſich ab, und immer kommt die Entſcheidung des 
Reiches zu ſpät und erweiſt ſich als ungenügend 
zur Bannung der Not! Der neue Finanzausgleich 
iſt das letzte Beiſpiel hierfür. Mit ihm werden 
wir aus der Wohnungsnot nicht herauskommen! 
Die Lage iſt aber zu ernſt, als daß wir uns 
ſcheuen ſollten, dieſen Satz offen auszuſprechen! 
Videant consules . 


des von ihm aufgeſtellten Pro⸗ 
gramms die Löſung des wichtigſten 
Teiles der ſozialen Frage über- 
haupt erblickten. Sehr ſchnell 
wuchs ſeine Anhängerſchaft. Wäh⸗ 
rend des Krieges warf er den 
Gedanken der Kriegerheimſtätten 
in die Politik. Die Reichs- 
regierung erkannte die Bedeutung 
ſeiner Perſönlichkeit und betraute 
ihn mit der Bildung des ſtändigen 
Beirats für Heimſtättenweſen beim 
Reichsarbeitsminiſterium, deſſen 
Entwurf eines Reichsheimſtätten⸗ 
geſetzes in wenig veränderter 
Form Geſetz wurde. Hundert⸗ 
tauſende Deutſche wiſſen ſchon 
darum Damaſchke Dank. 

Adolf Damaſchke, Ehrendoktor 
der Rechtswiſſenſchaft der Uni⸗ 
verſität Münſter, hat heute auch als volkswirtſchaft⸗ 
licher Schriftſteller hohen Rang. Seine Hauptwerke 
find: Die Bodenreform, Grundſätzliches und Ge⸗ 
ſchichtliches zur Erkenntnis und Ueberwindung der 
ſozialen Not; Aufgaben der Gemeindepolitik: Ge⸗ 
ſchichte der Nationalökonomie und volkstümliche Rede⸗ 
kunſt. Von beſonderem Reiz find feine Lebens⸗ 
erinnerungen, deren zweiter Band ſoeben erſcheint. 


| 
| 
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vermiſchtes. 


Moderne Stadterweiterung. 

Am 6. November ſprach Oberregierungs⸗ und Ober⸗ 
baurat Schierer vor dem Verein für Recht und Wirtſchaft 
und geladenen Gäſten über das Thema: Moderne Stadt⸗ 
erweiterung. 

In zweiſtündigem, feſſelnden Vortrag führte der als 
eifriger Vorkämpfer für die Ziele des modernen Städte⸗ 
baues und eines neuzeitlichen Siedlungsweſens bekannte 
Redner in dieſe, den „Normal-Menſchen“ leider immer 
noch etwas fremde Materie ein: Hiſtoriſche Streiflichter 
zeigten das organiſche Wachſen der alten Städte, die neue 
Planung der Siedlungsſtädte. Erſchütternde Tatſachen der 
Statiſtik, wenn bei einer Zählung 60% der gefragten 
Schulkinder noch nie ein Kornfeld und 82% noch nie 
eine Lerche geſehen haben! Zilles AP MEn ſagen 
traurige ere mit lächelndem Munde! Nüchterne 
graphiſche Darſtellungen berichteten von den Früchten des 
verfehlten Städtebauſyſtemes von geſtern. So kommen 
in Breslau 117 Einwohner auf 1 ha bebautes Gebiet, 
in Halle dagegen 48 und in Köln nur 27 Einwohner. 
ber die einzelne Zelle, die Miethauswohnung, 
kommen wir zum Haus, zum Block, zum Virtel und zur 
ganzen Stadterweiterung. Grundlegend iſt die Stellung 
ur Wohnung: Es muß verlangt werden, daß die Haus⸗ 
au wieder zur techniſchen Durchbildung der Wohnung 
gehört wird. Zu verlangen iſt die geiſtvolle Durch⸗ 
arbeitung des Grundriſſes, zu verzichten iſt auf jede Aus⸗ 
be für die äußere Geſtaltung, ſolange die innere 
urchbildung nicht gelöſt iſt. Völlig zu verwerfen iſt die 
bisherige Einſtellung des großſtädtiſchen Wohnens auf 
Repräſentation. Abzulehnen ſind die „Prachtſtraßen“, 
ſolange die Umſiedlung der unzureichend untergebrachten 
Bevölkerung nicht Tatſache geworden iſt. Ein wichtiges 
Mittel zur Durchführung einer geſunden Stadterweiterung 
ſei die Dezentraliſierung. Vergleich mit Zentrifugalkraft 
des Sonnenſyſtems: Weg von konzentriſchen Anlagen zur 
radialen Auflockerung und endlich zur Loslöſung einzelner 
Teilkörper, der Satelliten⸗Städte. e 

Lehrreiches Beiſpiel oder vielmehr Gegenbeiſpiel für 
alle dieſe Fragen immer wieder die Stadt Breslau. Ent⸗ 
ſcheidung im Tagesſtreit, ob Eingemeindung oder nicht. 
wird von oben kommen. Die geſunde Entwicklung ſei 
jedenfalls zu ſehen in der Auflockerung. Die berechtigten 
Anſprüche der außen Wohnenden an Ziviliſation und 
Kultur ſeien allerdings zu berückſichtigen! 

Zur Eingemeindungsfrage äußerte ſich der Vortragende 
zurückhaltend. Er verwies auf die intereſſanten Erläute⸗ 
rungen des neuen Städtebaugeſetzes über dieſes Thema, in 
denen darauf hingewieſen wird, daß Eingemeindungen ſehr 
mit Vorſicht anzufaſſen ſeien, und daß auch Landkreiſe 
wohl in der Lage ſein dürften, Träger einer neuzeitlichen 
Siedlungs⸗ und lturbewegung zu ſein und ſo zur 
Entlaſtung der Großſtadt beizutragen. 

Ein reiches Bildmaterial, mit außerordentlicher Liebe 
ausgewählt und bearbeitet, ergänzte die Ausführungen. 
Der Eindruck auf die Zuhörer war ſtark. Das Wirken 
des Vortragenden für die Verbreitung der ſtädtebaulichen 
Grundbegriffe hat durch dieſen Vortrag inſofern eine neue 
Bereicherung erfahren, als durch ihn — jo hoffen wir — 
das Zuſammenarbeiten zwiſchen Städtebauer und Juriſten 
zum Segen einer produktiven Wirtſchaftsauffaſſung weiter 
gefördert worden iſt. 5 8. 


Das neuzeitliche Planungsweſen und die Siedlungs⸗ 
aufgaben der Gegenwart 

behandelte das Archiv für Siedlungsweſen in Berlin in 

einer Vortragsreihe vom 19.—23. 10. d. Is. In ver⸗ 

W Vorträgen ſprach Reg.⸗Baumeiſter a. D. Langen 

über 


die ländlichen Verhältniſſe, 

die Kleinſtädte, 

die Kreispläne, 

die Großſtädte 

und die Landesplanung. 

Grundſätzlich betonte er die Notwendigkeit der Planung 
für alle Verhältniſſe. Daß dies für die ländlichen Ge⸗ 
biete gefordert wurde, iſt beſonders zu begrüßen, des⸗ 
gleichen die Betonung der beſonderen Miſſion der Klein⸗ 
ſtädte. Zu der Frage der Kreisſiedlungspläne 
wurde etwa folgendes ausgeführt: 

„Die Aufſtellung von Kreisplänen als Raumwirt⸗ 
ſchaftspläne ſei praktiſch nicht zu vermeiden, ſelbſt wenn 
jede einzelne Stadt⸗ oder n über gute eigene 
Pläne verfüge. Es ſpielten doch die zwiſchengemeindlichen 
Beziehungen eine ſo große Rolle, daß eine Regelung 
durch den Kreis als der nächſt höheren Verwaltungs⸗ 
ſtelle nicht entbehrt werden könne. Schon in der Kriegs⸗ 
ernährungswirtſchaft hatte ſich ein Gegenſatz zwiſchen 
Stadtwirtſchaft und Landwirtſchaft gezeigt, der durch die 
Kreiſe hätte überbrückt werden müſſen. Selbſtverſorgung 
der Stadtbevölkerung durch umliegendes eigenes Land 
werde in Notzeiten immer wieder eintreten und die Ver⸗ 
ſorgung mit Milch und Friſchgemüſen, aber auch mit 
Eiern und Fleiſch werde am zweckmäßigſten und natür⸗ 
lichſten zwiſchen benachbarten Stadt⸗ und Landgemeinden 
geregelt und bedinge beſtimmte Flächennutzungen. Aber 
auch manche Einzeleinrichtungen der Wohlfahrts⸗ und 
Baupflege müßten durch den Kreis geregelt werden und 
die günſtigſte Lage und Verteilung in Kreisplänen berück⸗ 
ſichtigt werden. Dazu kämen als zweite Gruppe die 
zwiſchengemeindlichen techniſchen Anlagen, z. B. Bahnen, 
Straßen, Kanäle und endlich als dritte Gruppe all die 
Fragen, die ſich bei ſtärkerem Wachstum der einen oder 
anderen Gemeinde ſtärker herausſtellen; z. B. das Zu⸗ 
ſammenwachſen und Durcheinanderwachſen von Wohn- 
und Induſtriegebieten verſchiedener Gemeinden mit ihren 
Gegenſätzen zwiſchen Gutsbezirken und Stadtgemeinden, 
Wohngemeinden und Werkgemeinden; ferner die Frage 
von Gartengebieten, Odlandkultivierungen uſw., die auf 
verſchiedenen Gemeindegebieten lägen. Die natürlichen 
Siedlungsgebiete ſtimmten mit den politiſchen Gemeinde⸗ 
grenzen ſehr oft nicht überein. Hier könne nur der Kreis 
auf Grund genauer Planungen die entſcheidende Inſtanz 
ſein. Die vielen Spezialinſtanzen des Kultur-, Waſſer⸗, 
Berg⸗ und Hochbaues der Landwirtſchaft und Induſtrie, 
des Handels und Verkehrs könnten nur Spezialent⸗ 
ſcheidungen treffen. Die Regierung ſei den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen zu weit entrückt, der Kreis dagegen ſei ge- 
wiſſermaßen das kleinſte Vollgebilde des Staates mit 
ſtädtiſcher und ländlicher Bevölkerung aller Art und 
könne die verſchiedenſten Notwendigkeiten und Lebens⸗ 
bedürfniſſe miteinander durch einen Plan in Einklang 
bringen, wenn ihm ein Fachbearbeiter zur Seite ſtünde, 
der die beſonderen Aufgaben des betreffenden Kreiſes wirt⸗ 
ſchaftlich, ſozial und kulturell erfaſſe und in enger 
Fühlungnahme mit allen maßgebenden Teilen der Be⸗ 
völkerung und der Verwaltung die richtigen Bauherrn⸗ 
en herausarbeite und ihre plantechniſche Formung 

errſche. 

Bei der Planung der Großſtädte ſtoße die genaue 
Kenntnis der treibenden Kräfte und der Verhältniſſe auf 
Schwierigkeiten. 3 

Bevor wir die Großſtadt nicht in ihren Voraus⸗ 
ſetzungen und Bedingungen, in ihren beſonderen Auf⸗ 
gaben erkannt hätten, müßten alle Planungen zur Ent⸗ 
wicklung der Großſtadt Stückwerk bleiben. Mit einer 
rein techniſchen und formalen Behandlung der Groß⸗ 
ſtadt dürften wir uns nicht zufrieden geben. noch weniger 
ſie kurzerhand bekämpfen; es gälte ihre notwendige 
Stellung und ihre Aufgaben im wirtſchaftlichen Leben, 
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Volksleben und Geiſtesleben kennen zu lernen und ſie dem 
Ganzen dienſtbar zu machen. Die Hauptfrage ſei, ob man 
die Großſtadt in erſter Linie als Quantität oder als 
Qualität bewerten müſſe. Der Redner ſchilderte zunächſt 
die Großſtadt als Maſſe. Sie ſei unüberſehbar ſchon für 
das Auge, aber auch für das Volksbewußtſein, für Ver⸗ 
waltung, kommunale und politiſche Pläne, für das Wirt⸗ 
ſchaftsleben und für das geiſtige Leben. Trotz dieſer Un⸗ 
überſehbarkeit aber ſei in der Großſtadt ein gewiſſer un⸗ 
bewußter Formwille bemerkbar, der wichtige Fingerzeige 

be für das, was an bewußter Formung noch zu tun 
ei. Könnten ſich die Regierungs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
gewalten mit ihren größeren materiellen Kräften, wenn 
auch notdürftig, im Geſamtkörper einer Stadt ordnen 
und ſich mit ſtarken Ellenbogen einen Platz an der Sonne 
ſichern, ſo ſeien die Einrichtungen des geiſtigen Lebens, 
beſonders auch der Volksgeſundheit und Volkspflege in 
der Großſtadt nur ſchwer räumlich zu behaupten, wenn 
nicht ein feſter Plan vorliege und durchgeführt werde, 
der jedem ſein Recht gäbe. Hierbei beginne aber das 
ſchwierige Problem der Großſtadtplanung. Es gälte nicht 
nur ein Idealbild zu entwerfen, das allen verzweigten 
Kräften, die in der Großſtadt tätig ſeien, den von ihnen 
u beanſpruchenden Raum vorzeichne, ſondern auch einen 
Plan auszuarbeiten, der tatſächlich in abſehbarer Zeit 
wirtſchaftlich durchführbar ſei. 

Die vielen in der ganzen Welt gemachten Verſuche 
zur Großſtadtentwicklung ſeien infolge mangelnder 
Kenntnis und falſcher Diagnoſe noch vollkommen unzu⸗ 
reichend. Es ſeien Rezepte, die nicht wirken würden, weil 
die Natur der zu meiſternden Kräfte nicht genügend 
bekannt ſei. Würde man gewiſſe Fingerzeige geben, ſo 
könne es nur allgemein ſein, die Abſtoßung des Maſſigen, 
nicht in die Großſtadt Hineingehörenden, und die Weiter⸗ 
bildung der beſonderen Leiſtungsaufgabe der Großſtadt. 
Der Redner ging dann auf die Kennzeichnung deſſen, was 
an der Großſtadt nur Maſſe iſt, näher ein und zeigte die 
Unzulänglichkeit der bisherigen formalen Vorſchläge für die 
Auflockerung der Großſtadt. die mit Zwangsmitteln und 
Verwaltungsmaßnahmen nicht zu erreichen ſei. Es ſei in 
erſter Linie eine Frage der Wirtſchaftsentwicklung des 
ganzen Landes, die nur in Zuſammenhang mit den 
führenden Wirtſchaftskräften zu löſen ſei. Der Redner 
ſtellte ſich im allgemeinen dabei der Anſicht entgegen, als 
ob die Eingemeindungen weiter Landſtrecken die unerläß⸗ 
liche Vorbedingung einer geſunden Großſtadtentwicklung 
ſeien. Die meiſten Großſtädte hätten ſich auch inner⸗ 
halb ihres eigenen Gemeindegebietes 
falſch entwickelt. Im übrigen hätten die Groß⸗ 
ſtädte dem Lande ſo unendlich vieles zu verdanken, daß eine 
Löſung der Großſtadtfrage im Sinne räumlicher Aus⸗ 
dehnung nur durch ein Miteinanderarbeiten gerechtfertigt 
erſcheine. Hier träte die Landesplanung und eine über⸗ 
geordnete Geſamtverwaltung für Planungsfragen in ihre 
Rechte. Erſt dann ließe es ſich entſcheiden, was die Groß⸗ 
ſtadt für ihre großſtädtiſchen Aufgaben brauche und wo 
ſie von umliegenden leiſtungsfähigen Verwaltungs⸗ 
bezirken entlaſtet werden kann. Die Landesplanung 
müſſe den gerechten Kräfteausgleich bringen. 

Die Landesplanung ſei zwar noch Theorie, 
aber im Grunde ſo alt wie die Welt. Dies bewieſen die 
alten Bewäſſerungsanlagen Agyptens und Meſopotamiens. 
Der Begriff der Landesplanung beginne dort. wo große 
techniſche Werke weniger im Dienſte der Eroberung, als 
im Sinne der Landespflege und Produktionsſteigerung 
ſtänden. Dies ſei beſonders auf deutſchem Boden der Fall 
geweſen. Es ſeien Beiſpiele in größerer Zahl hierfür 
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enden Plänen zur wirtſchaftlichen Ausgeſtaltung 
ſeines Landes. 

Die Kernfrage ſei, ob die Landesplanung lediglich ver⸗ 
waltungstechniſch regeln oder produktiv ſchaffend arbeiten 
ſolle. Die heute notwendige Landesplanung habe die 
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Schäden des ſchrankenloſen Wirtſchaftsindividualismus der 
vergangenen Jahrzehnte wieder gutzumachen. 

Dieſe Schäden ſeien vor dem Kriege von dem Mantel 
einer günſtigen europäiſchen Wirtſchaftskonjunktur be⸗ 
deckt worden. Schon im Kriege aber und beſonders nach 
dem Kriege hätten ſich die ſchweren Schäden dieſes Syſtems 
gezeigt, und es ſei das Ziel eines Wiederaufbaues und 
Umbaues, dieſen Schäden in planmäßiger zäher Arbeit 
und unter ſtrenger Innehaltung des Möglichen und Er⸗ 
reichharen entgegenzuwirken. Einige dieſer Schäden 
ſeien z. B. Raubbau mit Kohle und anderen Rohſtoffen, 
Verſchwendung im Verkehrsweſen durch vermeidbares 
Hin⸗ und Herfahren der Güter, Raubbau mit den land⸗ 
wirtſchaftlichen Flächen, das Liegenlaſſen von Wüſteneien 
in der Umgegend von Städten, ſchwerwiegende Unter⸗ 
laſſung in der Bodenverbeſſerung, Vergeudung der Waſſer⸗ 
vorräte, Raubbau an der Landſchaft in wichtigen Er⸗ 
holungsgebieten, Raubbau an der Volkskraft durch Ver⸗ 
nachläſſigung der lebenswichtigen Wohn⸗ und Boden⸗ 
fragen. Zögen wir das nis aus dieſen Er⸗ 
ſcheinungen der letzten Jahrzehnte, ſo ſei die Geſamtbilanz 
vom Standpunkte des Staates, der Volkskraft, der Kultur 
geradezu furchtbar. Im Ruhrgebiet haben ſich Ver⸗ 
tebrseinrichtungen, Induſtrien, Wohngebiete ineinander 
feſtgefahren, ſodaß die berühmte deutſche Werkſtatt mehr 
den Trümmern eines Eiſenbahnunglücks gleicht, als einer 
im Ford'ſchen Sinne durchgearbeiteten Induſtrieanlage. 
Zwar arbeiteten die verſchiedenſten Verbände ſeit Jahren 
an dieſem Problem, aber nach den dort herrſchenden Ver⸗ 
hältniſſen könne bisher nur der ſchlimmſte Schaden ver⸗ 
hütet, höchſtens Raumordnung, nicht Raumwirtſchaft 
getrieben werden. Es ſei eine falſche Anſicht, Landes⸗ 
planung nur da zu Hilfe zu rufen, wo die Verhältniſſe 
bereits verfahren ſeien oder dieſe Gefahr in Bälde drohe. 
Krank und umſtellungsbedürftig ſei unſere geſamte Wirt⸗ 
ſchaft, wie deutlich aus den Klagen aller Wirtſchaftskreiſe 
zu erſehen ſei. Der Hebel zur Beſſerung und zu plan⸗ 
mäßiger Erzeugung müſſe überall angeſetzt werden. Das 
könne ſelbſt in rheinländiſchen Gegenden zu großen Er⸗ 
folgen führen. 

Alle Wirtſchaftsgebiete die bisher nur als Teilgebiete 
behandelt worden ſeien, hängen eng miteinander zuſammen 
und ſeien nicht von einzelnen Spezialbehörden, ſondern 
in reger, ſchöpferiſcher Zuſammenarbeit mit dieſen nur 
durch eine großzügige Landesplanung zu bearbeiten. Dann 
ſei auch die wirtſchaftliche Möalichkeit gegeben, für der⸗ 
artig durchgearbeitete Wirtſchaftsgebiete Staats⸗ oder 
Reichskredite mit unmittelbarer produktiver Wirkung zu 


gewähren. 

Der ſachliche Inhalt der Vorträge iſt zu begrüßen. ins⸗ 
beſondere die Erkenntnis, daß auch die Löſung der Groß⸗ 
ſtadtentwicklung nur durch ein Miteinanderarbeiten 
zwiſchen Land und Stadt gefunden werden könne. Wir 
ſind der Überzeugung, daß es an der Zeit tft, wenn durch 
eine geeignete Landesplanung verhindert wird, daß im 
lodernden Tagesſtreit der Intereſſen der Dritte, das iſt 
unſere Wirtſchaft, unſer Land, unſer Volk und unſere 
Kultur leidet! S. 


Die Erſtarkung des tektoniſchen Empfindens im 
Kunſtaewerbe behandelte ein Vortrag von Profeſſor 
Martens Bunzlau am 20. 11. in der Breslauer 
Akademie für Kunſt⸗ und Kunſtgewerbe. 

Die intereſſanten Ausführungen des Redners führten 
von den alten Beiſpielen über die Niedergangszeit 
des vergangenen Jahrhunderts bis in die Epoche des 
jungen Schaffens. Er zeigte, wie nach den ganz 
frühen tektoniſch empfundenen Arbeiten und unſerer 
Zeit ſich eine lange konſequente Linie des tektoniſchen 
Verflachens ausdehnt, wie nach den erſten Anfängen 
klaren, geſunden materialgerechten Arbeitens der 
maleriſche Entwurf, der ſich über die Grenzen und 
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Bedingungen des Materials hinwegſetzt, Geltung be⸗ 
kommt, bis ſich in den ſchlechteſten Zeiten die Grenzen 
etwa zwiſchen einer Moſaikarbeit, einer Wand⸗ 
beſpannung und einer Tonarbeit vollkommen ver⸗ 
wiſchen. Ganz im Gegenſatz dazu zeigten die neueſten 
Arbeiten auf dem Gebiete der Glasmalerei, der 
Töpferei, der Weberei und des Moſaiks wieder die 
Einfachheit und Schlichtheit der Formen und die 
Freude am reinen Spiel mit den Werten des Ma⸗ 
terials; ſo ſeien Glasmalereien von Leiſtikow, Pech⸗ 
ſtein, Maholy⸗Nagy, die Webereien und Töpfereien 
des Bauhauſes vorbildlich. 

Dieſe Auseinanderſetzung verdient Anerkennung, 
insbeſondere aber die Stellungnahme des Redners zu 
Spengler, mit der er deſſen ſentimentale Auffaſſung 
vom Untergang aller Kunſt, einer Kritik unterzog und 
den Glauben an unſere Kraft zu tektoniſchem einheit⸗ 
lichen Schaffen betonte. S. 


Der Deutſche Verein für Wohnungsreform, e. V., 
Berlin, bittet uns um Aufnahme folgender Notiz: 

Der Deutſche Verein für Wohnungsreform, e. V., in 
Berlin⸗Steglitz, Rheinſtr. 41, läßt ſein bisheriges Poſt⸗ 
ſcheckkonto eingehen und bittet, überweiſungen jetzt 
ausſchließlich auf ſein Bankkonto bei der „Deutſchen 
Wohnſtättenbank A.⸗G., Berlin SW 68, Schützenſtr. 26“ 
vornehmen zu wollen. 


Farbe und Raum. 

Unter dieſem Namen war kürzlich in Berlin eine 
Ausſtellung zu ſehen, veranſtaltet von dem Verband 
der Malereigeſchäfte von Berlin und Vororten. Es iſt 
ſehr zu begrüßen, daß die Handwerker- und Unter⸗ 
nehmerſchaft dem Problem der Raumgeſtaltung mit 
ernſtlichem Intereſſe nähertritt. Scheiterten doch nicht 
die wenigſten Pläne bahnbrechender Köpfe an dem 
mangelnden Gefühl und Verſtändnis der Ausführen⸗ 
den, und nirgends iſt ein harmoniſches Zuſammen⸗ 
arbeiten wünſchenswerter als gerade zwiſchen Architekt 
und Unternehmer. 

Und doch — wenn man durch die Ausſtellung 
wandert, fragt man ſich des öfteren: iſt denn alle Mühe 
und Arbeit derer, die am Werke ſind, den Stil unſerer 
Zeit zu ſchaffen, einen Stil, der Wahrhaftigkeit bis 
zum letzten anſtrebt, ſo wenig beachtet worden? 

Bis auf wenige Arbeiten gehen alle Ergüſſe in 
Ornamentik und Farbe auf Koſten einheitlicher 
Raumwirkung. 

Der Krieg und die Nachkriegsjahre haben auf⸗ 
rüttelnd gewirkt; wir treten allem Herkömmlichen 
perſönlicher und ſelbſtverſtändlicher gegenüber. Ehr⸗ 
lich geſagt — wir fangen neu an. 
anfangen äußert ſich in der Umgebung, in der wir 
leben, darin, daß wir entfernen, womit wir nicht ver⸗ 
100 find, was wir übernommen haben ohne unfere 
Wahl. Inſtinktiv haben wir eine Vorliebe für alte 
Möbel mit ruhigen klaren Linien. Sie entſprechen 
unſerem Lebensbedürfnis, das müde alles Erlernten, 
jedes „Ornamentes“ iſt. 

Gehen wir vom Naheliegendſten aus — dem uns 
umſchließenden Raum: Wände, Fußboden, Decke — 
klare Glieder eines Körpers. Warum haben wir es 
ſolange nicht geſehen, daß man uns dieſe einfachſten 

inge in unverſtandener Anlehnung an vergangene 
Stilarten verſtümmelt hat? Man zieht beiſpielsweiſe 
das Weiß der Decke auf die Wand herunter, in der 
Abſicht, den Raum höher oder niedriger — je nach 
Anſicht — wirken zu laſſen. In Wirklichkeit verpufft 
die geſchloſſene Räumlichkeit, die durch die baulichen 
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Dt an ſich gegeben war, durch dieſe Unſachlich⸗ 
eiten. 

Auch die Ausſtellung zeigte dem Problem „Decke — 
Raum“ gegenüber die gleiche d Da iſt z. B. 
Raum 17, Speiſezimmer. Möbel und Grundfarbe der 
Wände ſtehen ausgezeichnet zuſammen. Das helle 
Gelb der Wände, abgeſehen von der „Malerei“ darauf, 
gibt dem Zimmer eine wohlige Weite, aber da nichts 
iſt, das das Ganze wieder zuſammenſchließt — die 
kunſtvoll bemalte Stukkatur oben wirkt peinlich —, 
ſo zerflattert der Raum. Wäre die Decke in einer 
paſſenden Farbe, dunkler als die Wand gehalten, wäre 
der Raum in der Wirkung vorbildlich: geſchloſſen, 
ruhig und heiter. Im Gegenſatz zu den unteren Stock⸗ 
werken wirkt das oberſte am befriedigendſten in 
einzelnen Teilen. Raum 62 iſt ausgezeichnet in der 
Abſicht. Es iſt ein Wohnzimmer, dem man ſeeliſch ge⸗ 
wachſen iſt. 

Mit wenigen Mitteln größere Wirkungen erzielen! 
(Die meiſt gebotene Sparſamkeit unterſtützt gleicher⸗ 
weiſe 91 Tendenz.) Von hier aus iſt der Weg des 
Innenarchitekten bewußt zu gehen. Wo Mittel zu 
Gebote ſtehen, laſſen ſich auch Stoffe zum Beſpannen 
der Flächen verwenden. Man denke aber in jedem 
Falle an die Struktur des Raumes. 

Eine Erholung von der Ausſtellung iſt es dann, 
wenn man nachher das 29. Heft der „Bauwelt“, das 
man ſinnigerweiſe dort käuflich erwerben konnte, 
durchblättert und darin den Vortrag von Bruno Taut, 
den er auf dem deutſchen Farbentag in Hamburg ge⸗ 
halten hat, findet und ſo zur Quelle zurückkehrt. 

Eliſabeth Gärtner. 


Eine Maſſen⸗Kundgebung zur Boden-, Siedlungs⸗ und 
Wohnungspolitik des Reiches, der Länder und der Ge⸗ 
meinden, insbeſondere der Stadt Berlin, zu welcher ſämt⸗ 
liche Spitzengewerkſchaften, der Bund Deutſcher Boden⸗ 
reformer und die übrigen an dieſen Fragen intereſſierten 
Großorganiſationen der Mieter, Kleingärtner, Kriegs⸗ 
beſchädigten uſw. eingeladen hatten, fand am Sonntag 
den 18. d. Mts., im Zirkus Buſch zu Berlin unter Be⸗ 
teiligung von mehr als 5000 Menſchen ftatt. Die 
Teilnehmer waren a großen Mehrzahl in geſchloſſenen 
Fugen mit ihren Bannern und Fahnen heranmarſchiert. 
Nach einem einleitenden Referat des Leiters der Kund⸗ 
gebung, Geſchäftsführers des Bundes Deutſcher Boden⸗ 
reformer, Victor Noack, ſprachen Dr. h. c. Adolf Damaſchke, 
Dr.-Ing. Martin Wagner und Stadtrat Treffert. Die 
Ausführungen ſämtlicher Redner wurden mit teilweiſe 
ſtürmiſcher Begeiſterung aufgenommen. Eingeladen waren 
Vertreter des Herrn Reichspräſidenten, des Reichs⸗ 
Innen⸗ und Arbeitsminiſteriums, des Preußiſchen Innen⸗ 
und Wohlfahrtsminiſteriums, des Oberbürgermeiſters 
Böß, des Magiſtrats Berlin, ſowie ſämtlicher Fraktionen 
des Reichstages, des Preußiſchen Landtages und der Ber- 
liner Stadtverordneten-Verſammlung. n Anſchluß an 
die Referate wurde die von den als Einberufer zeichnen⸗ 
den 17 Organiſationen vorgeſchlagene Entſchließung fol- 
genden Wortlautes einſtimmig angenommen, nachdem die 
Organiſationsvertreter durch je eine kurze beſtimmte Zu⸗ 
ſtimmungserklärung die Dringlichkeit dieſer Forderungen 
ſcharf betont hatten. Die Reſolution, die den verantwort⸗ 
lichen Behörden zugeſtellt werden ſoll, fordert: . 

„Alle öffentlichen Mittel, die nicht für andere unauf⸗ 
ſchiebbare Aufgaben erforderlich ſind, vor allem aber der 
volle Ertrag der Hauszinsſteuer, ſind für ein verſtärktes 
Wohnungsbauprogramm einzuſetzen. Bevorzugung des 
Kleinhauſes bei öffentlich = rechtlicher Bodeneigentums⸗ 
bindung in Erbbau⸗ oder Reichsheimſtättenrecht. Aus⸗ 
bau des Mieterſchutzes. Reform des Hypothekenrechts. 
Erhaltung erträglicher Miete, Abgrenzung von Reichs⸗ 
heimſtätten⸗ und Reichsheimſtättengartengebieten (Dauer⸗ 
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laubenkolonien) nach dem Reichsheimſtättengeſetz. Ent⸗ 
eignung des hierzu erforderlichen Grund und Bodens zu 
dem nach Abgrenzung der Gebiete verbleibenden gemeinen 
Wert. Bekämpfung des Bauſtoffwuchers. Beſchaffung 
billigen Baugeldes für die Träger des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus.“ 

Das von den Einberufern gebildete Aktions⸗Komitee 
(Geſchäftsſtelle Berlin NW. 23, Leſſingſtr. 11, Noack) wurde 
von der Verſammlung beauftragt, gleichartige Kund⸗ 
gebungen zu veranlaſſen, die die Regierung in der Rich⸗ 
tung dieſer Forderungen vorwärts treiben ſollen. Zu 
der Verſammlung waren Zuſtimmungserklärungen ein⸗ 
gelaufen vom Bund Deutſcher Mieter (Sitz Dresden), 
vom Verein abſtinenter Arzte und von der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Fraktion des Preußiſchen Landtages. 

Die außerordentlich bemerkenswerte Zuſtimmungs⸗ 
erklärung der ſozialdemokratiſchen preu⸗ 
ßiſchen andtagsfraktion hatte folgenden 
Wortlaut: 

„Die 8 Fraktion iſt der Auffaſſung, 
daß die zuge der Bodenreform eine der wichtigſten Auf- 
gaben der Gegenwart iſt. Als Beweis dient, daß es un⸗ 
ſeren een gelungen ift, durch namentliche Ab⸗ 
ſtimmung die Willensäußerung des Landtags zum Aus⸗ 
druck zu bringen, daß der Reichstag ſobald wie möglich 
ein Geſetz verabſchiedet, das den Vorſchlägen des ſtändigen 
Beirats für Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsminiſte⸗ 
rium entſpricht, wonach der erleichterte Erwerb und 
beſſerer Gebrauch des deutſchen Bau- und Wirtſchafts⸗ 
landes „Bodenreformgeſetz“ Geſetzeskraft erhält. Gleich⸗ 
falls ſind wir bemüht, dahin zu wirken, daß den Vor⸗ 
ſchlägen des Reichsverbandes der Kleingartenvereine 
Deutſchlands inſoweit entſprochen wird, daß die Ge⸗ 
meinden aufgefordert werden, Gartenheimſtättengebiete 
auszuweiſen. Die Sozialdemokratiſche Fraktion wird mit 
allem Nachdruck dafür ſorgen, daß alle im Landtag ein⸗ 
gebrachten Anträge bezüglich der Siedlungen, Kleingarten⸗ 
vereine, Heimſtätten uſw. ſobald wie möglich ihre Er⸗ 
ledigung finden.“ 


Gefährliche Siedlungsorganiſationen. 
Von Dr. Speer, Oppeln. 

In letzter Zeit machen ſich, beſonders auch in 
unferem Oberſchleſien eine Reihe von Bauorgani⸗ 
ſationen bemerkbar, die im weſentlichen zwei Haupt⸗ 
grundſätze haben, einmal Zuſammenſchluß der kleinen 
Sparer untereinander, um die Spargroſchen ge⸗ 
ſammelt zum Wohnungsbau zu verwenden, anderer⸗ 
ſeits das Beſtreben, die Organiſationen umfaſſend für 
das ganze Reichsgebiet aufzuziehen. Bei der leb⸗ 
haften Propaganda dieſer Organiſationen, — ich 
denke hier beſonders an die Gemeinſchaft der 
Freunde in Wüſtenrod e. V. und den deutſchen Hilfs⸗ 
und Siedlungsbund, e. G. m. b. H. in München — 
lohnt es ſich, einmal ganz allgemein auf Voraus⸗ 
ſetzungen, Nachteile und Gefahren ſolcher Organi⸗ 
ſationen näher einzugehen. Daß dieſe Organiſationen 
ihre Verſprechungen in finanzieller Hinſicht nicht 
halten können, iſt ohne Zweifel. So weiſt z. B. die 
Heimſtätte — das Organ des Heimſtättenamtes der 
deutſchen 8 — der Gemeinſchaft der 
Freunde nach, daß die letzten Sparer jeder Baugruppe 
ihre volle Bauſumme nicht nach 16, ſondern erſt nach 
34 ran erhalten können. Bei der von der Ge⸗ 
meinſchaft vorgeſehenen Verzinſung der Baugelder 
würde ein Privatſparer ſchon nach 32 Jahren im Be⸗ 
ie des vollen Baukapitals fein. Und nicht beſſer 
teht es beim Hilfs⸗ und Siedlungsbund. Sollen, wie 
dieſer ſich verpflichtet, ſeine ſämtlichen Mitglieder 
bereits nach 15 Jahren im Beſitz ihrer Heimſtätten 
fein, jo müſſen fie — nach Feſtſtellungen Dr. Dreher's 
im Heft 18 der Zeitſchrift für Wohnungsweſen, dem 
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Organ des Reichsverbandes deutſcher Baugenoſſen⸗ 
ſchaften — entweder Einzahlungen in doppelter Höhe 
der jetzt vorgeſehenen Beiträge leiſten, oder der Sied⸗ 
lungsbau wird ein neuer Klante⸗Konzern, eine 
Organiſation, die ſich nur ſolange halten kann, wie 
ſich neue Teilnehmer finden, die mit ihren Ein⸗ 
zahlungen die alten Löcher zuſtopfen. 

Aber nicht dieſe oder jene Organiſation iſt das Ge⸗ 
fährliche, ſondern es gibt gegen die Heranziehung der 
Spargroſchen unſerer Armſten durch Privatorgani⸗ 
ſationen ſtärkſte finanzielle Bedenken. Ein Prinzip, 
an dem bisher alle Organiſationen dieſer Art 
kranken, iſt der Grundſatz der finanziellen Selbſt⸗ 
hilfe. Allein aus den Spargeldern der Mitglieder 
ſollen die Bauten durchgeführt werden; ſchon das iſt 
bedenklich. Die Hypothek, die die Organiſation den 
Einzelmitgliedern zum Bau aus den Spareinlagen 
der geſamten Mitglieder gibt, macht einen großen 
Teil der Baukoſten aus. Dieſe Hypothek iſt nicht 
mehr als erſtſtellig zu bezeichnen. Bei der heutigen 
überteuerung der Bauten iſt nicht damit zu rechnen, 
daß der volle Neubauwert erhalten bleibt. Die 
Folge davon iſt, daß die als Hypothek gegebenen 
Spargelder nicht mehr geſichert ſind, ja daß bei einem 
ſpäteren Verkauf des Hauſes ein Teil der Hypotheken⸗ 
gelder einfach verloren gehen muß. Andererſeits ſind 
die Spareinlagen der Mitglieder durch Hypo⸗ 
theken feſtgelegt, eine Rückzahlung mit ange⸗ 
meſſener Kündigungsfriſt iſt auf keinen Fall gewähr⸗ 
leiſtet. Woher ſoll der Heimſtätter, der ſeinen Neu⸗ 
bau (nehmen wir an, nur zu 60%) aus Hypotheken⸗ 
darlehen ſeiner Mitgenoſſen finanziert, allein in 
einem halben Jahre bei der heutigen Kapitalknapp⸗ 
heit dieſe Mittel auftreiben? Kündigung der Hypo⸗ 
theken führt zur Zwangsverſteigerung des Neubaues 
und die Gläubiger, in dieſem Falle die kleinen Ge⸗ 
noſſenſchaftsſparer, kommen trotzdem nicht zu ihrem 
Gelde, da der Erwerber bei der Zwangsverſteigerung 
meiſtens auch nicht in der Lage ſein wird, das Haus 
ſofort voll zu bezahlen. 

Solange Heimſtättenſpartätigkeit nicht durch öffent⸗ 
lich rechtliche und unter ſchärfſter Staatskontrolle 
ſtehende Organiſationen gepflegt wird, kann ſie ſich 
naturgemäß nur örtlich entwickeln, wo leicht über⸗ 
ſehbare Verhältniſſe dem Sparer augenſcheinliche Ge⸗ 
wißheit für einwandfreie und flüſſige Anlagen ſeiner 
Gelder geben. 

Ein weiterer wichtiger Punkt, bei dem jcharfe 
Kritik einſetzen muß, iſt die von allen dieſen Organi⸗ 
ſationen ſtillſchweigend gemachte Vorausſetzung, daß 
ein Teil ihrer Mitglieder nur Sparmitglieder werden, 
die die Organiſation nur als Sparkaſſe benutzen 
würden. Jemand, der nur ſparen will, wird ſich aber 
einer ſolchen Organiſation nicht anſchließen. Sollen 
die Bauhypotheken den Organiſationsmitgliedern zu 
einigermaßen erträglichem Zinsfuß gegeben werden, 
ſo iſt nur eine recht mäßige Verzinſung der Spar⸗ 
einlagen möglich. Hier iſt die Klippe, an der das 
Heranziehen nicht bauender Sparer ſcheitern muß. 
Zahlt man dem Sparer hohe Zinſen, ſo müſſen die 
Bauhypothekenzinſen entſprechend hoch gehalten wer⸗ 
den, die bauenden Mitglieder werden mit untrag⸗ 
baren Zinsforderungen überlaſtet. Zahlt man Zinſen 
für Bauſpareinlagen nur in einer Höhe, daß die 
Hypothekenzinſen tragbar ſind, ſo wird man ſchwer⸗ 
lich nicht bauende Sparer heranziehen, da die Höhe 
der Verzinſung keinen Anreiz zur Einzahlung von 
Einlagen bietet. Dazu kommt noch das vorher ge⸗ 
äußerte Bedenken. Alle nicht bauenden Sparer haben 
bei den beſprochenen Organiſationen nie die Gewiß⸗ 
heit, nach angemeſſener Kündigungsfriſt ihr Spar⸗ 
guthaben ausgezahlt zu erhalten, ſchon einfach aus 
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dem Grunde, weil die Guthaben langfriſtig angelegt 
ſind. Sicherungen, wie Bildung eines Rückzahlungs⸗ 
fonds uſw. erfordern große Geldmittel, die zur Hypo⸗ 
thekenhergabe nicht verwendet werden können, ſodaß 
das eigentliche Ziel der Organiſationen, Spargut⸗ 
haben von nicht bauenden Mitgliedern zur Vergebung 
von Hypotheken heranzuholen, nur ſehr unvoll- 
kommen erreicht werden kann. Keinesfalls iſt es 
aber in dem Maße möglich, wie es der deutſche Hilfs⸗ 
und Siedlungsbund vorfieht, der 75% der Alters⸗ 
rente und Bauſpareinlagen ſofort für Bauzwecke zur 
Verfügung ſtellen will. Die Folgerungen daraus ſind 
in der Formulierung, die ihnen Dipl.⸗Ing. Backhaus 
in der Zeitſchrift für Wohnungsweſen gibt: 
1. Jeder Bauſparer muß die fragliche Summe faſt 
reſtlos ſelbſt abzahlen. 
. Die Sparer müſſen darauf verzichten, Beträge 
von ihrem Sparkonto abzuheben. 
3. Die Sparer müſſen mit einer möglichſt niedrigen 

Verzinſung ihrer Einlagen zufrieden ſein. 

Etwas anderes iſt die Organiſierung der Heim⸗ 
ſtättenſpartätigkeit durch öffentliche Krediterſtattungen, 
z. B. durch den Verſchleiß von Landespfandbriefen. 
Gelingt es, wertbeſtändige Landespfandbriefe auch in 
den Kreiſen unſerer kleinen Sparer abzuſetzen, ſo 
wird derſelbe Zweck erreicht. Des weiteren iſt es 
unbedingt zu begrüßen, ja eine Notwendigkeit, daß 
die Mitglieder der Genoſſenſchaften möglichſt hohe 
eigene Baukoſtenzuſchüſſe zu den zu errichtenden 
Bauten beſchaffen. 

Abgeſehen von den beſprochenen Unmöglichkeiten 
iſt — worauf unbedingt hingewieſen werden muß — 
der verwundbarſte Punkt der Organiſation des 
deutſchen Hilfs⸗ und Siedlungsbundes die von ihm 
vorgeſehene Bezirksorganiſation. Dieſe ſoll im 
weſentlichen auf Baufirmen aufgebaut werden, denen 
gegen Zahlung einer gewiſſen Summe, „des Gründungs⸗ 
beitrages“ im Verein mit wenigen anderen Unter⸗ 
nehmern, die vom Bunde in ihrem Bezirk projek- 
tierten Neubauten zur Ausführung übergeben werden 
müſſen. . 

Alles in allem, heute, wo gerade der Heimſtätten⸗ 
gedanke einen bitteren Exiſtenzkampf führen muß, 
wo jeder kleine Mißgriff von den Gegnern der Heim⸗ 
ſtättenſiedlung zu den ſchwerſten Angriffen gegen die 
ganze Bewegung genutzt wird, muß alles daran ge⸗ 
ſetzt werden, jegliche Fehlſchläge zu vermeiden. Und 
Oraaniſationen, die unerfüllbare Verſprechungen ab⸗ 
geben, ſind von Anhängern des Heimſtättengedankens 
ſcharf zu bekämpfen. Ja, jeder, der ſolche Oraani⸗ 
fationen. die ihr Ziel einfach nicht erreichen können, 
unterſtützt, wird Gegner praktiſcher Heimſtättenarbeit. 
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Gemeinſchaft der Freunde! 

Die Heimſtätte, das Organ des Heimſtättenamtes 
der deutſchen Beamtenſchaft, bringt in ihrer Nummer 8 
vom 31. Oktober 1925 folgende intereſſante Aus⸗ 
führungen über die Gemeinſchaft der Freunde in 
Wüſtenrot. die bei der ſtarken Propaganda dieſer 
Oraaniſation in Oberſchleſien erhöhtes Intereſſe be- 
anſpruchen. 

Wir mußten uns leider bereits zweimal mit der 
Gemeinſchaft der Freunde in Wüſtenrot beſchäftigen. 
In vielen öffentlichen Auslaſſungen verſpricht die 
Gemeinſchaft der Freunde, daß die letzten ihrer Sparer, 
die nur 2% jährlich auf die abgeſchloſſene Bauſumme 
einzahlen, ſpäteſtens 16 Jahre nach Beginn 
ihrer Einzahlungen ihre volle Bauſumme erhalten. 
Weſentlich durch dieſe Verſprechungen hat die G. d. F. 
bereits angeblich etwa 7000 Bauſpar⸗Verträge ab⸗ 
geſchloſſen. Durch die Art ihrer äußerſt koſtſpieligen 
Propaganda, die ſie auf Rechnung der Bauſparer 
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treibt, erweckt die G.d. F. den Glauben bei den Bau⸗ 
luſtigen, daß obigen Verſprechungen verantwortungs⸗ 
volle Berechnungen zugrunde liegen. 

Wir wieſen bereits auf die Unhaltbarkeit der Ver⸗ 
ſprechungen hin. Das Heimſtättenamt der deutſchen 
Beamtenſchaft E. V. hat nun, um eine Klarſtellung 
herbeizuführen, einen der beſten Sachverſtändigen in 
Deutſchland, Geheimrat Dr Leitzmann, Direktor 
a. D. im Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherungen, 
gebeten, unabhängig von unſerer Auffaſſung ein Gut⸗ 
achten auszuarbeiten, aus dem hervorgeht, in wieviel 
Jahren der letzte Sparer der Gemeinſchaft der Freunde 
ſeine Bauſumme erhalten kann. Geheimrat Dr Leitz⸗ 
mann hat dieſe Gutachten am 26. September und 
10. Oktober mit ausführlichen Berechnungen uns vor⸗ 
gelegt. Er bemängelt, daß kein feſter Geſchäftsplan 
der Gemeinſchaft der Freunde vorliegt. Er konnte nur 
die Zahlen verwerten, die bisher die G. d. F. bekannt⸗ 
gegeben hat. Als Vorausſetzung nimmt er eine 
günſtige Entwicklung der G.d. F. an. Die Zurück⸗ 
legung einer von ihm unbedingt notwendig gehaltenen 
Sicherheitsreſerve berückſichtigt er bei ſeinen Berech⸗ 
nungen zugunſten der G.d. F. nicht. Er berückfichtigt 
auch nicht, daß die G.d. F. ſchon im erſten Jahre die an⸗ 
geſammelten Gelder gegen einen niedrigen Zinsfuß 
weitergibt und läßt die Spareinlagen der obigen 
Sparer zugunſten der Geſellſchaft in den 8 Jahren mit 
10 % verzinſen. 

Geheimrat Dr. Leitzmann kommt zu dem Schluß, daß 
unter dieſen günſtigen Vorausſetzungen die letzten 
Sparer einer Gruppe, von denen jeder nur 2 % jährlich 
auf die abgeſchloſſene Bauſumme einzahlt, bei geringen 
Verwaltungskoſten erſt nach 34 0) Jahren des 
Beſtehens ſeiner Gruppe die volle Bauſumme erhalten 
können, d. h. zwei Jahre ſpäter, als ohnehin ihre Ein⸗ 
zahlungen mit der vereinbarten Zinsgutſchrift zur 
Höhe der Bauſumme angewachſen wären. Bei höheren 
Verwaltungsunkoſten berechnet Geheimrat Dr Leitz⸗ 
mann ſogar 43 Jahre. Bei dem unbekannten Be⸗ 
darf für Verwaltungsunkoſten vermutet er, daß die 
wirkliche Entwicklung der Gruppe in dem dazwiſchen⸗ 
liegenden Spielraum liegt. Demgegenüber ſteht die 
Behauptung der G.d. F., daß die letzten obigen Sparer 
bereits nach 16 Jahren ihre volle Bauſumme erhalten! 

Ausführliche Berechnungen führen Geheimrat Dr. 
Leitzmann dahin, daß er zuſammenfaſſend ſagt: 

„Bei dieſer Sachlage darf das Bild, das uns die 
Rechnung von der Erfüllung der Wünſche der Bau⸗ 
ſparer zu entwerfen geſtattet, als durchaus i 
gend bezeichnet werden. Es zeigt ſich ein auffallender 
Widerſpruch gegen die Ausſichten, die in Veröffent⸗ 
lichungen der Gemeinſchaft der Freunde (vgl. „Mein 
Eigen⸗Heim“, Jahrg. 2 Heft 6 S. 86) mit großer Be⸗ 
ſtimmtheit gemacht werden.“ 

Sollten nicht die Behörden allen Anlaß haben, die 
Geſchäftsgrundlagen der G.d. F. auf das gründlichſte zu 
unterſuchen und die allgemeinen Intereſſen der Sparer 
zu ſchützen? Wenn hierzu noch keine geſetzliche Hand⸗ 
habe vorhanden iſt, dann muß ſie ſo ſchnell wie möglich 
geſchaffen werden. Nach obigen Feſtſtellungen müſſen 
wir die Art der Propaganda als höchſt leichtfertig und 
deshalb für die Allgemeinheit gefährlich bezeichnen, 
weil ſie unerfüllbare Hoffnung erweckt, die beim Zu⸗ 
ſammenbruch der ganzen Heimſtättenbewegung zur Laſt 
fällt. Wir ſehen dieſes Verfahren mindeſtens als eine 
objektive grobe Irreführung und Täuſchung der öffent⸗ 
lichen Meinung an. Ahnliche Unternehmungen wie die 
der Gemeinſchaft der Freunde entſtehen n vielfach. 
Dieſe Unternehmungen werden nur Beſtand haben, 
wenn ſie auf der Grundlage der Wahrhaftigkeit ge⸗ 
gründet werden. Nur was aus der Wahrheit geboren 
wird, hat Ausſicht auf dauernden Beſtand! 
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Geſetze und Verordnungen. 


Erlaß des Preuß. Finanzminiſters vom 31. 8. 25 
betr. Ablöſung der Hauszinsſteuer für Bauten 
mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln. 

— II. A. 2. 1996. — 

Bei den nach dem 1. April 1924 bezugsfertig ge⸗ 
wordenen Bauten iſt die Steuerpflicht gemäß § 1 
Abſ. 2 der Dritten Verordnung zur Durchführung der 
Preußiſchen Steuernotverordnung vom 12. Juli 1924 
erſt mit dem 1. April 1925 eingetreten. Da anzu⸗ 
nehmen war, daß die Veranlagung dieſer Bauten 
ſpäteſtens bis zum Frühjahr 1925 durchgeführt und 
die Befreiung von der Hauszinsſteuer — bei der 
Geringfügigkeit des Goldmarkwertes der im Jahre 
1923 gegebenen Beihilfen — durch Rückzahlung von 


40% des Goldmarkwertes, der Beihilfen innerhalb 
der Ablöſungsfriſt für die gemäß § 1 a. a. O. ſteuer⸗ 
pflichtigen Bauten, alſo bis zum 31. März 1925, er⸗ 
folgt ſein würde, iſt von der Feſtſetzung einer be- 
ſonderen Ablöſungsfriſt für die gemäß § 1 Abſ. 2 ab 
1. April 1925 ſteuerpflichtigen Bauten durch eine neue 
Verordnung abgeſehen worden. Wenn jedoch in 
Einzelfällen die Ablöſung noch nicht erfolgt ſein 
ſollte, erkläre ich mich aus Billigkeitsgründen damit 
einverſtanden, daß in denjenigen Fällen, in denen die 
Steuerpflicht erſt mit dem 1. April 1925 beginnt, eine 
Befreiung von der Hauszinsſteuer auch dann noch 
eintritt, wenn die Zahlung von 40 25 des Goldmark⸗ 
wertes der Beihilfen bis zum 1. November 1925 


erfolgt. J. A.: gez. Schultz. 


Unter Ausfhluß der verantwortlichkeit der Schriſtleitung. 


Gefunde Anſtriche, — geſunde Wohnungen. 


Die durch den unglücklichen Ausgang des Krieges 
hervorgerufene, allgemeine Wohnungsnot hat be⸗ 
ſonders in den Städten einen großen Prozentſatz der 
Bevölkerung in enge, und leider auch Räume ge⸗ 
drängt, die eine große Gefahr für die Geſundheit und 
das Leben der davon betroffenen Menſchen darſtellen. 

n den meiſten Fällen if die Größe der Räume 
nicht nur ganz unzulänglich, ſie weiſen auch nach der 
hygieniſchen Seite hin ſehr bedenkliche Mängel auf, 
deren gründliche und reſtloſe Beſeitigung wohl als 
erſtes Gebot betrachtet werden muß. 

Sehen wir uns eine Kleinwohnung einmal genauer 
an! Iſt das Haus in der Vorkriegszeit entſtanden, 
fo läßt dasſelbe mit feinem Außeren und Inneren er- 
kennen, daß an Ausbeſſerungen und Erneuerungen 
nur das Allernotwendigſte geſchehen iſt. Sehr oft iſt 
der Verputz längſt der Verwitterung anheim gefallen, 

euchtigkeit dringt in die Wohnungen ein, die 

apeten an den Wänden werden riſſig und platzen ab, 
vielleicht macht ſich ſogar Schwamm: und Fäulnis⸗ 
bildung bemerkbar, und trotz allen Lüftens hat man 
ſtets dumpfe Zimmer. 

Bei den Bauten aus den Feldzugs⸗ und Inflations⸗ 
jahren mußte an allen Ecken und Enden geſpart 
werden. Es fehlte teils an Bauſtoffen, teils ſchwanden 
die Geldmittel. Die leichte Bauweiſe dieſer Häuſer 
und ihre ſtarke Benutzung haben zuſammen bewirkt, 
daß ſich an ihnen bereits heute Brechfallerſcheinungen 
bemerkbar machen. 

Ganz beſonders ſchädigende Einflüſſe auf den 
Organismus des menſchlichen Körpers haben luft⸗ 
und lichtarme, feuchte Wohnungen, typiſche Merkmale 
des heutigen Wohnungselendes. Nicht nur die Lunge 
braucht Luft zum Atmen, auch die Haut iſt auf dieſes 
lebenswichtige Element angewieſen. 

Die Schädlichkeit der feuchten Wohnungen zeigt ſich 
beſonders nach der Richtung hin, daß ſie der Zer⸗ 
ſetzung organiſcher Stoffe Vorſchub leiſtet, die 
wiederum die ſogenannte Atmung des Mauerwerkes 
verhindert. Wo dieſe fehlt, gibt es Fäulnis, Haus⸗ 
ſchwamm und Mauerfraß. 

Die größten Fehler werden dadurch begangen, daß 
man die Wohnungen zu den unverkennbaren Miß⸗ 


ſtänden noch mit untauglichen Mitteln auszuſchmücken 
und zu geſtalten ſucht. Die Feuchtigkeit und der 
Mauerfraß werden dadurch freilich nicht vertrieben, 
daß die Wände mit einem Anſtrich verſehen werden, 
der alle Poren verſtopft oder daß man ſie mit 
Tapeten oder Teppichen bekleidet, die Staubfänger 
und Tummelplätze für alle möglichen Lebeweſen dar⸗ 
ſtellen. Die Luft erhält keinen Zutritt zu der Mauer, 
eine Reinigung und Desinfizierung bleibt unter⸗ 
bunden. 

Alſo fort mit allem ungeſunden Zierat und An⸗ 
ſtrichen, die die Porenventilation der Mauer be- 
hindern, oder ſogar unmöglich machen. Wer jetzt 
noch vor der Frage ſteht, was ſollen wir verwenden, 
um unſere Räume wohnlich zu geſtalten, dem ant⸗ 
worten wir, „machen Sie einen Verſuch mit den 
langbewährten Keim'ſchen Mineral⸗ 
farben, die allein von den Induſtriewerken Loh⸗ 
wald A.⸗G. in Lohwald bei Augsburg hergeſtellt 
werden.“ 

Dieſelben erſetzen nicht nur alle möglichen Öl-, Öl- 
wachs⸗, Slharz⸗ und viele folder Emulſionsfarben, 
ebenſo Kalk⸗ und Leimfarben, ſondern ſind dieſen 
weit überlegen, weil ſie infolge ihrer ausgeſprochenen 
Wetterbeftändigkeit und Waſchbarkeit ſowohl außen 
als auch innen gebraucht werden können und, was die 
Hauptſache iſt, den Untergrund erhärten und konſer⸗ 
vieren, ohne daß der Luftzutritt behindert iſt, die 
normale Ausdünſtung des Mauerwerkes kann vor 
ſich gehen. 

Für Räume, an die die Hygiene beſonders hohe An⸗ 
forderungen ſtellt, wie Büros, Kranken⸗ und Ope⸗ 
rationsſäle, Schlafzimmer, Schulen, Fabrikräume, 
Nahrungsmittel⸗Induſtrie, Bäder, Küchen, Brauereien, 
Molkereien, Gaſtzimmer uſw., find Kei m'ſche Mine⸗ 
ralfarben längſt unentbehrlich geworden. Sie finden 
auch in großem Maße Anwendung für den Außen⸗ 
anſtrich von öffentlichen Gebäuden jeglicher Art, 
Kirchen, Villen, Siedlungsbauten uſw. 

Es erübrigt ſich weiteres, wenn noch geſagt wird, 
daß der Verbrauch von Keim'ſchen Mineralfarben auf 
beinahe ein halbes Jahrhundert zurückgeht. 
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Großhaus oder Kleinhaus ). 
Von Regierungs- und Baurat Lübbert, Hannover. 
Vortrag gehalten in Darmſtadt auf der Tagung des deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen. 
(1. Fortſetzung.) 


Die Frage, welche Wohnhausform die wirt⸗ 
ſchaftlichere iſt, das Großhaus oder das Klein— 
haus, hat von jeher die Bauſachverſtändigen und 
Volkswirte beſchäftigt. Man hat die Wirtſchaft⸗ 
lichkeit der beiden Bauformen nach den ber- 
ſchiedenſten Verfahren unterſucht. 

Einzelne Bauſachverſtändige haben die Koſten 
fürlebm umbauten Raumes im Groß⸗ 
haus und Kleinhaus an Einzelbeiſpielen mit 
Hilfe von genauen Koſtenanſchlägen ermittelt. 
Je nachdem der Sachverſtändige ſich für das 
Großhaus oder das Kleinhaus einſetzen wollte, 
traf er die Auswahl der in die Berechnungen 
einzuſetzenden Bauſtoffe und Bauausführungen, 
und ſo ſchlugen die Ergebniſſe bald zugunſten des 
Großhauſes, bald zugunſten des Flachbaues aus. 
Es iſt ohne weiteres einleuchtend, daß dieſe Art 
der Unterſuchungen niemals zu einwandfreien 
Ergebniſſen führen kann, weil die bautechniſchen 
Erforderniſſe beim Großhaus und Kleinhaus in 
den einzelnen Gegenden (Stadt oder Land) über⸗ 
aus verſchieden ſind und es ſich hier auch um 
ganz verſchiedene Bauweiſen handelt. Dieſe Ver⸗ 
ſchiedenartigkeiten bedingen ſelbſtverſtändlich für 
die einzelnen Hausformen, ſowie für die einzelnen 
Wirtſchaftsbezirke verſchiedenartige Einheitspreiſe 
für das Kubikmeter umbauten Raumes. 

Weſentlich zuverläſſiger ſind Unterſuchungen, 
die ſich darauf erſtrecken, aus den Baukoſten ein⸗ 
zelner Hausformen Einheitspreiſe für 1 qm 
Wohn- oder Nutzfläche zu ermitteln. Not⸗ 


*) 1. Fortſetzung (vergl. Nr. 8, Seite 309 dieſer Zeitſchr.) 


wendig iſt hierbei, den Baukoſten auch die Auf— 
wendungen für Grunderwerb, Straßenbau, Be⸗ 
und Entwäſſerung, Lichte und Gasverſorgung 
und alle ſonſtigen, mit dem Wohnhausbau ver⸗ 
bundenen Nebenkoſten hinzuzurechnen. Aber 
auch derartige Berechnungen ſind, ſelbſt wenn 
man ſich auf einzelne Beiſpiele in beſtimmten 
Gegenden beſchränkt, nicht ganz einwandfrei, weil 
es einheitliche Grundlagen für die Berechnungen 
der einzelnen Bauaufwendungen nicht gibt. 


Um die Frage der Wirtſchaftlichkeit des Groß⸗ 
hauſes oder Kleinhauſes planmäßig nach einheit⸗ 
lichen Geſichtspunkten zu unterſuchen, habe ich 
für ein und dasſelbe Gelände ſechs verſchiedene 
Aufteilungsarten und Bebauungen gewählt, die 
in genauen Lageplänen und entſprechenden 
Modellen dargeſtellt ſind, und zwar: 

1. eine fünfgeſchoſſige, 

2. eine viergeſchoſſige, 

3. und 4. zwei dreigeſchoſſige, 

5. eine zweigeſchoſſige, 

6. eine Bauweiſe mit zweigeſchoſſiger Rand⸗ 
bebauung und eineinhalbgeſchoſſiger Innen⸗ 
bebauung. 

Die Bebauung erſtreckt ſich auf ein an⸗ 
genommenes ebenes Gelände von 48 816 qm 
Größe. Zunächſt wurde in jedem der 6 Baufälle 
ermittelt, wieviel Wohnräume auf dem Gelände 
entſtehen; ſodann wurden die Geſamtkoſten für 
die Aufſchließung des Geländes und die Aus⸗ 
führung der Bauten in jedem Baufalle errechnet 
und aus den jeweiligen Geſamtkoſten die Koſten 
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je Wohnung beſtimmt. Die zugrunde gelegten 
Grundriſſe find in den Lageplänen, Abb. 5— 16, 
angedeutet. Da der Großhausbau eine freie Ge⸗ 
ſtaltung des Grundriſſes und Aufbaues der Ge- 
bäude aus bautechniſchen, bau- und feuerpolizei⸗ 
lichen, ſowie hygieniſchen Gründen nicht zuläßt, 
beſonders wenn hohe Bodenpreiſe zu einer über- 
mäßigen Ausnutzung des Geländes zwingen, er⸗ 
gibt ſich, wie bereits früher dargelegt iſt, beim 
Großhausbau meiſt die Notwendigkeit, beſondere 
Aufwendungen an Kubikmeter umbauten Raumes 
zu treffen, die eigentliche Nutzfläche und Wohnraum 
nicht ergeben. Je weiträumiger die Bebauung 
geplant iſt, um ſo günſtiger und wirtſchaftlicher 
kann der Architekt Grundriß und Aufbau des 
Hauſes geſtalten; unproduktiver Bauaufwand 
(Vergeudung von Kubikmeter umbauten Raumes) 
wird vermieden. In dieſer Möglichkeit, Grund⸗ 
riß und Aufbau zweckmäßiger und wirtſchaftlicher 
zu geſtalten, liegt die Überlegenheit des Klein— 
hauſes gegenüber dem Großhaus begründet; 
d. h. im Kleinhaus läßt ſich mit der gleichen Menge 
Kubikmeter umbauten Raumes ein weſentlich 
höherer Nutzeffekt, bezw. mehr brauchbare wirk⸗ 
liche Wohnfläche erzielen, als im Großhaus. 
Dieſe Tatſache wird durch die Unterſuchung der 
Aufteilung und Bebauung des Geländes nach den 
ſechs verſchiedenen Baumethoden erwieſen. 
Ergebniſſe der Berechnungen ſind in der Tabelle 
zuſammengeſtellt. 

Wenn man die Ergebniſſe der Zuſammen⸗ 
ſtellung vergleicht und außerdem die hygieniſche 
und ſtädtebauliche Überlegenheit des Flachbaues, 
das heißt der Anlage von geſunden Gartenſtädten 
richtig einſchätzt, kann die Frage „Großhaus oder 
Kleinhaus“ nur dahin beantwortet werden, daß 
auch für Deutſchland die Flachbauweiſe, wenn 
möglich ſogar das Einfamilienhaus, das ja von 
alters her in Nord- und Weſtdeutſchland üblich 
war, die gegebene Form der künftigen Wohnung 
ſein muß. Ahnlich wie in England und Amerika 
werden wir beſtrebt ſein müſſen, zur Erhaltung 
unſerer Volksgeſundheit möglichſt die geſamte Be⸗ 
völkerung in geſunden Flachbauwohnungen 


Die 


unterzubringen. Vor allen Dingen wird zu 
fordern ſein, daß alle diejenigen Wohnungs⸗ 
bauten, die mit öffentlichen Zuſchüſſen errichtet 
werden, nur in der beſten Wohnform, das heißt 
im Flachbau mit Gärten (Gartenſtädte) errichtet 
werden. Alle Gelder, die aus der Hauszinsſteuer, 


den öffentlichen Sparkaſſen, ſtaatlichen und 
privaten Verſicherungsanſtalten in Form von 
Zwiſchenkrediten oder Hypotheken für den 


Wohnungsbau hergegeben werden, ſollten aus⸗ 
ſchließlich nur für ſolche Bauten Verwendung 
finden, die den höchſten Anſprüchen an Wirtſchaft⸗ 
lichkeit und Erhaltung der Volksgeſundheit ge— 
nügen; das heißt, alle Erſparniſſe unſerer Volks⸗ 
wirtſchaft, die doch die vorgenannten öffentlichen 
Gelder letzten Endes darſtellen, dürften einzig und 
allein für den Flachbau hergegeben werden, falls 
man nicht noch einen Schritt weitergehen will 
und grundſätzlich etwa durch das im Entwurf 
bereits vorliegende preußiſche Städtebaugeſetz und 
ähnliche Geſetze der übrigen Länder die Errichtung 
von Mietskaſernen für Wohnzwecke überhaupt 
verbietet und den künftigen Wohnungsbau in 
höchſtens zweigeſchoſſiger Bauweiſe zuläßt. 

In den Tabellen, die ſich auf die 6 Modelle 
beziehen, ſind Bodenpreiſe eingeſetzt, wie ſie der 
Grundſtückshandel entſprechend der zugelaſſenen 
Geländeausnutzung durch Bauwerke durchſchnitt⸗ 
lich bezahlt. Bekanntlich ſteigt der Bodenpreis 
mit der Zulaſſung der höheren Ausnutzung des 
Bodens, d. h. engräumige und hohe Bebauung er⸗ 
gibt hohe Bodenpreiſe, weiträumige und flache 
Bebauung hält die Bodenpreiſe niedrig. Die 
Baukoſten wurden mit 28 Mk. für ein Kubikmeter 
umbauten Raumes für alle 6 Bebauungsarten 
angenommen, obwohl im allgemeinen das Kubik⸗ 
meter umbauten Kellerraumes im Großhaus in- 
folge der erforderlichen ſtärkeren Mauern teurer 
wird als im Kleinhaus und ebenſo die unteren 
Geſchoſſe des Großhauſes höhere Einheitspreiſe 
für das Kubikmeter ergeben als beim Kleinhaus. 
Die Befeſtigung von Straßen und Höfen iſt eben⸗ 
falls mit den üblichen Durchſchnittspreiſen an⸗ 
geſetzt worden. (Fortſetzung folgt.) 
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Zuſammenſtellung 


1. der erforderlichen Bodenfläche je Wohnung, 


2. der aufzuwendenden Geldmittel für Bodenerwerb, Aufſchließung und Baukoſten, 
3. der durchſchnittlich zur Schaffung von je 1 Wohnraum erforderlichen cbm umbauten Raumes 


(einjchlieglich Keller). 
Modell 1. 


1430 Wohnungen. 
Auf jede Wohnung entfallen 34,20 qm Bodenfläche. 


Fläche des Grundſtücks (einſchl. Straßen) 48 816,— qm 


Bebaute Fläche . 24 986, — qm 
Fläche der Straßen, Höfe und Gärten. 23 830, — qm 
Umbauter Raum 577 723, ebm 


Koſten: a) des Grundstücks (mit ausgebauten 75 
35 088 qm, je qm 50,— „ 1754 400,— 4&4 
b) der Gebäude 
577723, 38 ebm, je ebm 28,— & 16176 254,94 «MH 
c) der Befeftigung der Höfe 
10102 qm, je qm 15,— 4 151530,— 4 


Geſamtkoſten 18 052 184,94 


Jeder Wohnraum erfordert 
125,32 cbm umbauten Raumes. 


Modell 2a. 
432 Wohnungen. 

Auf jede Wohnung entfallen 78,40 qm Bodenfläche. 
Fläche des Grundſtücks leinſchl. Sagen ie — qm 
Bebaute Fläche. 9688, — qm 
Fläche der Straßen, Höfe und Gärten . 29428 — qm 
Umbauter Raum 276 222,64 cbm 
Koſten: a) des Grundſtücke (mit ausgebauten Straßen) 

37246 qm, je qm 25, — „ 931150. MH 
b) der Gebäude 

276222,64 ebm, je ebm 23,— 4 7734 232,92 M 
o) Befeſtigung der Höfe 

17558 qm, je qm 5,— M 87 790,.— 


Geſamtkoſten 8753 173,92 M 


Jeder Wohnraum erfordert 
116,25 cbm umbauten Raumes. 


Modell 3. 
288 Wohnungen. 

Auf jede Wohnung entfallen 169,05 qm Bodenfläche. 
Fläche des Grundſtücks (einſchl. Straßen) 48816, — qm 
Bebaute Fläche 14 639,58 qm 
Fläche der Straßen, Höfe und Gärten 34 176,42 qm 
Umbauter Raum 3 103941, 18 ebm 


Koſten: a) des nicht aufgeſchloſſenen Grundſtücks (ohne 
Straßen und Leitungen) 
195 264,.— 14 


48816 qm, je qm 4,— 4 

b) der Gebäude 
103 941,18 ebm, je ebm 28,— „ 2909 953,04 4 

e) der Anlage der Hauptſtraßen 
einſchl. Leitungen 5577 qm, 
je qm 12,5% G 

d) der Anlage der Wohnſtraßen 
einſchl. Leitungen 4035 qm, 
je qm 8,50 M . . 


69712,50 «MH 


34 297,50 M 
Gefamtkoften 3209227,14 M 


Jeder Wohnraum erfordert 
73,82 cbm umbauten Raumes. 


Modell 2. 


1000 Wohnungen. 
Auf jede Wohnung entfallen 48,80 qm Bodenfläche. 
Fläche des Grundſtücks (einſchl. Straßen) 8 816,— qm 


Bebaute Fläche 3 100, — qm 
Fläche der Straßen, Höfe und Gärten 25 716. qm 
Umbauter Raum 98 013, — chm 


Koſten: a) des Grundſtücks (an ausgebauter Straße) 
32835 qm, je qm 30,— „„ 985050,.— 4 
b) der Gebäude 
398013 ebm, je ebm 28. — „ 11144 364,.— M 
c) der Befeſtigung der Höfe 
9735 qm, je qm 7,— MH 68 145,.— % 


Geſamtkoſten 12197 559,.— 1 


Jeder Wohnraum erfordert 
100,51 cbm umbauten Raumes. 


Modell 2b. 
426 Wohnungen. 

Auf jede Wohnung entfallen 92,95 qm Bodenfläche. 
Fläche des Grundſtücks leinſchl. Straßen) 48816, — qm 
Bebaute Fläche 14656, 18 qm 
Fläche der Straßen, Höfe und Gärten . 34 159,82 qm 
Umbauter Raum. . 3 205 626, 21 cbm 
Koſten: a) des Grundſtüchs (mit ausgebauten Straßen) 

39601 qm, je qm 25,— „ 990025,— 4 
b) der Gebäude 
205 626,21 ebm, je ebm 28. — M 5757 533,88 HM 
co) Befeſtigung der Höfe 
24 944,82 qm, je qm 5,— „ 124 724,10 4 
Geſamtkoſten 6872 282,98 4 


Jeder Wohnraum erfordert 
107,43 ebm umbauten Raumes. 


Modell 4. 
172 Wohnungen. 
Auf jede Wohnung entfallen 284,40 qm Bodenfläche. 
Fläche des Grundſtücks leinſchl. Sen) ne qm 


Bebaute Fläche. 10381,18 qm 
Fläche der Straßen, Höfe und Gärten . 38434, ‚32 qm 
Umbauter Raum . N . 72564,45 cbm 


Kojten: a) des nicht aufgeſchloſſenen Grundſtücks (ohne 
Straßen und Leitungen) 
48816 qm, je qm 3,.— 4 146 448,.— 4 
b) der Gebäude 
72 564,45 ebm, je ebm 28,— „ 2031 804,60 M 
o) der Anlage der Hauptſtraßen 


einſchl. Leitungen 5577 qm, 

je qm 12,50 K 69 712,50 4 
d) der Anlage der Wohnſtraßen 

einſchl. Leitungen 3045 qm, 

je qm 8,50 . 25882,50 1 


Gefamtkoffen 2273847,60 M 


Jeder Wohnraum erfordert 
71,42 cbm umbauten Raumes. 


Abb. 5 u. 6 
Modell J. 


Fünfgeſchoſſige Hochhausbebauung. 
(Berlin in den Jahren 1900 —1914.) 
„Wenig Licht und ſchlechte Luft.“ 
1430 Wohnungen — 4610 Wohnräume — 7150 Perſonen. 
Auf eine Perſon entfallen 6,84 qm Bodenfläche. 
Ein Wohnraum koſtet 3 922,38 Mark. 

Grünflächen und Gärten fehlen. Die Wohnräume liegen zum großen Teil an dumpfen 
Höfen. Eine erhebliche Anzahl ſchlecht beleuchteter „Berliner Zimmer“ iſt vorhanden. An 
einer Treppe befinden ſich bis zu 20 Wohnungen. Viele Wohnungen ſind ohne Quer⸗ 
lüftung. Wohn⸗ und Schlafräume an den engen Höfen in den unteren Geſchoſſen er⸗ 
halten niemals Sonnenbeleuchtung. Die einzelnen Räume ſind zu tief und unnötig groß, 
daher ſchlecht in der Raumwirkung und ungünſtig zu möblieren. Verteuernd auf die 
Koſten derartiger Bauten wirkt die Notwendigkeit, beſonders ſtarke Mauern in den 
unteren Geſchoſſen und übermäßig hohe Geſchoſſe anzulegen, letzteres bedingt durch Eng⸗ 
räumigkeit der Bebauung, 5 e und unzureichende Lüftbarkeit der 

ohnungen. 
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Abb. 7 u. 8 


Modell II. *. 
Verbeſſerte Hochhausbebauung. 
„Ohne Hinterhaus und Seitenflügel.“ 


1000 Wohnungen — 3960 Wohnräume — 5000 Perſonen. 
Auf eine Perſon entfallen 9,76 qm Bodenfläche. 
Ein Wohnraum koſtet 3 080,— Mark. 


Alle Wohnungen liegen in Vorderhäuſern. Seitenflügel und Quergebäude ſind nicht 
vorhanden. Die Wohnungen haben Querlüftung. Die Räume haben eine zweckmäßige 
Form und ſind leicht zu möblieren. Auch die Hofſeiten erhalten Licht und 1 70 5 Da die 
Häuſer nur viergeſchoſſig und die Wohnungen wegen Fehlens von Seitenflügeln und 
Quergebäuden ſowie infolge geringerer Zimmertiefe verhältnismäßig gut belichtet find, 
konnten die Geſchoßhöhen gegenüber Modell 1 vermindert werden, desgleichen die 

Mauerſtärken. 
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Abb. 9 u. 10 


Modell IIa. 
Dreigeſchoſſige Mehrfamilienhäuſer. 


„Gartenhöfe.“ 
432 Wohnungen — 2376 Wohnräume — 2160 Perſonen. 
Auf eine Perſon entfallen 15,68 qm Bodenfläche. 
Ein Wohnraum koſtet 3 683,99 Mark. 


Alle Wohnungen erhalten ausreichend Licht und Luft. Zu jedem Haus ein kleiner 
Garten oder an Stelle deſſen für den Häuſerblock eine gemeinſame Grünfläche, in deren 
Mitte ein Kinderſpielplatz. Die Aufteilung iſt koſtſpielig, weil im Gegenſatz zu Modell II b 

auf die einzelne Wohnung verhältnismäßig viel Straßenfläche entfällt. 


4 


— 


Abb. 11 u. 12 


Modell IIb. 
Dreigeſchoſſige Mehrfamilienhäuſer. 
„Hausreihen mit guter Belichtung und Lüftung.“ 
426 Wohnungen — 1914 Wohnräume — 2130 Perſonen. 
Auf eine Perſon entfallen 18,59 qm Bodenfläche. 
Ein Wohnraum koſtet 3590,53 Mark. 

Dreigeſchoſſige Mehrfamilienhäuſer in langen Reihen. Keine Eckhäuſer, alle Woh⸗ 
nungen erhalten alſo gutes Licht und reichlich Luft. Zu jeder Wohnung ein kleines 


Gartenſtück. Verhältnismäßig geringe Straßenbaukoſten. Planmäßige Anlage von 
Verkehrs: und Wohnſtraßen. 


. 


388 


rr rr * 
EI 


— 


SS 


Abb. 13 u. 14 


Modell III. 


Flachbau — Zweigeſchoſſig 
Reihenhäuſer mit horizontaler oder vertikaler Trennung der Wohnungen. 

„Zu jeder Wohnung ein Garten.“ 

288 Wohnungen — 1408 Wohnräume — 1440 Perſonen. 
Auf eine Perſon entfallen 33,9 qm Bodenfläche. 
Ein Wohnraum koſtet 2279,28 Mark. 

Nur Einfamilienhäufer! Zu jeder Wohnung gehört ein kleiner Garten. Jede 
Wohnung erhält reichlich Licht und Luft. Die Reihenhausbauweiſe ergibt geringe Bau⸗ 


koſten. Die dargeſtellte Form iſt zweckmäßig und wirtſchaftlich; ſie iſt vor allem zu 
empfehlen für die Bebauung des unmittelbar an eine Stadt anſchließenden Geländes. 
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Abb. 15 u. 16 


Modell IV. 


Flachbau Einfamilienhäuſer, „offene“ Bauweiſe. 
„Gartenſtadt.“ 
72 Wohnungen — 1016 Wohnräume — 860 Perſonen. 
Auf eine Perſon entfallen 56,88 qm Bodenfläche. 
Ein Wohnraum koſtet 2 238.— Mark. 


Zweigeſchoſſige Randbebauung an den Verkehrsſtraßen, 1% geſchoſſige Bebauung 
des Innenraumes. Einfamilien⸗Reihenhäuſer und Einfamilien⸗Doppelhäuſer. Geräumige 
Gärten. überall Licht und Luft. — Die Bauweiſe kommt vor allem für die Außen⸗ 

bezirke der Städte und für die Anlage von Trabanten⸗Städten (Vororte) in Frage. 
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Abb. 17 


Zuſammenſtellung der Querſchnitte durch die ſechs Modelle, ſowie der für 1 Wohnraum durchſchnittlich erforderlichen Koſten 
und ebm umbauten Raumes. 


e la gi end, 8,8 


Sch lei Ef, 8 e 


im es 


Siedlungs⸗Wirtſchaft 


Mitteilungen der Siedler-Schule Worpswede 


Wenn der Richter auf Urlaub geht, ſpricht das 
Leben ſelber Recht. — Geſetz iſt Geſetz. 
in Wahrheit höchſt unfreie „freie Gartenkunſt“ 
iſt hiervon nicht au nn 


leitenden Idee und u ſicheren Grenzen. 
fehlt es gerade heute. 
Dominante, die uns dieſe grüne Ausſtellung 


Herausgeber: Leberecht Migge. 


fir. 10 


Dr. Adolf Damaſchte 


der Führer der Bodenreformbewegung wird am 
24. November 60 Jahre alt. Wir wünſchen dem un⸗ 
ermüdlichen Kämpfer für ein Bodenrecht, das allen 
Volkskreiſen Anteil am Boden und Bewirtſchaftungs⸗ 
möglichkeit gibt, noch viele ſegensreiche Schaffensjahre 


Juryfreie Gartenkunſt. 


Zur Gartenſchau auf der juryfreien Kunſtausſtellung Berlin, 1925, Oktober⸗November. 
Von Leberecht Migge, Worpswede-Berlin. 


materiellem Unvermögen ſeinen 
Auch die 
den markanten Schlußpunkt unter 
Im Gegenteil, 
Mißbrauchte, bedarf der 
Daran 


Oder, wo iſt die geiſt i ge 


die oft kunſt. 
die Rede.) 


Vorderaſien geboren, 


Oktober 1925 


Nutzgarten auftürmte, da ſetzte er, unbewußt, 


kanten Abſatz der Geſchichte der ſchönen Garten⸗ 
(Seither war von Gartenkunſt nur mehr 
Gartengeſchichte übrigens, 
vom räuberiſchen Rom ge⸗ 
raubt, in der Renaiſſance grandios variiert und 


vermittelt? 

In Wahrheit, es iſt keine da. Nichts Neues 
vor dem Brandenburger Tor. Seit Sans- 
ſouci iſt auf dieſem Felde der europäiſchen 
Kultur nichts Weſentliches mehr paſſiert. Kein 
Wunder. Denn als der Alte von Potsdam, halb 
in promitheiſchem Trotz gegen eine in äußeren 
Luxus verkalkte Potentatenſchaft, halb aus 


von den Ludwigen am Ende proſtituiert worden 
war. Gartengeſchichte, die, wie jede echte Ge⸗ 
ſchichte, ungeachtet aller großen Gebärde, nichts 
anderes als den getreuen Ablauf der ſozialen, 
ethiſchen und techniſchen Gegebenheiten und Mög⸗ 


lichkeiten zu ſchildern gehalten war. 


Inzwiſchen ſind Wiſſenſchaft und Tech- 
nik über uns dahingebrauſt. Sie haben uns 


See d Sch lei ſchüe n he im e s 


allerhand gebracht, nur nicht die notwendige Aus⸗ 
prägung der geiſtigen und materiellen Struktur 


innerhalb der europäiſchen Ziviliſation. So 
kommt es, daß heute die Gartenarchitektur, wie 
ihre größere Schweſter, die echte Architektur, hilf⸗ 
los nach Halt und Ergebnis ſuchen und beides 
nicht finden werden, ehe daß wir unſer dingliches 
Daſein geregelt haben werden. 

Bis dahin aber geziemt uns Beſcheidenheit. 
Uns Gartengeſtaltern zu allererſt. Wir ſind 
geiſtig unſelbſtändig, beinahe ein wenig verwahr⸗ 
loſt. Denn auf uns laſtet zu alledem jener teils 
ſchöne, teils ominöſe Zug von der Verwandt⸗ 
ſchaft mit den himmliſchen Mächten, 
allwo bekanntlich ein lieber Gott thront, wenn es 
wächſt, aber ein böſer, wenn es nicht ſo tut. Der 
mehr oder minder geſchickten Nutzbarmachung 
dieſer paradieſiſchen Symbioſe ſoll ein erhebliches 
Teil moderner Gartenkunſt ſein Daſein verdanken: 
Grüne Medizinmännerei. Wir danken! 

Für uns Jungen iſt der Garten mehr als eine 
leichtſinnige Feierabendfriſur des harten Tages⸗ 
lebens. Wir brauchen — jenſeits Sansſouci — 
wieder feſten Boden unter den Füßen; wir 
kämpfen dafür. Es gilt die verlorengegangene 
Verbindung mit dem wirklichen Leben wieder her⸗ 
zuſtellen. Es ſind die Gartenaufgaben bewußt 
herauszuheben und zu ſtärken, die mehr oder 
weniger unſere Zeit verkörpern: Kleingärten, 
Siedlungen, öffentliche Spiel-, 
Sport⸗ und Badegärten; auch die 
modernen Begräbnisſtätten gehören hier⸗ 


her. Schlichte ſach⸗ und fachgerechte Erfüllung 


dieſer Aufgaben wird von ſelbſt 


lebendige Bewegung, alſo auch 
Rhythmus auslöſen. Mehr als 
papierne Anſtrengung grüner 


Graphiker. Von Kunſt iſt nicht die 
Rede. Trotzdem kann zum Beiſpiel 
der Privatgarten und 
Park, ſoweit er nicht den gleichen 
Sachinhalten dient, umſichtig als 
Stürmer im freien Spiel der 
Kräfte eingeſetzt werden. Reich⸗ 
tum verpflichtet zum Mäcenaten⸗ 
tum auch beim Garten. Auch hin⸗ 
ſichtlich der Technik — der 
ewigen Erneuerungsquelle aller 
Kunſt — gibt es im Gartenbau 
heute gegen früher ungleich erhöhte 
Möglichkeiten. Mit Recht, denn 
hier iſt ja die eigentliche und 
originale Leiſtung unſerer Zeit 
offenbar: „Technik befreit Schön⸗ 
heit.“ Neue Gartentechnik be— 
ſchwört neue Gartenſchönheit. 

Die aber hat die Zukunft. Kein Zweifel, daß 
ſich das Bedürfnis nach Freiluftleben — 
und das iſt für ziviliſierte Menſchen: Garten⸗ 
leben — verallgemeinert und vertieft hat. Kein 
Zweifel, daß die allgemeine und dauernde Herab⸗ 
zonung des Lebensſtandards, die gebotene 
Erſchaffung neuer Subſtanz, die rationelle Seite 
der Gartenvorſtellung unwillkürlich in den 
Vordergrund rückt. Kein Zweifel, daß ſich aus 
dieſen Grundelementen des Gartenlebens eine 
gewiſſe Parallele mit der herb⸗ſachlichen, um nicht 
zu ſagen: mageren Geiſtigkeit unſerer Tage 
herleiten läßt. So daß mit Fug von dem Garten 
als einem Symbol des Europäiſchen Schickſals 
geſprochen werden kann. Grund genug, auch für 
unſere Preſſe, ihn ſo ernſt zu nehmen als es 
irgend geht. 

Das tat wohl auch die Juryfreie Kunſt⸗ 
ausſtellung, als ſie im dritten Schifflein 
ihrer etwas altmodiſchen Armada die ſchöne 
Gartenkunſt verfrachtete. Wer die reiche Ladung 
mit freiem Blick prüft, wird gut Belege für das 
Geſagte finden. Auch hier nichts Neues, Un⸗ 
erhörtes vor dem Brandenburger Tor. Dagegen 
viel ehrliche, wichtige und lohnende Kleinarbeit. 
Hie und da etwas grüner Ballaſt für die ſchwere 
See. Von Kunſt iſt nicht die Rede. Im Gegen⸗ 
teil, es mangelt offenſichtlich einer Zeitidee im 


Grünen. Dennoch, im ganzen, ein wertvoller 
Verſuch, auf einem der zukunftsträchtigſten 


Schaffensgebiete die Geiſter zu klären und die 
Menſchen zueinander zu bringen 


Sch le f af in 


Abb. 81. 


Die Gartenſtadt Bournville. 


Wie man aus dieſer Aufnahme, der wir weitere folgen laſſen werden, erſieht, iſt man jenſeits des Kanals nicht 

knauferig mit dem Gartengrün. Man faßt die Gartenſtadt als wirkliche Garten⸗Stadt im Lande des Induſtrialis⸗ 

mus und des Einfamilienhauſes auf. Den Erfolg illuſtriert Bild 81, das in allen engliſchen und holländiſchen 
Gartenſtädten aufgenommen ſein könnte. 


Holländiſche und engliſche Gartenftädte. 


Von Rudolf Eberhard, Anhaltiſcher Siedlerverband⸗Deſſau. 
Mit 2 Originalaufnahmen. 


Die deutſche Gartenſtadtgeſellſchaft veranſtaltete 
unlängſt eine Studienreiſe nach Holland und England, 
den beiden Nachbarländern mit vorwiegendem Ein⸗ 
familienhaus. Bekanntlich iſt die Gartenſtadtbewe⸗ 
gung von England ausgegangen, wo Ebenezer Howard 
fie ſeit 1898 propagiert. 1903 wurde dort die First 
Garden City Lim. als erſte Gartenſtadtgeſellſchaft 
gegründet. Auf einem Gelände von 7200 Morgen iſt 
nun in Letchworth eine Stadt erwachſen, die 9 
ihres Landbeſitzes, des zentral gelegenen Teils, für eine 
Stadt von 30 000 Einwohnern und den Reſt für einen 
ſtändig zu erhaltenden landwirtſchaftlichen Gürtel re⸗ 
ſerviert. Die Geſellſchaft arbeitet nach rein boden⸗ 
reformeriſchen Grundſätzen. Letchworth iſt die 
grandioſeſte Schöpfung gemeinnütziger 
Privatinitiative, eine ſelbſtändige Stadt mit 
pulſierendem Gewerbeleben unter Wahrung eines 
gartenmäßigen Charakters der Stadt. Jede Familie 
hat ein abgeſondertes Häuschen zum Wohnen, den 
Kindern iſt in Gärten Gelegenheit zum Spielen, dem 
Manne zu geſunder Erholung in ſeinen freien Stunden 
gegeben. Es iſt der Beweis erbracht, daß nicht nur 
durch vereinzelte Akte der Wohltätigkeit, ſondern aus 
der eigenen Kraft des Volkes heraus dieſe beſſeren 
Zuſtände geſchaffen werden können. 

Bournville, von dem wir in der Lage find, eine 
wirkungsvolle Aufnahme zu bringen, iſt ein weiteres 
ſehenswertes engliſches Gartenſtadt⸗ oder Gartendorf⸗ 
beiſpiel. Es iſt dies eine Schöpfung des Schokoladen⸗ 
fabrikanten George Cadbury. Der Landbeſitz Bourn⸗ 
villes beträgt heute rund 1400 Morgen, auf dem nach 


und nach eine ſelten reizvolle Siedlung für über 
6000 Menſchen in etwa 1600 Häuſern entſtanden iſt. 
Beſonders charahkteriſtiſch für Bournville iſt die 
Förderung, die man dem Kleingartenbau angedeihen 
läßt. Die Kleingärten, deren Zahl 1200 überſteigt, 
kommen neben den Werksangehörigen Cadburys den 
Bewohnern der Nachbarorte zugute. Man ſpricht von 
einem durchſchnittlich 6⸗fachen Ertrag gegenüber der 
Landwirtſchaft und in Ausnahmefällen von Netto⸗ 
erträgen in Höhe von 75 Pf. pro qm. 


Es würde zu weit führen, auf all die anderen 
engliſchen Gartenſtädte, von denen noch beſonders die 
20 000 Einwohner zählende Anſiedlung in Hampftead 
Garden Suburb in unmittelbarer Nähe Londons oder 
das neuere Welwyn erwähnenswert ſind. 

Von Holland bringen wir eine Abbildung aus der 
Siedlung der holländiſchen Staatszechen in Limburg. 
30 000 in dieſem Bergwerksrevier beſchäftigte Arbeiter 
und Beamte mit ihren Familien, d. h. 165 000 Menſchen, 
wohnen hier in ſchmucken Einfamilienhäuſern. Vor 
allen Häuſern liegt ein Garten, meiſt mit einer Hecke 
vom Wege getrennt. Hinter den Häuſern befinden ſich 
die Gemüſegärten. Die Miete darf / des Ein⸗ 
kommens nach den Beſtimmungen der Regierung nicht 
überſteigen. Bequeme Kleinbahnverbindungen ermög⸗ 
lichen einen ſchnellen Verkehr mit der Umgebung. 

Zuſatz der Schriftleitung: Wir hoffen in der nächſten 
Zeit auf die engliſchen und holländiſchen Gartenſtädte 
in einem Vergleich mit den deutſchen Gartenſtädten 
und Siedlungen noch näher eingehen zu können. 


de 8 


Edelmiſtbereitung. 
Von Herrmann Krantz. 
3. Fortſetzung. 


32 Die zweckmäßigſte Art der Edelmiſt⸗ 
bereitung geſchieht mit Hilfe der eigens 
hierfür konſtruierten „Gärſtätten“ und iſt 
auch bei den heutigen Zinsſätzen höchſt 
rentabel, wenn überhaupt das Baugeld 
beſchafft werden kann. Die zurzeit 
vielfach beſtehende Unmöglichkeit, irgend⸗ 
welche Baukoſten aufzubringen, und die 
immerhin recht erheblichen Vorteile, 
welche ſchon die behelfsmäßige Edelmiſt⸗ 
bereitung im Vergleich zur üblichen 
„Miſtmißwirtſchaft“ zu bieten vermag 
(vergl. Heft 9), geben Veranlaſſung zu 
einer eingehenden Beſprechung des be— 
helfsmäßigen Verfahrens, d. h. der 
ohne „Gärſtatt“ durchgeführten Edelmiſt⸗ 
bereitung. Die in Heft 6 aufgeführten 
allgemeinen Angaben gelten ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ſinngemäß auch für das Be⸗ 
helfsverfahren; es wird daher hier noch⸗ 
mals ausdrücklich auf ſie verwieſen, 
von einer Wiederholung jedoch, ſoweit entbehrlich, 
abgeſehen. 


33 Um die Gärtemperatur des Miſtes im frei⸗ 
ſtehenden, den Witterungseinflüſſen mehr oder weniger 
ausgeſetzten Gärhaufen mit Sicherheit herbeizuführen, 
müſſen die Abmeſſungen des einzelnen Blockes größer 
ſein als die in einer Gärſtatt noch zuläſſigen Kleinſt— 
maße. Auf Grund mannigfacher Erfahrung ergibt 
ſich, daß in Blöcken, deren Seiten ganz oder zum 
größten Teil der freien Luft ausgeſetzt ſind, eine 
Heißvergärung nur dann mit Sicherheit zu erreichen 
iſt, wenn die Grundfläche mindeſtens 1 qm 
beträgt; eine weſentliche Unterſchreitung dieſes Maßes 
iſt nur zuläſſig, wenn der neu zu errichtende Block 
ſich an einen ſchon warmen Block anlehnt und 
geſchützt liegt. Da ferner, wie ſchon angegeben, 
die Schichthöhe im allgemeinen 90 em nicht über- 
ſchreiten ſoll und eine möglichſt ſteile, aber noch 
ſtandfeſte Böſchung einzuhalten iſt, ſo ergeben ſich 
als Kleinſtmaße der Regelblöcke die in Abb. 85 mit 
88 angegebenen Abmeſſungen. 
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mit einem (ſattelartigen) Gefälle verſehen 
ſein. Durch eine kräftige Reiſiglage, die 
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Abb. 83 


man zweckmäßig stets erſt vor der Beſchickung 
anbringt, wird vermieden, daß ſich Sickerſaft und 
beſonders Regenwaſſer ſtaut, da hierdurch die Zu⸗ 
gänglichkeit zum Gärſtapel empfindlich geſtört werden 
kann. 

35 Um die Gefahr des Abrutſchens und Einſtürzens 
beſonders der oberen Schichten hintanzuhalten, muß 
auch das Treten ſorgfältig vorgenommen werden. 
Aus dem gleichen Grunde iſt ſchon beim Aufſchichten 
der einzelnen Blöcke ſo zu verfahren, daß auch nach 
dem Treten ſowohl der ganze Stapel wie auch die 
einzelnen Blöcke am Rande nicht niedriger, ſondern 
eher höher ſind, als in der Mitte. 


36 Bei der behelfsmäßigen Edelmiſtbereitung muß 
eine Höhe von 2 m möglichſt bald erreicht und 
demgemäß der Beſchickungsplan geſtaltet werden. 
Dadurch ſoll wenigſtens einigermaßen der für die 
Preſſung erforderliche Druck durch das Eigengewicht 
geſichert werden. Hierzu ſind mindeſtens drei Schichten 
erforderlich. Die Höhe jeder Schicht beträgt beim 


SCHRASSCHICHTUNG 
Abb. 84 
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Aufbringen (locker) 90 em und nach dem Treten 
zunächſt etwa 60 em. 
37 Zum leicheren Verſtändnis für die ineinander⸗ 
greifende Beſchickungsfolge beim Stapeln in mehreren 
Schichten iſt im Folgenden ein Beiſpiel mit 
Abbildungen durchgeführt. Das Beiſpiel iſt na⸗ 
türlich nicht als „Rezept“ aufzufaſſen, an dem 
ſklaviſch feſtgehalten werden muß. Es ſoll nur 
als Muſter dienen, um das Verfahren, den jeweiligen 
Verhältniſſen entſprechend, ſachgemäß durchzuführen. 
Die Verhältniſſe eines mittleren Garten- 
betriebs von 0,5 ha Fläche ſind den Abbbildungen 
85 mit 88 (Beſchickungsplan) zugrunde gelegt; die 
erforderliche Friſchmiſtmenge beträgt 
hier jährlich 40 t. Dieſe Maſſe ent⸗ 
ſpricht in gepreßtem Zuſtande, wie er 
ſich — ohne Berückſichtigung von Ver⸗ 
luſten — etwa durch Treten und Zu⸗ 
ſammenſetzen infolge Lagerung einſtellen 
würde, einem Rauminhalt von rd. 40 ebm. 
Hieraus ergaben ſich die Haupt⸗ 
abmeſſungen des Stapels; für die Ab⸗ 
meſſung der Blöcke iſt der bei jeder Be⸗ 
ſchickung zu vergärende Anfall maßgebend. 
38 Eine Vervollkommnung des Ver⸗ 
fahrens nach D. R. P. 386312 bedeutet 
die Schrägſchichtung. Mittels dieſer wird 
auch bei kurzfaſerigem, kleinſtückigem, ſehr 
feuchtem und dadurch ſehr ſchwerem Gärgut 
eine gärgerecht lockere und gleichmäßige 
Schichtung erreicht; bei wagrechter Schich⸗ 
tung könnte dieſe nur unter Verringerung 
der Schichthöhe erzielt werden, wodurch aber 
wiederum Wärmeentwicklung und Wärme⸗ 
haltung Schaden leiden würden. 
39 Die Schrägſchichtung geſchieht in der 
Weiſe, daß an einen Regelblock (z. B. Block 1, 
Abb. 85) das Gärgut nicht in wagerecht 
geſchichteten Blöcken, ſondern in lockeren 
ſchrägen Schichten angelagert wird; die 
Neigung der Schichten entſpricht dem natür⸗ 
lichen Böſchungswinkel des Gärgutes 
Be 


nn 


(etwa 60 Grad). Die Blockreihe 
1—2 4 der Abbildung 86 würde alſo 
ohne Unterteilung in Blöcke durch 
Schichten entſtehen, die ſich (etwa wie 
gelagerte Dachziegel an die Trennungs⸗ 
fläche zwiſchen Block 1 und 2 anlehnen. 
Abbildung 84 zeigt den Unterſchied 
zwiſchen blockweiſem Arbeiten und 
Schrägſchichtung. Das Feſttreten 
geſchieht auch hier wie früher be⸗ 
chrieben. 
40 Mit der Schrägſchichtung kann im 
Bedarfsfall die Beſchickungsfolge be⸗ 
ſchleunigt werden, da das ſchon geſta⸗ 
pelte Gärgut durch das angelagerte neue 
nur in geringem Maße gepreßt wird. 
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Arbeitskalender für den Monat November. 


ſt der Garten nun abgeerntet, ſo ſorge man für 
vollſtändige Säuberung aller Quartiere. Es darf 
während des Winters nichts an organiſchen Reſten im 
Garten herumliegen. An den Bäumen ſind die jetzt 
ſichtbar werdenden Raupenneſter zu entfernen, die uns 
ſonſt im nächſten Jahr viel zu ſchaffen machen würden. 
Die noch kleinen Räupchen von Goldafter und Baum⸗ 
weißling halten ſich während des Winters in Geſpinſten 
auf, die ſich gewöhnlich in an die Zweige feſtge⸗ 
ſponnenen Blättern befinden. Auch die Stämme ſind 
von abgeſtorbener Rinde durch vorſichtiges Abkratzen 
zu reinigen, um den Schädlingen keine Schlupfwinkel 
u bieten. Gewöhnlich beſtreicht man hernach mit 
alkmilch, es iſt dies aber nicht unbedingt notwendig. 
3 wenn im März mit Karbolineum geſpritzt 
wird. 
Die Zäune ſind nachzuſehen auf Dichtigkeit, damit 
bei Eintritt von ſtärkerem Froſt und Schnee nicht das 
Wild eindringen kann. Auf freiem Felde ſind die 


Obſtbäume durch kleine Draht⸗ 
einzeln zu ſchützen. 

Karbolineumſpritzungen ſind im Herbſt zu ver⸗ 
meiden, da ſich der Baum während der Vegetations⸗ 
ruhe gegen durch Wunden eindringende Gifte ſchwer 
ſchützen kann. 

Bei Eintritt von Schneewetter oder ſtärkerem Froſt 
denke man auch an die Vögel, die ſo viele Schädlinge 
vernichten, die wir aber auch aus allgemeinen Gründen 
in unſeren Kleingartenquartieren und den Siedlungen 
mehr heimiſch machen ſollten. Man achte dabei darauf, 
daß Sperlinge und Amſeln, die Vorſtadtzigeuner unter 
den Vögeln, nicht überhandnehmen, denn ſie ver⸗ 
drängen die übrigen und richten auch ſonſt mehr 
Schaden an als Nutzen. Die Vereine ſollten allgemeine 
Richtlinien aushängen, damit der Vogelſchutz ſyſte⸗ 
matiſch gefördert wird. Wir kommen im nächſten 
Monat nochmals darauf zurück. 133 

. Sch. 
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Iwei zeitgemäße Gartenbau⸗Ausſtellungen. 


Das derzeitige Ausſtellungsweſen auf dem Grün⸗ 
gebiete ſtellt ſich als ſehr verzettelt dar und entbehrt 
vor allem einer neuzeitlichen Note, einer Grün⸗ 
idee. Dem ſollen zwei kleine aber wirkungsvolle 
Darbietungen abhelfen, die kürzlich auf den Weg 
> worden find: eine, die in großen Zügen die 

rgebniſſe der modernen Bodentechnik, ihre volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen, kurz, den Boden von der 
rationellen Seite her beleuchtet. Die andere, die 
auf Grund der bisherigen, etwa 10 jährigen Ergebniſſe 
dieſer neuen Bodentechnik im Zuſammenhang mit 
anderen Bereicherungen des Gartenlebens eine 
geiſtig⸗rhythmiſche Parallele zu unſerer 
Geſamtkultur zu ziehen ſucht, ſo weit das heute ſchon 
möglich iſt. Es werden dargeſtellt: 

1. Wanderausſtellung moderner Gartenkunſt. Unter 
dem Stichwort: „Technik befreit Schönheit“ hat 
Leberecht Migge 7 Varianten zuſammengeſtellt, die 
dieſes zeitgemäße Thema von den verſchiedenſten Seiten 
her belegen. ie Sammlung wendet ſich an einen 
engeren Kreis von Menſchen, die am künftlerifchen 
Leben und an techniſchen Fortſchritten unſerer Zeit 
intereſſiert ſind. Sie ſucht auf dem heute immer 
wichtiger werdenden Gartengebiete eine Syntheſe 
gr Kunſt und Technik herzuſtellen oder doch die 

ege hierfür offen zu machen. 

Es werden 3 volkswirtſchaftliche und 3 geſellſchaft⸗ 
liche Beiſpiele gezeigt und in dem bekannten 
„Sonnenhof“ als Idealtypus eines „ſchönen Nutz⸗ 
gartens“ zufammengefaßt. Im einzelnen treten auf: 
1. Erwerbsſiedlung, 4. der Sonnenhof, 

2. Ferienheim 5. ein Pfirfichgarten, 
3. Dauer⸗ Kleingarten, 6. der Volkspark, 
7. der Friedhof. 

Organiſatoriſch iſt die Ausſtellung bemer⸗ 
kenswert, inſofern ihre verſchiedenen Materialien, wie 
Schriftbretter, Kartons, Glasgloken, und Bambus⸗ 
ſtäbe in einer einzigen Kiſte ſicher verpackt auf die 
Reiſe gehen und von jedermann wieder ſo zuſammen⸗ 
n werden können. Infolge dieſer Kombination 
ind für die Darſtellung nur etwa 10 am Wand⸗ 
fläche erforderlich, bei etwa 4 m Länge. 

Dieſe neue Wander⸗Ausſtellung für Gartenkunſt, 
die in ihrer Art viel Beachtung findet, iſt bis Mitte 
N r auf der „Juryfreien Kunſtaus⸗ 
ſtellung Berlin“ zu ſehen. Danach ſoll ſie in 


andere deutſche Städte, in Kunſthallen, Kunſt⸗ 
Gewerbemuſeen ſowie im Rahmen von Kunſt⸗ 
ausſtellungen gezeigt werden, um ſpäterhin ins Aus⸗ 
land zu gehen. 

Dort, wo eine ernſte geiſtige Gemeinde beſteht oder 
zuſammenzurufen iſt, iſt ein Vortrag des Autors, 
der den weitverzweigten Leitlinien des Themas nach⸗ 
ſpürt, vorgeſehen. 

2. Wanderausſtellung „Binnenkoloniſation“. Unter 
dieſem Titel iſt ſeit längerem eine Sammlung der 
koloniſatoriſchen Arbeiten der Siedlerſchule 
Worpswede vereint. Sie iſt im Gegenſatz zu jener 
gartenkünſtleriſchen Darbietung nicht tendenziös, 
ſondern lediglich referierend. Das Referat Besteht ſich 
auf die Urſachen, Ergebniſſe und Ziele der inten⸗ 
fiven Kleinboden⸗Kultur als Grundlage 
unſeres Siedlungsweſens. 

Die zeitgemäße Ausſtellung wendet ſich in knappſter 
Form an den großen Intereſſentenkreis für Siedlung 
und Kleingartenbau, ſowie an die einſchlägigen Be⸗ 
hörden und Organiſationen. 

Dieſe l bringt A eine . der 
verſchiedenen Siedlungstypen und B deren 
organiſatoriſche Zuſammenfaſſung in der ſogenannten 
„Stadtland kultur“. Im einzelnen treten als 
Beiſpiel auf: 

1. Muſterkleingärten, 

2. Muſterſiedlungen, 

3. Landhausgärten und Parks, 
4. Kleinboden⸗Technik, 

5. Städtiſche Grüngürtel. 

Als Material dienen Pläne, Photos und ſtatiſtiſche 
Erläuterungen. Die Ausſtellung umfaßt rd. 60 Ein⸗ 
heiten und iſt auf 15 fd. Meter Wandfläche 
bequem zu zeigen. 

Dieſe Ausſtellung eignet ſich insbeſondere für 
Siedlungs⸗ und Kleingarten⸗Organiſa⸗ 
tionen, für Wohnungsfürſorge⸗Geſell⸗ 
ſchaften, Kommunalverwaltungen, ſowie 
für alle Organe, die gehalten ſind, das Gartenweſen 
im Zuſammenhang mit dem Wohnungsweſen, alſo die 
neue Binnenkolonifation, zu betreuen. Auch zu dieſer 
Ausſtellung werden von den Leitern der Siedlerſchule 


Worpswede (Leberecht Migge und Max Schemmel) 
erläuternde ührungen und Lichtbilder⸗ 
vorträge übernommen. L. M. 


nas 


Schleſiſ chen 


Siedlungs-Gloffen. 


Schickſalsfragen des Wohnungs⸗ und Siedlungswefens, herausgegeben von der fiedlungs- 
wiſſenſchaftlichen Arbeitsgemeinſchaft. verlag G. Hadebeil A.⸗G. Berlin S 14. 


Hier wird ein Verſuch gemacht, der ein klares 
Programm einſchließt. Auf der Linie einer 
wiſſenſchaftlichen Arbeitsgemeinſchaft ließe ſich's 
zur Einheit in der Siedlungsbewegung gelangen, 
110 verſchiedenen Intereſſengruppen zuſammenzu⸗ 
aſſen. 

Siedlung iſt uns, wenn ihr Ziel weit genug, 
wie im vorliegenden Fall, geſteckt iſt, Volkserhal⸗ 
tung, Volksvermehrung, Umſtellung und Erwei⸗ 
terung unſerer Wirtſchaft. Die hier ſich berühren⸗ 
den Fragen ſind alſo von eminenter ſtaatspolitiſcher 
Wichtigkeit, was ja auch heute immer mehr in der 
Offentlichkeit Gemeingut wird. 

Hierfür ſpricht am beſten die wachſende Ab- 
kehr der Mehrzahl der Bevölkerung von der 
lebentötenden Großſtadt der Mietkaſernen. 

Dieſer Gedanke iſt auch der Untergrund, das 
Verbindende der 8 Vorträge, zu denen Deutſche 
Gartenſtadtgeſellſchaft, Deutſcher Bund für 
Heimatſchutz, Deutſcher Verein für Wohnungs- 
reform, Deutſches Archiv für Siedlungsweſen und 
die Siedlerſchule Worpswede als Träger der 
Siedlungswiſſenſchaftlichen Arbeitsgemeinſchaft 
eingeladen hatten. E 

Es ift in mehr als einer Hinſicht intereſſant, 
den Vorträgen zu folgen; wenn die Praktiker der 
Wohnungsfürſorge⸗ und Siedlungsgeſellſchaften 
von der Jagd nach dem billigſten Boden los⸗ 
kommen wollen und bei aller bodenreformeriſchen 
Einſtellung nicht in dieſer Kardinalfrage weiter⸗ 
kommen, weil die Geſetzgebung ſie im Stiche läßt; 
wenn Direktor Vormbrock in wohlabgewogener 
Weiſe ſeine reichen Erfahrungen darlegt und 
Schritt für Schritt der nächſtliegenden Ziele der 
in der Siedlung unbeſtreitbar erfolgreichſten Ge⸗ 
ſellſchaften, der Wohungsfürſorgegeſellſchaften, auf⸗ 
zeigt; wenn dazwiſchen immer wieder und laut 
widerſprochen die heute in der Offentlichkeit ſtief⸗ 
mütterlich behandelte ländliche Siedlung ihre 
Forderungen aufſtellt; wenn mit größtem ethiſchen 
Nachdruck darauf hingewieſen wird, wie vor allem 
durch Landrat zur Nieden, daß die großen Städte 
das Eigenleben der Gemeinden zerſtören; Tra⸗ 
bantenſtädte, Gartenſtädte, Verkehr, Finanzfragen, 
Geſetzfragen, Kleingartenbau erörtert werden. 
Zwei techniſche Vorträge von Lothar Meyer und 
Leberecht Migge ſtehen ſich gegenüber. Der be⸗ 
kannte Okonomierat tut den bemerkenswerten 
Ausſpruch: Ich gehe ſo weit zu behaupten, daß die 
Hackarbeit in den Vegetationsmonaten Mai, Juni, 
Juli, in den Zeiten des meiſten Sonnenſcheins, der 
größten Licht- und Wärmemengen, ſich beſſer 
rentiert als irgendeine Fabrikarbeit. Ich ſage das 
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im vollen Bewußtſein und ſchließe ſogar die Höchſt⸗ 
bezahlten, wie Monteure u. dergl., ein. Man 
könnte alſo mit einer gewiſſen Übertreibung ſagen: 
„um dieſe Zeit müßten alle Menſchen ihre Arbeit 
in der Stadt liegen laſſen und ſich der nutz⸗ 
bringendſten Arbeit, dem Hacken, widmen“. Er 
fordert Ausſiedlung der Induſtrie, Vermehrung 
des Zuckerrübenbaus als rationellſte Hackkultur 
und Exportfrucht, durch Siedlung und Inten⸗ 
ſivierung im großen bewirtſchafteter Güter. Dem 
ſtellt Migge gegenüber, daß alle Siedlungsarbeit 
und Intenſivierung des Bodenbaues von der 
Stadt auszugehen hat, wo die höhere Technik und 
Menſchenökonomie ihren Sitz hat. 

Über all dem liegt eine neue Atmoſphäre, die 
gewertet werden muß. Es iſt der Wille, die 
Standortsprobleme unſerer Wirtſchaft und unſeres 
Wohnens beſſer als bisher zu löſen. In dieſer 
Atmoſphäre verlieren kleinliche Momente ihre oft 
ſo verderbliche Wirkung. Wenn Davis Tritſch von 
engliſchen und amerikaniſchen Kleingärtnern und 
Siedlern, ihren Erträgen, billigem Bauen uſw. 
ſpricht, verblaßt notwendigerweiſe demgegenüber 
das Argument: wir fühlen uns wohler, wenn die 
Gärten und Wohnungen altväterlich bleiben — 
nein, die Freude wächſt am Guten, am Beſſeren. 


Wenn Dr. H. H. Ziſſeler einen Gegenſatz 
zwiſchen wirtſchaftlicher und ſozialer Siedlungs- 
weiſe konſtruiert, ſo iſt das nur eine Kampf⸗ 
ſtellung, die ſich mit der fortſchreitenden Zeit 
ändern muß. Denn wirtſchaftliche Siedlung be⸗ 
dingt nicht Hochbau, ſiehe London oder noch beſſer 
die engliſchen Gartenſtädte. Ja, der Menſch ſoll 
im Mittelpunkt ſtehen, aber die Wirtſchaft iſt, gut 
organiſiert, nicht Tyrann des Menſchen, 8 
wollen uns nur die Saag ee des Hochbaus 
und der uferloſen Zuſammenballung einreden. 
Um ſo mehr gilt es die Anſätze zu unterſtützen, die 
auch unſerer neueren Siedlung wirtſchaftliche 
Waffen in die Hand geben, die wirtſchaftlichen 
Waffen des intenſiven Gartenbaues. 

Aber auch viele andere Fragen, wie vor allem 
der in den Anfängen ſteckenden Landesplanung, 
über die Regierungsbaurat Langen einen Vortrag 
bringt, ſind zu klären. Die ſiedlungs⸗wiſſenſchaft⸗ 
liche Arbeitsgemeinſchaft, der inzwiſchen bereits 
eine Reihe weiterer namhafter Organiſationen 
beigetreten ſind, kann ein Faktor der Kräfte⸗ 
zuſammenfaſſung im deutſchen Siedlungswerk 
werden. Hoffen wir, daß ſich hier die Männer 
der Praxis des öfteren e 80 
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Gffentlicher Gartenbau im Sinne des neuen Städtebau-Gefetes'). 


Von Leberecht Migge- Worpswede. 


Die alte Park-Politik gab zu wenig und 
war dennoch zu teuer. Ihre weſentlichen Ein- 
heiten: Schaupark, Promenade, Spielplatz uſw. 
wurden durchſchnittlich auf 2—3 qm pro Kopf aus⸗ 
gelegt, während je nach den Verhältniſſen 5 bis 
10 qm das wiſſenſchaftlich errechnete Minimum 
war.?) Da dieſer knappe Grünaufwand den 
Städter trotzdem mit 8 bis 10 Mark belaſtete leine 
Familie alſo mit 40 bis 50 Mark, in extremen 
Fällen weſentlich mehr), ſo war er überhaupt nur 
unter der Vorausſetzung eines andauernden volks- 
wirtſchaftlichen Mehrwertes tragbar. Dieſe wirt- 
ſchaftliche Vorausſetzung iſt nicht mehr. Auch die 
formale, der Städtebau, hat ſich gewandelt. Folge- 
richtig iſt auch dieſe ganze, halb ſachlich, halb deko⸗ 
rativ gerichtete, wirtſchaftlich völlig unverantwort⸗ 
liche öffentliche Parkbau⸗Technik nicht mehr halt⸗ 
bar. Den letzten Beweis hierfür liefern die heu- 
tigen kümmerlichen Grünetats der Städte. In 
Vorausſicht dieſer Lage baute der Verfaſſer im 
Kriege den großen Rüſtringer Volkspark 
für eine halbe Mark per qm, dazu billige Straßen 
und Plätze mit allen Schikanen. Poſitive Beſtäti⸗ 
gung ferner Barth's Nachkriegsanlage in Berlin 
in kommunalwirtſchaftlicher Hinſicht. Negativ auch 
Köln, das mit Architektur- und Grünringen koket⸗ 
tiert — und ſich verſchuldet. 

Noch weit unhaltbarer wird dieſe kommunale 
Grünpolitik aber, wenn das neue Städtebaugeſetz 
Ereignis werden ſollte. Denn während das alte die 
Freifläche als grüne Garnierung mehr oder minder 
willkürlich „ausſparte“, geht der neue Entwurf 
grundſätzlich von der Freifläche aus. Er gibt ihr 
nicht nur unbegrenzten Raum, ſondern auch un⸗ 
gleich vielſeitigeren Inhalt.?) Der ſogenannte 
Flächen⸗ Aufteilungsplan unterſcheidet, 
wenn der Vorſchlag der „Siedlungswiſſen— 


) Entwurf zu einem neuen Städtebaugeſetz, Verlag 

Carl Heyman, Berlin 1925. 

Fi. „Städtiſche Freiflächenpolitik“ von Dr.-Ing. 
Kartin Wagner. Carl Heymans Verlag, Berlin 1915. 
) Siehe auch vom Verfaſſer: Stadtlandkultur im 

neuen Städtebaugeſetz in „Gartenſtadt“, Nr. 11/1925. 


ſchaftlichen Arbeits⸗Gemeinſchaft“⸗ 
Berlin angenommen wird, folgende Einheiten: 
aa) Nutzgrünflächen (Land- und Forſtwirtſchaft, 

Berufsgärtnerei), 
bb) Stleingarten- Flächen und Wohngarten-Gebiete, 
ce) Öffentliche Grün- und Erholungsflächen, 

dd) Friedhöfe, 

ee) Heimatſchutzgebiete, 
ff) Verkehrsflächen, 
gg) Induſtrieflächen, 
hh) Bergbauflächen. 

Die räumlich größte, die Nutzgrünfläche, 
die nach dem Geſetz unter Umſtänden mehrere 
Kreiſe vereint, wird zwar in der Hauptſache der 
Initiative der entſprechenden Berufsſtände über⸗ 
laſſen bleiben. Es iſt aber wohlverſtandene Agrar- 
politik der Städte, nicht nur auf Lage und Art 
dieſer Bodenwirtſchaft einzuwirken, ſondern hier 
auch mit Muſtergütern, Obſtplantagen, Baum⸗ 
ſchulen und Stadtgärtnereien Vorbilder aufzu⸗ 
ſtellen. Als ſachliches Ziel dieſer kommunalen 
Nutzgrünfläche wäre die ſogenannte Grünverſor⸗ 
gung der Städte (mit Viehprodukten, Gemüſe, 
Obſt, Frühkartoffeln uſw.) anzuſtreben. 

Die Kleingartenflächen würden in ſolche zer- 
fallen, die als Dauergebiete den dauernden Miet- 
kaſernenwohnungen zugeteilt würden, und in ſo⸗ 
genannte Wohngarten-Flächen oder Übergangs⸗ 
ſiedlungen, die diejenigen Kleingartenkreiſe auf- 
nehmen, die über Laube, Kern- oder Kleinſthaus 
und Vollhauswohnung ihre allmähliche Überſied⸗ 
lung aus der Mietkaſerne bewerkſtelligen. Es ſind 
Millionen Einheiten und Tauſende von Hektaren 
wertvollſten Stadtlandes, die hier verantwortet 
werden. 

In vielen Fällen werden dieſe Kleingarten⸗ 
Gebiete mit den erweiterten Spiel- und Sport⸗ 
gelegenheiten unſerer Tage in die neuen öffentlichen 
Grün- und Erholungsflächen einzubeziehen fein, 
wie wir derart in Grünberg!) (ſtädtiſches Vor⸗ 

) Siehe „Siedlungs⸗Wirtſchaft“, 
„Grünberg“, Heft 10/24. 
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werk), Kiels) (Hof Hammer) und anderen Städten 
bereits charakteriſtiſche Verſuche verwirklicht haben, 
und wie denn überhaupt die Eigenart dieſer neuen 
Parkgebilde ihr vielſeitiger und wechſelnder, ja 
wachſender Inhalt und ihr faſt reſtloſer Gebrauchs- 
charakter ſein dürfte. „Faules Grün“ dürfte es 
im Grüngürtel der Zukunftsſtädte kaum geben, 
und für die notwendige Ruhe ſorgt ihre ungleich 
größere Ausdehnung gegen früher. In ihrem viel⸗ 
geſtaltigen Syſtem wird in den meiſten Fällen auch 
der Friedhof ein würdiges Unterkommen 
finden. 

Eine völlig neue Diſziplin für den behördlichen 
Gartenbau dürfte es mit Recht geförderte Heimat⸗ 
ſchutzgebiete oder Naturſchutzparks darſtellen. Hier 
erſteht ein typiſches „zwiſchengemeindliches Grün⸗ 
gebilde“ gewiſſermaßen als Puffer zwiſchen Groß⸗ 
Landwirtſchaft und Grüngürtel. Als „Bildungs- 
material“ kämen neben Gebirgsſtöcken, Wäldern 
und Seenplatten vor allem unſere heutigen Moor- 
und Odlandgebiete in Betracht. 
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Aus dieſer einfachen Aufzählung geht ſchon 
ohne weiteres die ungleich geſteigerte Bedeutung 
des öffentlichen Grünweſens im Rahmen des neuen 
Städtebaugeſetzes hervor. Allerdings auch ihre er- 
weiterte Verantwortung. Es geht dann wohl nicht 
mehr gut an, ſich mit allerhand grünen Kabalen 
einige braune Lappen für fo und jo viel Quadrat- 
meter „mitteleuropäiſcher Parkanlage“ von Kom— 
miſſionen und Parlamenten zu erſchinden, ſondern 
es muß jetzt von der Gartendirektion eine ebenſo 
vorausſchauende wie umfaſſende wirtſchaftliche 
Grünpolitik inſzeniert werden. 

Innerhalb dieſer wird man von vornherein die 
rentablen Grünaufgaben von der unrentablen 
ſäuberlich zu unterſcheiden haben. Zu jenen ge— 
hören von Natur alle Nutzgrünflächen, ſo wie die 
meiſt nützlich beſtellten Siedlungsgärten. Bedingt 
gehören hierzu auch die Kleingartengebiete, injo- 
fern, als ſie wohl heute ſchon durchweg einen 
gering vorbelaſteten Boden rentieren, gemeinhin 
aber noch nicht die notwendige, ſachgemäße gärt⸗ 
neriſche Ausgeſtaltung. Rentierlich ſind weiterhin 
Friedhöfe, und in den meiſten Fällen auch wohl 
Heimatsſchutzgebiete, wenn Stiftungen und Ge— 
bühren genügend tragen. Auch Promenaden 
können nicht ſelten auf Konto Siedlungserſchlie— 
zung umgelegt werden. Einen kitzlichen Punkt 
bilden in dieſer Hinſicht die heute zweifellos über⸗ 
fütterten Belange für Sport und Spiel. Hier 
müßte mehr noch als bisher auf Entlaſtung durch 
die Intereſſenten ſelbſt gedrängt werden. Vollends 

) Siehe „Siedlungs- Wirtſchaft“, Sondernummer 
„Kiel“, Heft 11/24. Verlag Siedlerſchule Worpswede. 


rentierlich im materiellen Sinne ſind und bleiben 
naturgemäß die eigentlichen Parkflächen, die aber 
noch in vielen Fällen als Schutzanlagen reiſen 
könnten. 

In dem 200 Hektar großen Volkspark „Hof 
Hammer“ bei Kiel gelang es, die Koſten ſo zu 
verteilen, daß die angeſetzten Siedler und Klein⸗ 
gärtner Land, Garteneinrichtung, Bewäſſerung 
und Wege mit einer normalen Bodenpacht ab⸗ 
decken, während die als großzügige Schutzanlagen 
ausgebauten Höhenzüge, Forſten und Promenaden 
der Allgemeinheit noch nicht auf 30 Pfg., auf die 
Geſamtgrünfläche umgelegt noch nicht auf 10 Pfg. 
je qm zu ſtehen kam. Jedenfalls ſind die rieſigen 
Freiflächengebiete, die das neue Geſetz nicht nur 
reſerviert, ſondern geradezu auferlegt, nur 
unter dem Geſichtspunkt eines nach 
wirtſchaftlichen Grundſätzen aufge⸗ 
machten grünen Stadtbetriebes 
überhaupt zu verwirklichen. 

Eine neue und bedeutſame Rolle innerhalb 
dieſer Organiſation moderner Grüngürtel iſt 
zweifellos die Technik zu ſpielen berufen. Es 
wird viel geforſtet werden müſſen in dieſen 
„rationellen Parks der Zukunft“ und noch mehr 
(an Waſſer, Wäldern und Wegen) einfach „belaſſen, 
wie es iſt“. Andererſeits wird beſonders bei der 
Anlage und Pflege von Nutzgrün-Kleingärten und 
Sportflächen von modernen techniſchen Geräten, 
wie Fräſen, Regenanlagen, Raupen, Baggern 
uſw. viel mehr Gebrauch gemacht werden, als 
bisher. 

Wird alſo im Sinne des Geſetzes unſere ganze 
kommunale Grünwirtſchaft einerſeits ungeahnt er— 
weitert, andererſeits aber zwangsläufig vationali- 
ſiert, jo erhebt ſich die Frage nach dem entſprechen⸗ 
den Ausbau ihrer Organiſation von ſelbſt. 
Hier dürfte die neue Lage zwangsläufig auf eine 
Konzentrierung der großen vorbereitenden und ver— 
waltungsmäßigen Arbeiten in der Hand des füh— 
renden Stadtgarten- Beamten drängen, 
während die Beratung und Durchführung von 
ſpezialen Aufgaben den hierfür beſonders geſchulten 
Kräften der freien Gartenberufe zufallen 
dürften. Eine Arbeitsteilung, die, im Bauweſen 
bereits weſentlich verwirklicht, die beſten Voraus⸗ 
ſetzungen für die beſten Löſungen der geſtellen Ge— 
ſamtaufgabe garantieren dürfte: den geſetz- 
mäßig gelockerten Städten ihre 
lebenswichtigen Grünlungen zu er⸗ 
bauen und zu erhalten. 

Eine Aufgabe, deren Bedeutung für unſer 
ganzes Kulturleben endlich auch in Gartenkreiſen 
volles Verſtändnis und großzügige Förderung 
finden ſollte. Eine in Jahrhunderten nicht wieder- 
kehrende Gelegenheit, einem Beruf zu ſeiner Sen- 
dung zu verhelfen. 
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Soziale Gartenprobleme und Kredͤitfrage. 


Von Max Schemmel, Breslau 


Gab es früher überhaupt Gartenprobleme? Es 
waren Kunſtprobleme und reine Wirtſchaftsfragen. 
Sie konnten als brennende Tagesfragen der 
Offentlichkeit gleichgültig ſein. Dies iſt anders 
geworden. Die Zuſammenballung der Menſchen 
erzeugte gemeinſame Aufgaben. Schon in der be- 
feſtigten Stadt des Mittelalters gab es eine die 
Offentlichkeit täglich intereſſierende Gartenfrage, 
aber erſt die Großſtadt ließ ins Rieſenhafte 
wachſen, was wir als die eigentliche, die ſoziale 
Gartenfrage betrachten. Doch iſt das Problem 
in ſeiner ganzen Bedeutung noch nicht erkannt; 
bis zur Stunde iſt wenig oder nichts dafür getan. 

Wohl iſt ein Nachlaſſen im Anwachſen der 
Großſtädte feſtzuſtellen; doch wachſen tun ſie immer 
noch. Nur während des Krieges und 1923 ſtellte 
man in einzelnen Städten Bevölkerungsrückgang 
feſt. Jetzt aber hat die Statiſtik faſt allgemein 
wieder eine Zunahme feſtgeſtellt. Aber ſelbſt wenn 
dies Wachstum aufhören würde, wäre an der 
Unterlaſſungsſünde noch nichts geändert. Die 
Großſtadt überzieht den Boden mit Stein und 
Aſphalt, jedes pflanzliche Leben ertötend. Hat 
man vor dem Kriege wenigſtens in Anſätzen öffent⸗ 
liches Grün geſchaffen, Lungen, Naturerſatz, ſo hat 
die Kriegsnot dieſen Anfängen ein Ende gemacht. 
Wir brauchen aber mehr als grüne Haine, in denen 
man ſich Sonntags ergeht. Nur die tägliche Be⸗ 
rührung mit der Natur erlaubt vor allem der 
Frau, ſich geſund zu erhalten, wodurch das ganze 
Volk geſund bleibt. 

Deswegen hat man Schrebergärten gepredigt. 
In der Kriegszeit ſind aus Not mehr als eine 
Million Kleingärten entſtanden. Man ſucht ſie zu 
erhalten, um der Schreberbewegung auf einen Ruck 
eine ſolche Menge von Gärten zuzuführen, die 
einigermaßen den Stadtbedürfniſſen entſpricht. 
Man iſt nun in der Offentlichkeit leicht geneigt, 
dieſe beiden Garten-Kategorien in einen Topf zu 
werfen. Der Unterſchied iſt aber ſo groß, daß die 
Kriegsgärten zum größten Teil gar nicht als 
Gärten angeſprochen werden können, ſondern nur 
als Parzellen, als kleine Felder. Sie können ihren 
Zweck nicht erfüllen. 

Woher kommt dies? Zunächſt durch die Un⸗ 
beſtändigkeit der Kleingärten. Bei der Familien- 
Wirtſchaft des Mittelalters konnte es ein ſoziales 
Gartenintereſſe nicht geben, weil auch der Geſelle 
am Familiengarten teilnahm. Dagegen iſt der 
Arbeiter in der Großſtadt beſitzlos; er hat nicht teil 
an dem Garten des Fabrikherrn; es kann für ihn 
infolge der Unbeſtändigkeit ſeiner Tätigkeit auch 
kein Beſitzrecht am Boden im heutigen Sinne 
geben; darum muß etwas anderes geſchaffen 
werden, und zwar durch die Allgemeinheit. 


Dahin zielen die Beſtrebungen, das Pachtrecht 
auszubauen; von privater Willkür zu befreien ent- 
weder durch freie Erbpacht oder durch geſetzliche 
Einſchränkung der Kündigung. Doch iſt die Pacht⸗ 
ſchutz-Ordnung, die dies bezweckt, noch immer von 
politiſchen Machtverhältniſſen abhängig. Man er⸗ 
ſtrebt deswegen eine anderweitige Regelung durch 
Feſtlegung von Flächen im Umkreis der Städte 
für kleingärtneriſche Nutzung. Damit wird die 
Kündigung nicht unmöglich, aber der Bodenwucher, 
weil die Hochbebauung dieſer Flächen und damit 
die Anwärter, die das Zehn- und Mehrfache wie 
der Kleingärtner bezahlen können, ausgeſchaltet 
werden. 

Jedoch auch unter der Pacht⸗Schutzordnung 
haben ſich große Mißſtände gezeigt, da die Pächter 
ſich dazu verleiten ließen, ohne Betriebsmittel 
mehr aus dem Grundſtück machen zu wollen, als 
ſie konnten. So entſtanden Elendswirtſchaften, 
Halbſiedlungen, wie ſie niemals im öffentlichen 
Intereſſe erwünſcht ſein können, die noch dazu 
ſtändig in Angſt leben, weil der Schutz befriſtet iſt. 

Auch wenn der Schutz der Kleingärten durch 
Feſtlegung als Dauergärten — das Schlagwort 
unſerer Zeit — endlich erreicht ſein wird, wenn 
ſich ihre Wirtſchaft nicht mehr nur auf die ſchwan⸗ 
kende Grundlage der Pacht-Schutz⸗Ordnung ſtützt, 
werden ſie die Mittel nicht haben, um Gärten aus 
den Kartoffel-Kaweln, um Siedlungen aus den 
Bretterbuden zu machen. Um die Größe der Auf- 
gabe zu ermeſſen, braucht man nur die alten guten 
Schrebergärten mit den Millionen Kriegspacht⸗ 
gärten zu vergleichen. Gärten ſind etwas anderes 
als ungeſchützte Felder, als „Boden“ und „Grün“. 
Durch Schutz wird das Stück Erde wohnlich für 
den Aufenthalt im Freien, wird fähig, die feineren 
Gartengewächſe zu tragen. Es gehört Waſſer- und 
Dungſicherung dazu und intenſivſte Bearbeitung. 
Die Großſtadt hat den Arbeiter beſitzlos, unboden⸗ 
ſtändig gemacht: ſie iſt verpflichtet, hier einzu⸗ 
greifen; fie muß die Mittel geben, dieſe Gärten ein- 
zurichten. Es braucht dies nicht in Form von ver⸗ 
lorenen Zuſchüſſen zu geſchehen, denn die Garten— 
Wirtſchaft iſt leicht produktiv zu machen, ſelbſt 
wenn der Kleingarten in der Hauptſache als Er— 
holungsſtätte betrachtet wird. Aber Kredite zu an⸗ 
nehmbaren Zinsſätzen können gegeben werden, und 
wir behaupten, es werden die fruchtbarſten ſozialen 
Ausgaben ſein, die je gemacht wurden. Warum 
ſollen allein der Landwirtſchaft, der Induſtrie, dem 
Gewerbe durch das Kräftereſervoir der Allgemein- 
heit das Rückgrat geſtärkt werden? „Ihr laßt den 
Armen ſchuldig werden.“ Ein durchaus nicht ins 
Gewicht fallender Stand, die Weinbauer, die ſich 
im nächſten Jahrzehnt wahrſcheinlich infolge Alto- 
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holverbotes doch werden umſtellen müſſen, erhalten 
joeben nach Mitteilung der Regierung ca. 120 Mil- 
lionen an Beihilfen und Krediten. Und die ca. 
15 Millionen Miethausbewohner ſollen nichts für 
ihre Gärten erhalten? 

Auch das Siedlungs⸗Problem iſt ein Garten— 
Problem. Hier kommt die Garten-Wirtſchaft zu 
ihrem größeren Recht. Nur wenn Frau und 
Kinder ſich im unmittelbar ans Haus anſchließen— 
den Garten dauernd betätigen können, wird die 
Frauen⸗ und Kinder-Fabrikarbeit eingeſchränkt. 
Die Größe dieſer Gärten muß variabel fein ent— 
ſprechend der wirtſchaftlichen Betätigungsmöglich— 
keit dieſer Kreiſe. Wenn die Frau aus dem Garten 
ſoviel herausholt, bezw. an der Lebenshaltung 
ſpart, daß die Mietskoſten gedeckt werden, dann hat 
ſie ihr gutes Teil zum Unterhalt der Familie mit 
beigetragen; ſie hat ſich aber damit weiter — und 
das iſt wertvoller — einen Geſundbrunnen ge— 
ſchaffen, der die Erholungs-Mätzchen der Ceoß— 
ſtadt überflüſſig macht. 

Mit Fug und Recht wird man die öffentliche 
Bewirtſchaftung der Alt- und Neuwohnungen für 
dauernd nur vertreten können, wenn neben der 
Rationaliſierung des Wohnungsbaues und Ver— 
kehrs der Garten als Produktionsſtätte im obigen 
Sinne betont wird. Dieſe Gärten ſtellen dann 
das Reſervoir ſchöpferiſcher Betätigung für den 
mechaniſierten Arbeiter unferer Zeit dar. 

Aber es genügt nicht, ein Stück Land anzu— 
weiſen. Der vom Hausbau finanziell erſchöpfte 
Siedler bringt auf Jahre hinaus nichts für die Aus⸗ 
ſtattung des Gartens auf. Dieſer muß zuſammen 
mit der Wohnung finanziert werden. Haben Staat 
und Kommunen in dieſem Sinne bisher Nennens— 
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wertes geleiſtet? Es lag wohl in den Verhält⸗ 
niſſen, daß man derartig weitſchauende Politik 
nicht treiben konnte im Sinne ſozialen Gemein— 
intereſſes. Allmählich wird es aber Zeit, das 
Problem in ſeiner ganzen Schärfe zu erfaſſen und 
entſprechende Maßnahmen zu treffen. Neben der 
öffentlich-rechtlichen Sicherung der Gärten müſſen 
Körperſchaften mit der Finanzierung, Anlage und 
Betreuung von Gärten (Garten-Fürſorgen) ge⸗ 
ſchaffen werden. Dies iſt bereits verſucht worden; 
doch hat man die erſte dieſer Geſellſchaften finan— 
ziell im Stich gelaſſen, und es ſteht zu befürchten, 
daß die ganze Arbeit im Stich gelaſſen wird. Eine 
Grundlage erhält ſie erſt, wenn Kreditreſervate für 
die Gärten geſchaffen werden. Heute iſt die Ver— 
wendung öffentlicher Gelder dafür unterbunden. 
Bilden aber Grund und Boden Mitſicherheit an 
den Haushypotheken, ſo iſt nicht einzuſehen, warum 
nicht die Gartenanlage mit der Hausanlage als 
Einheit finanziert werden kann. Darüber hinaus 
aber müſſen weitere Mittel flüſſig gemacht werden, 
die notfalls neben Erhöhung der Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek aus einer geſtaffelten Grund⸗Wert⸗Steuer 


von dem entſchuldeten Boden gedeckt werden 
können. Angedeutet iſt eine ſolche bereits in der 


3. Steuer-Notverordnung, und neuerdings wird 
ſie von den Bodenreformern verlangt. Auch die 
Gelder der Sparkaſſen ſollten hierfür mit ver— 
wandt werden. 

Es gilt eine Tat, zu der wir Mut haben müſſen, 
Mut nicht zur Befriedigung eines Konſumbedürf— 
niſſes, ſondern zur Dauerverhinderung und- Vor⸗ 
beugung der Großſtadtnot, an der wir uns auch nicht 
durch Widerſtand der Bequemen und den Schwierig- 
keiten des Anfanges irre machen laſſen dürfen. 
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Abb. 89. Wohnungstultur der holländiſchen Staatszechen in der Provinz Limburg. 
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Der künftige Dauergarten als 
Ferienheim. 


Es wird gut ſein, auch hierfür einen 
Standard-Typ aufzuſtellen, der, wenn er 
auch nicht immer erreicht wird, doch An⸗ 
regungen für Form und Wirtſchaft geben 
kann. Für uns Heutige ſieht der gezeigte 
Typ reich und unerſchwinglich aus. Wer 
weiß, ob es nicht doch mal Wirklichkeit wird? 

Eine Vorderanſicht brachten wir in S.⸗W.7 
nach dem Muſterbau auf der Ausſtellung 
„Heim und Scholle“. In Abb. 92 zeigen 
wir den Geſamt-Gartengrundriß. Den 
Hauptraum in der Mitte nimmt ein großes 
Raſenſtück ein. Ein Plattenweg führt mitten 
durch um ein Waſſerbecken herum zum 
Ferienhaus (Abb. 92). Dieſes ſtellt in der 
Größe von 855 m einen einheitlichen Raum 
dar, mit angehängter Küchen- und Bade⸗ 
niſche. Die Wände ſind entweder einfache 
Holzſchalung mit Fugendichtung oder ſolide 
Doppelwände. Eine Doppeltür kann nach 
innen umgeſchlagen werden, ſo daß ſie 
entweder die 2 Seitenflügel als Kinder— 
Schlafzimmer abſchließt, oder nach Bedarf 
auch nur die Betten, die doppelt überein⸗ 
ander angeordnet werden können. Ein Eltern- 
Doppelbett in der Mitte des Raumes iſt hoch— 
klappbar; es entlüftet ſich nach außen. Auf dieſe 
Weiſe entſteht ein variabler Raum, der durch 
Zurückſchlagen der großen Außentür im Sommer 
vollends in den Garten ausgedehnt werden kann. 
Eine leichte Pergola über erhöhter Terraſſe (ſiehe 
Abb. 90 Seitenanſicht) vermittelt den Übergang in 
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Abb. 90 


den Garten. Aus Abb. 91 iſt zu erſehen, wie ein 
räumlich betonter Garten wohnlich wirkt. Dieſe 
räumliche Betonung iſt durch hohe Hecken rings 
um den Garten erreicht. (Siehe Schnitt von Abb. 92.) 
Die Raſenfläche dagegen iſt durch eine niedere Hecke 
abgeſchloſſen. An ihren Seiten ſind kleine Gemüſe- und 
Blumenbeete. Links vom Hauſe iſt der Wirtſchaftshof 
mit Trockenkloſett, Kompoſtei und einem kleinen Miſtbeet. 
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Abb. 91. 
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Abb. 92. 


Adolf Damaſchke. 


Wir wollen nicht wiederholen, was in allen 
Tageszeitungen zu leſen iſt. Das Leben dieſes 
Mannes, der am 24. ſeinen 60. Geburtstag feierte, 
bietet viel des Intereſſanten und Lehrhaſten. 
Zu bewundern iſt die zähe Energie, mit der 
er, oft bis zur Einſeitigkeit, ſein Ziel verfolgte. 
Wofür ihn die Welt liebt, das iſt die reife, 
verſtehende Güte, die die unbeugſame Energie ſeines 
Schaffens durchſtrahlt. So wurde er zum Segen— 
ſpender. Sein Geburtstag ſei uns eine moraliſche 


Verpflichtung, die in den Parteibeſchlüſſen der nüchſten 


Zeit ſichtbar werden möge, damit endlich ſein Boden⸗ 
reform⸗Geſetz Wirklichkeit werde. Hat doch ſelbſt 
Hindenburg ſich in bemerkenswerter Weiſe dafür 
ausgeſprochen. 


"SIEDLERSCHVLE-WORPSWEDE 
i- Na- 


Ein ungeheures Werk iſt zu be⸗ 
wältigen, das ſich auf dem Art. 155 
der Reichs⸗Verfaſſung aufbaut. Der 
als erſter großer Erfolg Damaſchkes 
lautet: 

„Die Verteilung und Nutzung des 
Bodens wird von Staatswegen in einer 
Weiſe überwacht, die Mißbrauch verhütet 
und dem Ziel zuſtrebt, jedem Deutſchen 
eine geſunde Wohnung und allen deutſchen 
Familien, beſonders den kinderreichen, eine 
ihren Bedürfniſſen entſprechende Wohn⸗ oder 
Wirtſchaftsheimſtätte zu ſichern. Kriegs- 
teilnehmer ſind bei dem zu ſchaffenden 
Heimſtättenrecht beſonders zu berüdjichtigen. 

Grundbeſitz, deſſen Erwerb zur Be⸗ 
friedigung des Wohnungsbedürfniſſes, zur 
Förderung der Siedlung und Urbarmachung 
oder zur Hebung der Landwirtſchaft nötig 
iſt, kann enteignet werden. Fideikommiſſe 
ſind aufzulöſen. 

Die Bearbeitung und Ausnutzung des 
Bodens iſt eine Pflicht des Grundbeſitzers 
gegenüber der Gemeinſchaft. Die Wert⸗ 
ſteigerung des Bodens, die ohne eine Ar⸗ 
beits- oder Kapitalsaufwendung auf das 
Grundſtück entſteht, iſt für die Geſamtheit 
nutzbar zu machen. 

Alle Bodenſchätze und alle wirtſchaftlich 
nutzbaren Naturkräfte ſtehen unter Auſſicht 
des Staates. Private Regale ſind im 
Wege der Geſetzgebung auf den Staat zu 
überführen.“ bee h 

Manche Vorarbeit iſt geleiftet, 
vor allem in den Anhaltiſchen Steuer» 
geſetzen, wo der rührige Peus die 
Bodenreform vertritt. Uns ſchwebt 
ein Gleichnis vor, das uns die Größe 
der Aufgabe ins rechte Licht ſetzen 
kann: China, das ſeit etwa 4 Jahr⸗ 
tauſenden ſeine geſamte Volkswirt⸗ 
ſchaft auf den Boden aufgebaut hat. 
Dieſer Koloß, gegen den wir unſere 
Kultur als ſehr jung bezeichnen müſſen, 
hat alle ſeine Kräfte auf den Boden 
eingeſtellt: Religion, Wiſſenſchaft, 
Rechtspflege, Familie, Technik ufw., 
mit einem Erfolg, daß man heute 
bereits von den Chineſen als den Erben der ge— 
ſamten Weltwirtſchaft ſpricht. Nach dieſem Maß: 
ſtab und Vorbild ſoll unſere Bodenreform verſuchen, 
alle wirtſchaftlichen Kräfte für ihre Arbeit heranzu— 
ziehen. Nichts tut uns nötiger als praktiſche 
Bodenreform, wie ſie Gott ſei Dank an zahlreichen 
Orten ſchon die ſchönſten Früchte gezeitigt hat. 

Damaſchkes Werk als Schriftſteller enthalten 
folgende Bücher: 

Im Verlage von G. Fiſcher, Jena: 

Die Bodenreform. Grundſätzliches und Geſchichtliches 
zur Erkenntnis und Überwindung der ſozialen Not. Geh. 
3,.— RM., geb 4,50 RM. 136. Tauſend. 

Geſchichte der Nationalökonomie. 2 Bde., geheftet 
4, — RM., geb. 7, — RM., 85. Tauſend. 

Aufgaben der Gemeindepolitik. 40. Tauſend. Geh. 
3,— RM., geb. 4,50 RM. — Geſchichte der Redekunſt. Eine 
erſte Einführung. Geh. 1,80 RM., geb. 3,30 RM. M. Sch. 
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Buchbeſprechungen. 


Beamten⸗Taſchenbuch. Das gründliche und viel⸗ 
ſeitige Taſchenbuch, das für 1926 in 6. Auflage im 
Wirtſchaftsverlag Artur Sudau, Berlin SW 61, er⸗ 
ae dürfte unſern Beamten ein unentbehrlicher 

atgeber ſein. Bringt es doch alles Wiſſenswerte über 
Organiſationen, Spitzenbehörden, Rechtsverhältniſſe, 
Dienfteinkommen — kurz alles, was den Beamten 
intereſſiert. Auch der Nicht⸗Beamte wird vieles finden, 
ohne deſſen Kenntnis er nicht auskommen kann. 


Deutſches Staatsbürger⸗Taſchenbuch. Allgemeines 
Intereſſe beanſprucht dieſes im ſelben Verlag er⸗ 
ſcheinende Staatsbürger ⸗Taſchenbuch. Alle unſere 
öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe ſind in der Kriegs⸗ 
und Inflationszeit umgekrempelt worden. Wer kennt 
die Reichsgeſetzgebung, die heute gilt, ſo, daß er ſich in 
allen Lagen zu helfen wüßte? Auch den Verſailler 
Vertrag und das Londoner Abkommen, die unſer 
Schickſal bedeuten, müßte jeder in der Taſche tragen 
können. Die Verwaltung des Reiches und Preußens, 
Geldweſen, Eiſenbahntarife, Poſtſätze, Gerichts⸗ und 
Anwaltsgebühren, Einwohnerzahl der Städte, Kenn⸗ 
zeichen der Kraftfahrzeuge, Reichsrichtzahlen für die 


Lebenshaltung, Verſicherungen, Steuern ſind in 
knappen Worten und Tabellen dargeſtellt. 
Die Ernte der Zukunft. Von H. Wöllecke. Verlag 


Franz Tſcheiner, Breslau 2. 

Die noch etwas problematiſche Elektro⸗Boden⸗Kultur 
dürfte durch Schriften wie dieſe, infolge ihrer aus⸗ 
ſchweifenden und deshalb unwahr werdenden Ziel⸗ 


ſetzung nicht ſonderlich gefördert werden. Wohl 
geben zahlreiche Abbildungen übergroße Gemüſe 
wieder, die die mit Elektro-Terro-Apparaten be⸗ 


handelt ſind, doch ohne exakte Verſuchsergebniſſe. Nicht 
als ob wir den zahlreichen durch Landwirtſchafts⸗ 
kammern, den Reichsverband des Deutſchen Obſt⸗ und 
Gemüſebaus uſw. ausgeſprochenen Ablehnungen ein⸗ 
fach zuſtimmen wollten. Aber das, was wir bisher an 
wirklichen Ergebniſſen geſehen haben, einſchließlich 
einer von uns beſichtigten Anlage und was in dieſes 
Buch gebracht wird, ermutigt vorläufig nicht. Dennoch 
muß ein Kern darin ſtecken; auch die Wiſſenſchaft er⸗ 
wartet hier noch Ergebniſſe. Alſo Zurückhaltung und 
genauere Arbeit! 


Bewährte Gartenbau⸗Bücher. Unzählige Anfragen 
betreffen Raterteilung zur Beſchaffung von Büchern 
für den Siedlungs- und Gartenbau. In dem Drang 
der zahlreichen Neuerungen in unſerer Boden-Wirt⸗ 
ſchaft und dem noch immer unkonſolidierten Zuſtand, 
legten wir bisher wenig Wert darauf. Es ſchien uns 


wichtiger, das allgemeine Ziel zu propagieren. Nach⸗ 

ſtehend geben wir nur eine überlegte Auswahl: 
Moderne Siedlung. 

Leberecht Migge: Jedermann Selbſtverſorger. Verlag 


Eugen Diederichs, Jena. 

Der Kulturgürtel Kiel. Verlag Siedlerſchule Worps⸗ 
wede. 

Prof. Karl Ballod: Die Ackerſtadt. Weltverlag Berlin. 

Dr.-Ing. Hahn: Vom Aufbau einer neuen Stadt. Ver⸗ 
lag Conrad Hanf, Hamburg 8. 

Taut: Die neue Wohnung. Verlag Klinkhardt & Bier⸗ 
mann, Leipzig. 


Siedlungs⸗Geſetzgebung. 

Holzapfel: Siedlungs⸗Geſetzgebung. Vereinigung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Verleger. Walter de Gruyter & Co., 
Berlin W 10. 

Entwurf eines Städtebaugeſetzes. 
Berlin. 

Kaiſenberg: Kleingarten- und Kleinpachtland⸗Ordnung. 
Verlag Franz Vahlen, Berlin, Linkſtr. 16. 


Moderne Betriebswiſſenſchaft. 


Bornemann: Kohlenſäure und Pflanzenwachstum. Ver⸗ 
lag Parey, Berlin. 

Demtihinsky: Die Ackerbeetkultur. 
Berlin. 

Hermann Krantz: Binnenverſorgung durch Bodenkraft- 
mehrung. Verlag Benno Filſer, Augsburg. 

France: Das Leben im Acherboden. Franckhſche Ver⸗ 
lagsbuchhandl., Stuttgart. 


Bodenwirtſchaft des Auslandes. 
Froſt: Agrarverfaſſung und Landwirtſchaft in Belgien. 
Verlag Parey, Berlin. 
Derſ.: Agrarverfaſſung 
Holland. 

Eugene Simon: Das Paradies der Arbeit. 
Joſeph Huber, Dießen vor München. 0 
O. Franke: Ackerbau und Seidengewinnung in China. 

Verlag L. Friedrichſen & Co., Hamburg. 


Obſtbau. 


J. Rothmund: Mehr Erfolg im Obſtbau. 
Huchendubl, München. 


Verlag Heymann, 


Verlag Parey, 


und Landwirtſchaft in 


Verlag 


Verlag J. 


Janſon: Groß⸗Obſtbau. Verlag Paul Parey, Berlin, 
Hedemannſtr. 

Pönnecke: Die Fruchtbarkeit der Obſtbäume. Verlag 
Eugen Ulmer, Stuttgart. 

Derſ.: Warum und weil im Zwergobſtbau. 

Wilhelm Ewert: Vom neuzeitlichen Obſtbau. Parey, 
Berlin, Hedemannſtr. 

Gemüſebau. 

J Rothmund: Mehr Erfolg im Gemüſebau. Verlag 

Huchendubl, München. 
Landwirtſchaft. 
Krafft: Lehrbuch der Landwirtſchaft. 3 Bände. Verlag 


Parey, Berlin. 


Schädlings⸗Bekämpfun 

Flugblätter der Biolog. Anſtalt für 
wirtſchaft, Berlin⸗Dahlem. 

G. Kowollik: Schädigungen und Krankheiten der Kohl⸗ 
und Krautpflanzen. Verlag Geſchäftsſtelle des 
. Kleingartenfreundes, Breslau, Huben— 
traße 5 


and- und Forſt⸗ 


Kunſtdünger. 
Deutſche Landwirtſchaftliche Geſellſchaft, Düngerfibel. 


Berlin SW. 
Kleintierzucht. 


Velten: Die Kaninchenzucht. Verlag Eugen Ulmer. 
Stuttgart. 

Winninger: Die Geflügelzucht für den Kleinbetrieb. 
Verlag Eugen Ulmer, Stuttgart. 

Hoffmann: Das Buch von der Ziege. 
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